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Die große Freiheit der Kunst
Über die Auslegung von Artikel 5, Absatz 3 des Grundgesetzes

BODO PIEROTH

D ie Kunstfreiheit des Art. 5 Abs. 3 GG ist ein 
schöner Indikator für das große Maß an 
Freiheit, das heute in Deutschland unter 
dem Regime des Grundgesetzes herrscht. 

Nachdem die Freiheit der Kunst 1919 in der Weima-
rer Verfassung überhaupt das erste Mal in der deut-
schen Verfassungsgeschichte gewährleistet wurde, 
weil »früher unfreie Zustände« geherrscht hatten, 
hat der Parlamentarische Rat 1949 die Kunstfreiheit 
nicht nur übernommen, sondern auch noch verstärkt: 
Zum einen gelten alle Grundrechte nicht nur als Pro-
grammsätze, sondern »binden Gesetzgebung, vollzie-
hende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar 
geltendes Recht«. Zum andern ist die Kunstfreiheit 
ohne eine Ermächtigung zu einschränkenden Geset-
zen, also »vorbehaltlos« gewährleistet.

Zwar ist der Wortlaut des Art. 5 Abs. 3 GG seither 
unverändert geblieben. Aber Verfassungsrecht ändert 
sich nicht allein durch die Änderungen des Verfas-
sungstextes. Die Veränderungen der geschichtlich-
sozialen Wirklichkeit lassen das Verfassungsrecht 
nicht unberührt. Dieser Verfassungswandel reali-
siert sich vor allem in der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts, das letztinstanzlich über das 
Verständnis des geltenden Verfassungsrechts ent-
scheidet und dessen Entscheidungen nicht nur die 
Exekutive und Judikative binden, sondern in bestimm-
ten Fällen sogar Gesetzeskraft haben. Und das Bun-
desverfassungsgericht hat die Wirkkraft und Bedeu-
tung der Kunstfreiheit weiter ausgebaut.

Dabei hat die Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Kunstfreiheit teil an den zusätz-
lichen Funktionen oder Dimensionen der Grund-
rechte: Erstens gelten die Grundrechte nicht nur im 
Verhältnis zwischen dem Einzelnen und dem Staat, 
sondern grundsätzlich, wenn auch abgeschwächt, im 
Verhältnis zwischen den Einzelnen untereinander; 
man spricht von mittelbarer Drittwirkung oder Aus-
strahlung der Grundrechte. Damit wird darauf re-
agiert, dass Gefahren für die Freiheit und Gleichheit 
der Menschen im modernen hochkomplexen, indus-
trialisierten, globalisierten und digitalisierten Staat 

nicht nur von diesem, sondern auch von privater wirt-
schaftlicher und sozialer Macht ausgehen. Zweitens 
wirken die Grundrechte auf die Auslegung und An-
wendung des einfachen Rechts in der Weise ein, dass 
die Spielräume der Auslegung zur Erzielung eines 
verfassungsgemäßen Ergebnisses genutzt werden 
müssen; das nennt man verfassungs- oder grund-
rechtskonforme Auslegung. Zugunsten der Freiheit 
wirkt sich hierbei häufig der Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit aus. Drittens gebieten die Grundrech-
te grundsätzlich, dass der Staat nicht nur Eingrif-
fe unterlässt, sondern auch bei bestimmten Gefah-
ren zum Schutz der Grundrechte tätig wird; das be-
gründet Teilhabe-, Leistungs- und Schutzrechte des 
Einzelnen gegen den Staat.

Das bedeutet für die Kunstfreiheit: Erstens wird der 
Schutzbereich sachlich sehr weit verstanden. Nach 
dem sogenannten offenen Kunstbegriff handelt es 
sich um ein Werk der Kunst, wenn »es wegen der Man-
nigfaltigkeit ihres Aussagegehalts möglich ist, der 
Darstellung im Wege einer fortgesetzten Interpre-
tation immer weiter reichende Bedeutungen zu ent-
nehmen, sodass sich eine praktisch unerschöpfliche, 
vielstufige Informationsvermittlung ergibt«. Kunst ist 
also nicht auf überkommene Werktypen wie Malen, 
Bildhauen, Dichten, Theaterspielen usw. beschränkt, 
sondern umfasst auch neue, ungewöhnliche und über-
raschende Ausdrucksformen wie Happening, Aktions-
kunst, Live Performance, Straßentheater, Graffiti, sati-
rische Aufkleber und Poster usw. Erst recht kommt es 
nicht auf eine hohe Qualität des Kunstwerks an und 
ist die »engagierte« Kunst von der Freiheitsgarantie 

nicht ausgenommen. Weit wird der Schutzbereich 
auch in persönlicher Hinsicht verstanden: Sowohl 
der Werkbereich wie der Wirkbereich sind geschützt, 
außer dem Künstler also auch diejenigen, die eine 
»unentbehrliche Mittlerfunktion« zwischen Künst-
ler und Publikum ausüben wie der Verleger.

Zweitens dürfen die Schranken anderer Grundrech-
te, wie der Meinungs- oder der allgemeinen Hand-
lungsfreiheit nicht auf die Kunstfreiheit übertragen 
werden. Grenzen hat die Kunstfreiheit nur im soge-
nannten kollidierenden Verfassungsrecht: Es bedarf 
eines gleichrangigen Verfassungsguts, das gegen die 
Kunstfreiheit abzuwägen ist, wobei beiden die größ-
te Verwirklichung zu ermöglichen ist; das nennt man 
auch praktische Konkordanz. Ein einfaches Beispiel: 
Der grundrechtliche Schutz des Lebens verbietet den 
Mord auf der Bühne. Die gerichtliche Praxis hat es mit 
komplexeren Kollisionslagen zu tun. Häufig geht es 
um die Abwägung zwischen Kunstfreiheit und Allge-
meinem Persönlichkeitsrecht. 

Die einzigen beiden Male, in denen das Bundes-
verfassungsgericht ein Bücherverbot ausgesprochen 
hat, betrafen Schlüsselromane, die das Allgemeine 
Persönlichkeitsrecht Dritter so schwer beeinträchtigt 
haben, dass die Kunstfreiheit des Autors bzw. Verle-
gers dahinter zurücktreten musste, nämlich »Mephis-
to« von Klaus Mann und »Esra« von Maxim Biller. Als 
Verstoß gegen die Menschenwürde hat das Bundes-
verfassungsgericht die Karikatur von Rainer Hach-
feld in der Zeitschrift »konkret« gewertet, die den 
Bayerischen Ministerpräsidenten Franz Josef Strauß 
als Schwein darstellte, das sich an einem anderen 
Schwein in richterlicher Amtstracht sexuell betätig-
te. Im Übrigen hat das Gericht politisch oppositio-
nelle Kunst immer wieder geschützt, indem es straf-
rechtliche Verurteilungen wegen Äußerungsdelikten 
aufgehoben hat. Auch pornographische Kunstwerke 
fallen unter die Freiheitsgarantie; allerdings kann 
hier der grundgesetzliche Kinder- und Jugendschutz 

Die Grundrechte gelten nicht 
nur im Verhältnis zwischen 
dem Einzelnen und dem Staat, 
sondern auch im Verhältnis der 
Einzelnen untereinander

Worst Case
In den kommenden Monaten stehen 
in neun Bundesländern Kommunal-
wahlen und die Wahl zum Europä
ischen Parlament an. Im September 
folgen dann noch drei Landtagswah-
len. Den Wahlmarathon startet am 
26. Mai Thüringen. Zur Wahl stehen 
die Oberbürgermeister der fünf kreis-
freien Städte Erfurt, Jena, Gera, Wei-
mar und Suhl, die Oberbürgermeister 
der kreisangehörigen Städte Eisenach, 
Mühlhausen, Altenburg, Gotha und 
Ilmenau, 13 der 17 Thüringer Landräte, 
63 hauptamtliche und 19 ehrenamtli-
che Bürgermeister. Die Mitglieder al-
ler 17 Thüringer Kreistage. Die meis-
ten Mitglieder der Gemeinde- und 
Stadträte und viele Ortsteilbürger-
meister sowie Ortsteilratsmitglieder. 

Für den Kulturbereich sind die 
Kommunalwahlen die vielleicht 
wichtigsten Wahlen überhaupt, denn 
auf der kommunalen Ebene wird ent-
schieden, wie viel Geld dem Theater, 
dem Museum, der Bibliothek oder der 
Musikschule am Ort zur Verfügung 
gestellt wird und wer die Einrichtung 
leitet. Das kulturelle Leben findet zu 
einem großen Teil auf der kommu-
nalen Ebene statt, hier leben und ar-
beiten die Künstlerinnen und Künst-
ler, hier ist das kulturelle Angebot der 
Kultureinrichtungen und kulturel-
len Bildungseinrichtungen verortet. 
Hier finden der kulturelle Austausch 
und die Auseinandersetzung über das 
kulturelle Geschehen statt. Hier pas-
sieren auch die kleinen oder großen 
kulturellen Aufreger. Hier wird über 
zu viel Freizügigkeit im Theater oder 
auch über zu spießige Inszenierun-
gen gestritten. Deshalb sind die Wah-
len in den Städten und Gemeinden 
für uns so wichtig.

Nicht nur in Thüringen müssen 
wir uns auf den Worst Case vorbe-
reiten. Rechtsextreme werden bei 
den Wahlen in diesem Jahr an wich-
tige Schaltstellen, gerade in Kommu-
nen, gewählt werden. Bürgermeister 
und Landräte, nicht nur in Thürin-
gen, werden voraussichtlich in viel 
zu vielen Fällen von der AfD gestellt 
werden. In den Kreistagen, Gemeinde- 
und Stadträten wird der Einfluss der 
Rechtsextremen höchstwahrschein-
lich deutlich wachsen. Die Leitun-
gen von Kultureinrichtungen, die in 
kommunaler Trägerschaft sind, müs-
sen mit Verantwortlichen für Organi-
sation und Personal in der Verwal-
tung, wie Landräten und Bürgermeis-
tern, umgehen, auch wenn diese ei-
ner rechtsextremen Partei angehören. 
Sie müssen auch mit den gewählten 
Ratsvertretern ein Arbeitsverhältnis 
finden. Das ist für viele von uns Neu-
land und eine persönliche Überwin-
dung. Doch wir müssen uns dieser 
Herausforderung stellen. Der Deut-
sche Kulturrat hat die Bürgerinnen 
und Bürger aufgerufen, wählen zu ge-
hen und die demokratischen Parteien 
zu wählen! Noch haben wir es in der 
Hand, ob die Freiheit der Kunst erhal-
ten werden kann. In 
Thüringen und über-
all, wo in diesem Jahr 
gewählt wird.

Olaf Zimmermann,  
Herausgeber von  
Politik & Kultur

Wo brennt’s?
Kulturpolitik in der Kommune. Seiten 15 bis 27
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die Verbreitung einschränken. Drittens 
hat das Bundesverfassungsgericht auch 
die Interpretation der Grundrechte als 
Teilhabe-, Leistungs- und Schutzrechte 
des Einzelnen gegen den Staat auf die 
Kunstfreiheit angewendet, allerdings 
mit weniger weittragenden Folgen als 
bei den bisher betrachteten Weiterun-
gen. Aus der objektiven Wertentschei-
dung für die Freiheit der Kunst folgt 
zweierlei: Eine staatliche Förderung 
ist zwar grundsätzlich zulässig, aber 
nur sehr begrenzt verpflichtend. Der 
Pflichtgehalt hat sodann eine negati-
ve und eine positive Dimension: Es gibt 
einerseits keine Pflicht zur finanziellen 
Förderung einzelner Künstler, und die-
se haben keinen Anspruch auf finanzi-
elle Leistungen aus der Kunstfreiheits-
garantie, möglicherweise aber aus dem 
allgemeinen Gleichheitssatz. Anderer-
seits hat die grundsätzliche staatliche 
Pflicht zur Förderung freier Kunst nor-
mative Wirkungen für die Organisation 

und das Verfahren der Förderung. So 
muss die Förderung neutral erfolgen, 
d. h. der Staat darf sich nicht mit ei-
ner Kunstrichtung identifizieren, und er 
darf bestimmte Kunstrichtungen nicht 
diskriminieren, d. h. er muss für plu-
ralistische Vielfalt sorgen; das kann 
vor allem durch die Einschaltung un-
abhängiger sachverständiger Gremien 
geschehen.

Aktuell ist viel von einem neuen 
Kulturkampf und »cancel culture« als 
Folge von »political correctness« die 
Rede. Angesichts des in diesen Dis-
kussionen schnell ansteigenden Er-
regungspegels tut nüchterne juristi-
sche Betrachtung not, die zuallererst 
sorgfältige Differenzierung verlangt. 
Ich nehme als Beispiel Ausstellungen 
und Museen. Bei ihnen kommt »cancel 
culture« nur dann überhaupt in Be-
tracht, wenn sie staatlich veranstaltet 
oder getragen werden; Private haben 
die Freiheit zu entscheiden, ob sie et-
was zeigen wollen oder nicht. Sodann 
ist die Kunstfreiheit nicht beeinträch-
tigt, wenn Warnhinweise neben den 
Kunstwerken darauf aufmerksam ma-
chen, dass einige Betrachter das Werk 
anstößig oder verstörend finden kön-
nen. Man nimmt auf gewisse Befind-
lichkeiten des Publikums Rücksicht, 
ohne das Kunstwerk selbst zu beein-
trächtigen. Kommentierende Einord-
nungen sind in Ausstellungen und 
Museen seit je her üblich und regel-
mäßig hilfreich. 

Die Entscheidung über Anschaf-
fung und Präsentation von Kunstwer-
ken muss kunstspezifisch, d. h. allein 
nach künstlerischen Maßstäben, neu
tral und nicht-diskriminierend getrof-
fen werden. Sonstigem öffentlichen, 
heute digital verstärkten Druck, der so-
ziale, politische oder moralische Inte
ressen verfolgt, darf sich die öffentliche 

Hand grundsätzlich nicht beugen. Erst 
wenn sie es tut, kann von »cancel cul-
ture« gesprochen werden. Einschrän-
kend ist darauf hinzuweisen, dass die 
staatlichen Galerien und Museen zur 
Aufrechterhaltung der Funktionsfähig-
keit der öffentlichen Einrichtung das 
Hausrecht und die Ordnungsgewalt ha-
ben, die beispielsweise greifen, wenn 
die Gefahr besteht, dass Kunstwerke 
beschädigt oder zerstört werden. Die-
se Befugnisse haben noch größeres Ge-
wicht bei einer öffentlichen Einrich-
tung, die eine andere Aufgabe als die 
Pflege und Vermittlung der Kunst hat 
und für die die Kunst nur schmücken-
des Beiwerk ist, wie etwa an Gebäuden 
der Verwaltung. In diesen Fällen liegt in 
der Entfernung eines Kunstwerks keine 
Verletzung der Kunstfreiheit und kein 
Fall von »cancel culture« vor. 

Die verfassungsrechtliche Kunst-
freiheit ist in der Debatte um »poli-
tical correctness« häufig ein rhetori-
sches Kampfmittel, wenn eine Rechts-
verletzung behauptet wird, die nicht 
besteht. Gefährlicher ist der umgekehr-
te Fall, dass eine Rechtsverletzung in 
Abrede gestellt wird, wo sie tatsächlich 
existiert. Hierzu rechne ich die theo-
retisch verbrämte Forderung, Kunst-
werke zu zerstören, zu vernichten oder 
Künstlern bestimmte Sujets zu verbie-
ten. Denn auch wenn die Kunst und die 
Gesellschaft sich weiter wandeln wer-
den und es dementsprechend auch in 
Zukunft Verfassungswandel geben wird, 
setzt die Verfassung einem Abbau von 
Freiheit definitiv Widerstand entgegen.

Bodo Pieroth war bis zu seinem  
Eintritt in den Ruhestand 2013 Inhaber 
des Lehrstuhls für Öffentliches  
Recht und Direktor des Instituts für 
Öffentliches Recht und Politik an der 
Universität Münster

Kulturmensch Maren Kroymann
Fortsetzung von Seite 1
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Eigentlich wollte oder sollte sie Leh-
rerin werden. Die 1949 in Tübingen 
geborene »höhere Tochter aus ei-
nem Tübinger Akademikerhaushalt«, 
wie es auf ihrer Website heißt, kam 
im Elternhaus vor allem mit Hoch-
kultur in Berührung; die Pop- und 
Rockmusik ihrer Jugendzeit brach-
ten ihr zunächst die vier Brüder nahe, 
die im Gegensatz zur »unordentli-
chen« Schwester »ordentliche« Be-
rufe wählten. Musik jedenfalls spiel-
te schon früh in Kroymanns Leben 
eine wichtige Rolle. Statt des Leh-
rerberufs entschied sie sich für die 
Bühne. Schon ihr erstes Bühnen-
programm »Auf du und du mit dem 
Stöckelschuh« war ein voller Erfolg. 
Dass sie ihren wunderbaren Humor 
mit gewissen, häufig feministischen 
»Botschaften« verbindet, zeigte sich 
schon in diesem Programm. Es folg-
ten erste Fernsehauftritte und eine 
große Bühnen- und Fernsehkarriere. 
Als erste Frau erhielt sie mit »Nacht-
schwester Kroymann« eine eigene 
Satiresendung. Sie kann aber auch 
»ernst« und spielte und spielt in zahl-
reichen Fernsehproduktionen ganz 
unterschiedliche Rollen. Maren Kroy-
mann ist eine Künstlerin, die scharf 
beobachtet, das Beobachtete humor-
voll umsetzt und in einer großarti-
gen Bühnenpräsenz dem Publikum 
präsentiert. In ihrer Show »In My Six-
ties« feiert sie »50 Jahre Pubertät«, 
lässt die Musik der 60er Jahre ebenso 
Revue passieren wie pubertäre Erin-
nerungen. Sie habe haufenweise Rat-
geber lesen müssen, erzählt sie im 
Rahmen des Programms, mit »Regeln, 
wie man korrekt Mädchen ist«.  

Diese Regeln hat sie dann nicht mehr 
lange befolgt. 1993 outete sie sich als 
eine der ersten prominenten Frauen 
als lesbisch. Und in ihrer Sendung 
»Kroymann« thematisiert sie mit der 
Frage »Ist die noch gut?« humoris-
tisch-pointiert die »alternde Künst-
lerin«, die immerhin (noch einmal?) 
eine Show bekommt. Gegenüber der 
Produktionsassistentin erklärt sie: 
»Normalerweise lasst ihr doch Frau-
en über 50 gar nicht mehr vor die Tür  
 – zumindest nicht, wenn sie ausse-
hen wie über 50.« Das sitzt! Maren 
Kroymann wurde – zu Recht – mit 
zahllosen Preisen ausgezeichnet, 
die hier unmöglich alle gelistet 
werden können. Jetzt wurde sie mit 
dem Bundesverdienstkreuz geehrt. 
Die Redaktion von Politik & Kultur 
gratuliert sehr herzlich. 
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Baustelle  
Geschlechtergerechtigkeit 
Datenreport zur wirtschaft- 
lichen und sozialen Lage im  
Arbeitsmarkt Kultur

Gabriele Schulz, Olaf Zimmermann

!?=

Der aktuelle Datenreport zur 
wirtschaftlichen und sozialen Lage 
im Arbeitsmarkt Kultur ist da!
6 Seiten mit  Tabellen und  Schaubildern
ISBN ---- · , Euro

Im aktuellen Report werden Daten zur Zahl der Erwerbstätigen im Arbeitsmarkt Kultur, dem 
Frauenanteil, dem Einkommen und dem Gender-Pay-Gap zusammengestellt und bewertet. 
Der Datenreport geht sowohl auf Soloselbstständige als auch auf abhängig  Beschäftigte im 
Kulturbereich ein. Der Titel »Baustelle Geschlechter gerechtigkeit« macht deutlich, dass es noch 
viel zu tun gibt. Nach wie vor besteht eine geschlechtsspezifi sche Segregation der Berufe im 
Arbeitsmarkt Kul tur und nach wie vor existiert ein deutlicher Gender-Pay-Gap. Der Daten report 
schließt mit Vorschlägen der Autorin und des Autors ab, wie die Situation zu verbessern ist.

Bestellen Sie die Studie jetzt auf kulturrat-shop.de!

Die Beauf
tragung von 
Honorarkräften 
ist weder ehren-
rührig noch per 
se abzulehnen.
Problematisch 
wird es, wenn 
Honorarkräfte 
in einen Betrieb 
eingegliedert 
und nur darum 
nicht angestellt 
sind, weil die 
finanziellen 
Ressourcen 
für eine An-
stellung nicht 
ausreichen

Kein Wunschkonzert
Status von Selbstständigen im Kultursektor

OLAF ZIMMERMANN & 
GABRIELE SCHULZ

S ozialversicherungsrechtlicher Status 
ist kein Wunschkonzert; dieses ist 
ein Standardsatz im Fachausschuss 

Arbeit und Soziales des Deutschen Kultur-
rates, der von Heinrich Schafmeister, lang-
jähriges Vorstandsmitglied des Bundesver-
band Schauspiel und zuständig für Fra-
gen der sozialen Sicherung, im Ausschuss 
geprägt wurde. Der sozialversicherungs-
rechtliche Status, also abhängig beschäf-
tigt oder selbstständig, ist keine Frage der 
freien Auswahl, der persönlichen Vorliebe, 
des eigenen Selbstverständnisses oder der 
wirtschaftlichen Situation von Arbeit- oder 
Auftraggebern, sondern wird vielmehr von 
Kriterien bestimmt, die auf gesetzlichen 
Grundlagen beruhen und in Gemeinsamen 
Rundschreiben der Sozialversicherungen, 
die vom GKV-Spitzenverband, der Deut-
schen Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See, der Deutschen Rentenversiche-
rung Bund und der Bundesagentur für Ar-
beit herausgegeben werden, konkretisiert 
werden. Diese Gemeinsamen Rundschrei-
ben werden auch als Grundlage für die Be-
triebsprüfungen der Sozialversicherungs-
träger herangezogen, die alle vier Jahre bei 
Arbeitgebern stattfinden. 

In jüngster Zeit hat insbesondere das 
sogenannte Herrenberg-Urteil für Aufre-
gung im Kultursektor gesorgt. Das soge-
nannte Herrenberg-Urteil ist eine höchst-
richterliche Entscheidung vor dem Bun-
dessozialgericht (BSG), die im Fall einer 
Klavierlehrerin erging, die nach 15 Jahren 
als Honorarkraft in der Musikschule Her-
renberg ein Statusfeststellungsverfahren 
angestoßen hat. Sie ließ klären, ob bei ihr 
eine abhängige Beschäftigung nicht gebo-
ten sei, da sie organisatorisch in die Musik-
schule eingebunden ist. In letzter Instanz 
entschied am 30. Juni 2022 das Bundesso-
zialgericht, dass die Klavierlehrerin auf-
grund der tatsächlichen Umstände hätte 
angestellt werden müssen. Die Musikschu-
le bzw. die Stadt Herrenberg muss nun die 
Sozialversicherungsbeiträge nachzahlen.

Anderthalb Jahre nach dem BSG-Urteil 
besteht aktuell eine große Aufregung in 
der Kulturszene und teilweise wird ver-
breitet, niemand könne mehr im Bildungs-
bereich als Honorarkraft tätig sein. Dies ist 

mitnichten der Fall, ein genauerer Blick 
auf die Situation lohnt sich also.

Starker Anstieg selbstständiger  
Musiklehrer

Wird allein die Gruppe der in der Künstler-
sozialkasse versicherten Musiklehrerinnen 
und -lehrer betrachtet, kann festgehalten 
werden, dass sich deren Zahl in den letz-
ten 28 Jahren mehr als verdreifacht hat. Im 
Jahr 1995 wurden 8.514 Versicherte gezählt, 
im Jahr 2000 waren es schon 13.478, im Jahr 
2005 18.740, im Jahr 2010 23.456, im Jahr 
2015 26.159, im Jahr 2020 wurde der bishe-
rige Spitzenwert von 27.110 Versicherten in 
diesem Tätigkeitsbereich erreicht, im Jahr 
2023 sank der Wert auf 26.373 Versicherte. 
Die Zahlen belegen unseres Erachtens zwei-
erlei: Zum einen muss ein imaginäres Frü-
her, in dem es mehr Angebote musikalischer 
Bildung gäbe, zumindest mit Blick auf die 
selbstständigen Musiklehrerinnen und -leh-
rer deutlich hinterfragt werden; zum zwei-
ten stellt sich die Frage, ob dieser beträcht-
liche Aufwuchs an Selbstständigen mit ei-
nem gleichermaßen starken Aufwuchs an 
abhängig beschäftigten Lehrkräften einher-
ging oder ob der Ausbau des Angebotes mu-
sikalischer Bildung nicht zu einem erheb-
lichen Teil vor allem dank selbstständiger 
Lehrkräfte möglich war und nach wie vor ist. 

Nun ist die Beauftragung von Honorar-
kräften weder ehrenrührig noch per se abzu-
lehnen. Problematisch wird es dann, wenn 
Honorarkräfte in einen Betrieb eingegliedert 
und nur darum nicht angestellt sind, weil 
die finanziellen Ressourcen für eine Anstel-
lung nicht ausreichen. Der Verband deut-
scher Musikschulen hat für seine aktuell 
933 Mitgliedsschulen, die sich entweder in 
Trägerschaft der öffentlichen Hand befinden 
oder öffentlich gefördert sind, schon lange 
gefordert, dass ein Musikschulbetrieb, wie er 
als Leitbild vom Verband vertreten wird, mit 
Angestellten als Kernbestand von Beschäf-
tigten arbeiten muss. Das schließt nicht aus, 
dass unter bestimmten Umständen Hono-
rarkräfte beauftragt werden können. Diese 
Haltung des Verbands deckt sich mit seinen 
Positionierungen zum Fachkräftebedarf und 
der Forderung nach einer adäquaten Vergü-
tung bzw. tariflichen Einstufung von Mu-
sikschullehrerinnen und -lehrern. Diverse 
öffentliche Musikschulen haben nach dem 

Herrenberg-Urteil reagiert und Arbeitsver-
träge mit Musiklehrkräften geschlossen, die 
vorher dort selbstständig gearbeitet haben. 
Anders stellt sich vielfach die Situation bei 
freien Musikschulen oder auch Ballettschu-
len dar. Sie arbeiten sehr oft mit Honorar-
kräften zusammen. Ihr Geschäftsmodell ba-
siert vielfach darauf, dass die Inhaber selbst 
künstlerisch bzw. als Lehrkräfte tätig und 
über die Künstlersozialversicherung so-
zialversichert sind. In der Künstlersozial-
kasse Versicherte können höchstens einen 
Angestellten beschäftigen, ansonsten verlie-
ren sie ihren eigenen Versicherungsschutz. 
Das Herrenberg-Urteil könnte also das Ge-
schäftsmodell dieser Unternehmen tatsäch-
lich in Gefahr bringen. Hier stellt sich aller-
dings die Frage, ob dieses Geschäftsmodell 
generell unter sozialversicherungsrechtli-
chen Gesichtspunkten zukunftsfähig und 
kulturpolitisch wünschenswert ist. 

Andere Tätigkeitsbereiche 

Werden die Versichertenzahlen anderer 
Tätigkeitsbereiche der Künstlersozialkas-
se in den Blick genommen, zeigt sich bei 
der Mehrzahl ein langsames Absinken oder 
auch Ansteigen, beides ist vermutlich auf 
normale Schwankungen zurückzuführen. 
Im Zehnjahresrückblick zeigen sechs Tätig-
keitsbereiche auffällige Veränderungen: Im 
Tätigkeitsbereich Journalismus sank die Ver-
sichertenzahl von 22.720 (2013) auf 15.538 
(2023). Hier ist bereits seit einigen Jah-
ren der Trend festzustellen, dass sich die 
Versichertenzahl in der Altersgruppe über 
60 Jahre sukzessive erhöht und in den jün-
geren Altersgruppen nur wenige Versicherte 
nachwachsen. Es liegt die Vermutung nahe, 
dass eine Kohorte aus der Künstlersozial-
kasse langsam in den Ruhestand kommt und 
nicht in gleichem Maße selbstständige Jour-
nalistinnen und Journalisten nachfolgen.  

Im Tätigkeitsbereich Kamera hat sich 
die Zahl der Versicherten von 2013 (352) bis 
2023 (3.477) nahezu verzehnfacht, im Tä-
tigkeitsbereich Mediendesign ist von 2013 
(319) bis 2023 (2.857) nahezu eine Verneun-
fachung festzustellen, im Tätigkeitsbereich 
Choreografie von 2013 (305) bis 2023 (1.413) 
nahezu eine Verfünffachung, im Tätigkeits-
bereich Sprecher/Sprecherin ebenfalls von 
2013 (152) bis 2023 (816) nahezu eine Ver-
fünffachung und im Tätigkeitsbereich In-
dustrie-/Modedesign ist von 2013 (735) 
bis 2023 (2.352) eine Verdreifachung der 

Versichertenzahl festzustellen. Der Zu-
wachs an selbstständigen in der Künstler-
sozialkasse Versicherten wird verschiede-
ne Ursachen haben. Eine Ursache könnte 
die Veränderung der Auftragslage und die 
gestiegene Nachfrage nach künstlerischen 
Dienstleistungen sein. Es ist gut möglich, 
dass die Unternehmen lieber mit flexiblen 
bzw. hochspezialisierten Selbstständigen 
zusammenarbeiten als mit Angestellten, 
die nicht so flexibel einsetzbar sind. Wie 
bereits gesagt, die Zusammenarbeit mit 
Selbstständigen im Kultursektor ist einge-
übt, selbstverständlich und durchaus sinn-
voll. Abhängige Beschäftigung durch die 
Beauftragung von Selbstständigen zu er-
setzen, ist allerdings nicht der richtige Weg. 

Einschnitt Coronapandemie

Mit Blick auf die Wahrnehmung der wirt-
schaftlichen und sozialen Lage im Kultur-
bereich waren die Coronapandemie und 
insbesondere die damit einhergehenden 
Schließungen ein Einschnitt. Nicht nur 
wurde noch einmal deutlich, wie prekär 
die wirtschaftliche Lage vieler ist, es wur-
de vielen auch bewusst, dass die abhängige 
Beschäftigung gerade in einer Krisensitu-
ation den höheren sozialen Schutz bietet 
wie z. B. das Kurzarbeitergeld, das Arbeit-
geber beantragen und an ihre Mitarbeiten-
den zahlen konnten, wenn sie pandemie-
bedingt schließen mussten. Hieraus ent-
stand im Deutschen Kulturrat, nicht zuletzt 
im eingangs angeführten Fachausschuss 
Arbeit und Soziales, eine intensive Diskus-
sion, wie zumindest der Zugang von Selbst-
ständigen zur Arbeitslosenversicherung 
(siehe hierzu: https://is.gd/IoJOr7) verbes-
sert werden kann, um in Krisenzeiten eine 
verbesserte soziale Absicherung zu gewähr-
leisten. Ebenso wird darüber diskutiert, wie 
in den anderen Zweigen der Sozialversi-
cherung, speziell der Rentenversicherung, 
die soziale Absicherung von Selbstständi-
gen verbessert werden kann. Neben den 
unstrittig wichtigen gesetzlichen Verände-
rungen mit Blick auf die soziale Sicherung 
von Selbstständigen, ist es ebenso bedeut-
sam, die selbstständige Tätigkeit klar von 
der abhängigen Beschäftigung zu trennen. 
Beides, Selbstständigkeit und abhängige 
Beschäftigung haben ihre Vorzüge und ihre 
Berechtigung. Doch wie gesagt, Sozialver-
sicherung ist kein Wunschkonzert.

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer  
des Deutschen Kulturrates. Gabriele 
Schulz ist Stellvertretende Geschäftsfüh-
rerin des Deutschen Kulturrates
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Es fragt sich, warum 
das, was bis vor Kur-
zem noch dystopische 
Science-Fiction war, 
nun als verheißungs-
volle Zukunft gilt

Wie wird sich die Arbeit literarischer Übersetzerinnen und Übersetzer durch den Einsatz von KI verändern?
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Das ist kein Kultur-
gut. Das ist Schüttgut
Ungefragte und unvergü-
tete Nutzung von Werken  
der Literatur

NINA GEORGE

W ir müssen über das 
Schweigen der Poli-
tik sprechen, über die-
se zutiefst bestürzen-

de Wortlosigkeit gegenüber der Tat-
sache, dass erfolgreiche generative 
»KI«-Systeme – wie die stochastische 
Repetiermaschine ChatGPT, die vi-
suelle Plagiatsschleuder Midjourney, 
wie Sora, das Videoprogramm, mit 
dem sich jeder seine eigene Realität 
basteln kann –, auf jahrzehntelan-
gen, massiven Urheberrechtsverlet-
zungen beruhen. 

Wir reden zum Beispiel von 4 Mil-
lionen illegitim genutzten Buchwer-
ken aller Genres, vom Publikums
roman bis zum Fachbuch, die in gro-
ßen Sprachmodellen zusammen mit 
Presseartikeln, 51 Millionen Amazon
rezensionen und Twitter(X)posts als 
Grundlage für GPT, Bert, Llama oder 
Copilot dienen. Wir erleben einen seit 
über zehn Jahren wachsender Berg 
an »Trainingssets« mit unkreativen 
Namen wie »the Pile« oder Books1, 
Books2, Books3. In den Books-Sets 
stecken zwei meiner Werke fest; dank 
einiger Daten-Archäologen konnte 
ich das eruieren, denn wenig über-
raschend knickern die Oligopole mit 
Details, um keine Klagen zu riskieren, 
so sagte etwa Sam Altmann (Open 
AI). Immerhin wachsen trotz der 
Heimlichtuerei die Berge, oder viel-
mehr: Hügel, an Gerichtsverfahren 
gegen Microsoft, Meta, Alphabet und 
Konsorten, wie etwa die Sammelklage 
der US Authors Guild mit 18 Autoren, 
darunter George R. R. Martin, Jodi Pi-
coult und John Grisham, gegen Open 
AI. Stets sind es Schriftsteller, die li-
tigieren; das Schweigen der Verlags-
gruppen ist fast so auffällig wie das 
der politischen Entscheider. 

Seitens der KI-Unternehmen fin-
det derweil munter hochprofitable 
Wertschöpfung auf Basis ungefrag-
ter, unvergüteter Nutzung statt, und 
die derzeitige Software kannibalisiert 
mit Fake-KI-Büchern und unerlaub-
ten KI-Übersetzungen unseren Markt, 
ahmt reale Neuerscheinungen nach, 
bevor diese publiziert sind, – und pla-
giiert auf Prompt (getippte Befehls-
eingabe) wie »Schreib im Stil von…« 
Sentenzen, Figuren, Plots, Absätze 
und Ausdruck menschlicher Schöpfer. 

Wer jetzt reflexartig murmelt 
»Aber § 44b Urheberrechtsgesetz er-
laubt doch …?«, der sei erinnert, dass 
die Text- und Data-Mining-(TDM-)
Ausnahme, die kurz vor Verabschie-
dung der EU-Richtlinie 2019/790 in 
den Text gedübelt wurde, erstens 
nicht retroaktiv gilt und damit kei-
nerlei Schürfen von geschützten Wer-
ken für »KI«-Entwicklung vor dem 
7. Juni 2021 legitimiert. Zweitens, dass 
Text und Data-Mining weder tech-
nisch noch rechtlich die weitere Ver-
wendung für das Programmieren von 
generativer Informatik und das Her-
stellen von wirtschaftlichen Substi-
tuten intellektueller Güter abdeckt. 
Tech-Unternehmen sollten sich ge-
nau überlegen, ob sie auf dem san-
digen Grund von 44b ein generatives 
System bauen. Das dann jene Men-
schen ersetzt, von denen es sich vor-
her gratis bedient hat, als »low cost 
alternative« – gern schon verwen-
det in Agenturen, Pressehäusern, 
Hörbuchstudios und den einen oder 
anderen Buchverlagen. Generier-
te KI-Cover, KI-Übersetzungen, KI-

Stimmen, KI-Illus, KI-Klappentex-
te aus der Imitationsdose, ach, wie 
geil ist der Geiz.

Während die deutschen Digital- 
und Wirtschaftsministerien wenig 
überraschend vom Silicon Valleylein 
am Neckar träumen, zeigte sich bei 
den internationalen Urheberrechts-
konferenzen im Frühjahr 2024, dass 
auch juristische und kulturpolitische 
Ressorts das nonchalante »Schwamm 
drüber« dem Tacheles vorziehen. 
Alle streben eilig in die smarte Zu-
kunft, diskutieren gar eigene Rechte 
für die Plagiatsprodukte – und rufen 
uns Spaßverderben zu: »Dann optet 
doch out, wenn ihr kein TDM wollt!« 
(Opt-out: Rechtevorbehalt erklären, 
ein Verbotsschild an das eigene Werk 
bembeln.) Super Idee! Wenn es nicht 
eine bizarre Sache wäre, im Gesetz 
den Rechtevorbehalt so zu verlangen, 
dass er »maschinenlesbar« sein soll. 
Leider wurde versäumt mitzuteilen, in 
welcher Maschinensprache; ein Sätz-
lein im Impressum reicht nicht, tja, 
und da schauen wir ratlos, und wis-
sen nicht, ob wir jetzt alle 13,8 Millio-
nen in Europa zirkulierenden Buchti-
tel verbembeln, oder nur die digitalen, 
oder nur die seit 2022, wer zahlt die 
Kosten für diese Notwehr, wer kont-
rolliert, ob der Opt-out in Metadaten, 
ISCC-Code oder Kryptogramm res-
pektiert wird? Auch Menschen soll-
ten den Vorbehalt lesen können; es 
sei an die praktisch veranlagten Buch-
händler und Bibliothekare gedacht, 
die ein Buch in GPT kippen und zu-
sammenfassen lassen, anstatt selbst 
zu lesen. Zack, ist es unverlernbar in 
dem Wiederkäu-Automaten, Opt-out 
keine Option mehr.

Setzen Unternehmen auf maschi-
nelle Piraterieprodukte statt Men-
schen, muss klar sein: Dieselben 
Schutzprivilegien wie für Kulturgü-
ter, verringerter Mehrwertsteuersatz 
oder Buchpreisbindung, kann es für 
generierte KI-Kotze nicht geben. Das 
ist kein Kulturgut, das ist Schüttgut. 
Maschinenprodukte müssen men-
schenlesbare Warnungen erhalten; 
auch, weil der Leser es verdient, infor-
miert zu entscheiden, für was er sein 
Geld ausgibt. Es geht um Vergütungs-
legitimation gegenüber der VG Wort, 
es geht um korrekten Umgang mit öf-
fentlichen Geldern bei Preisen, Stipen-
dien oder Verlagsförderung, und dass 
man sich darauf verlassen kann, keine 
strunzfaulen Prompter zu würdigen.

Gesamtgesellschaftlich rollt eine 
Konsequenz auf uns zu, der sich die 
Politik stellen muss. Mehr Maschi-
nenoutput statt menschlicher Arbeit 
heißt: geringere KSK-Abgaben und 
höhere Belastungen für den Bund. 
Geringere Steuerzahlungen der sonst 
beauftragten menschlichen Schaffen-
den. Sinkende Einzahlungen in Vor-
sorgeleistungen und höhere Altersar-
mut. Gedemütigtes Handtuchwerfen, 
Fachkraftverluste – insbesondere bei 
Übersetzung –, Verlernen von Kultur-
techniken. Keinerlei Anreiz für jun-
ge Menschen, einen künstlerischen 
Beruf zu ergreifen. Mit disruptierten 
Märkten und mangelnder Durchset-
zung von Urheberrechten wird den 
Folgegenerationen eine unheilbare 
Ungleichheit hinterlassen.

Wer nun weiter schweigt, erklärt 
sein Einverständnis mit dem scham-
losesten Kulturdiebstahl seit Erfin-
dung von 0 und 1.

Nina George ist Schriftstellerin, 
Ehrenpräsidentin und Politische 
Beauftragte des European Writers’ 
Council (EWC), der 220.000 Autoren 
und Autorinnen aus 49 Organisa
tionen und 31 Ländern repräsentiert

Wortfolgen sind keine Texte
Das Berufsbild des literarischen Übersetzers verändert sich durch KI

CLAUDIA HAMM

S eit es textgenerierende KI gibt, 
sucht ein »Tool« nach mögli-
chen Anwendungen (oder auch: 

ein Produkt nach Käufern). Die Frage, 
wo die Automatisierung von Schreiben, 
Denken, Übersetzen und Entscheiden 
überhaupt sinnvoll sein könnte, zeigt, 
dass diese »Werkzeuge« nie als solche 
konzipiert wurden: Sie sind nicht aus 
einer Praxis heraus entwickelt worden, 
um diese zu erleichtern, sondern sol-
len diese simulieren und idealerweise 
substituieren. Das Fernziel aller großen 
KI-Anbieter ist die Entwicklung soge-
nannter »starker KI«, die Menschen in 
sämtlichen Tätigkeiten ersetzen oder 
übertreffen soll; die Sprachdaten sind 
dabei nur die Basis. Davon sind wir weit 
entfernt, und es fragt sich auch, warum 
das, was bis vor Kurzem noch dystopi-
sche Science-Fiction war, nun als ver-
heißungsvolle Zukunft gilt. Doch auch 
die Anpassung an die bestehenden Pro-
dukte verändert schon jedes Berufsbild. 
Was heißt das im Fall des literarischen 
Übersetzens? 

Zunächst einmal, dass diejenigen, die 
ersetzt werden sollen, der eigenen Aus-
plünderung zustimmen würden. Denn 
um sogenannte Große Sprachmodelle 
(LLMs) zu trainieren, auf denen Chat-
bots und Übersetzungssoftware basie-
ren, wurden und werden ohne Infor-
mation und Honorierung der Urhe-
berinnen und Urheber millionenfach 
geschützte Werke kopiert – auch die so-
eben verabschiedete EU-KI-Verordnung 
hat noch kein Regelwerk geschaffen, 
damit Einzelne ihre Rechte wahrneh-
men können. Das heißt, LLM-Anbieter 
bereichern sich an Texten, für die Men-
schen ihre Erfahrungen, Denkleistun-
gen, Ausbildungszeiten, Beziehungen, 
Träume und Traumata eingesetzt ha-
ben und von denen sie leben. Doch auch 
andere menschliche Leistungen wer-
den abgeschöpft. Da das Internet für 
die Entwicklung von Sprachmodellen 
wahllos durchgekämmt wurde, müssen 

Abertausende von »Ghost Workers« in 
Billiglohnländern zu hohen psychi-
schen Kosten erst einmal Gewalt und 
Diskriminierung herausfiltern – und 
kommen den Verzerrungen (»biases«) 
im Sprachoutput doch nicht bei. Und 
wer die kostenlosen Versionen ver-
wendet, stellt den Unternehmen seine 
Eingaben, Vorlieben und Nutzerdaten 
zur Verfügung und trainiert die Model-
le gratis mit. Generative KI ist ein ge-
klautes Auto. In diesem Auto kann man 
mitfahren. Man kann sogar Spaß daran 
haben, aber es bleibt ein geklautes Auto.

Doch da ist auch noch die Frage nach 
der Qualität. Eine Reproduktionssoft-
ware verarbeitet weder Emotionen noch 
ästhetisches Empfinden, sie kennt kei-
ne Wahrheit, kein Weltwissen, keine 
Schönheit – und Hässlichkeit –, kei-
nen Kommunikationsanlass und keine 
Gründe für Übersetzungsentscheidun-
gen. Stattdessen schafft sie mithilfe von 
Mustererkennung und Wahrschein-
lichkeitsrechnung Als-ob-Texte, hin-
ter denen niemand steht, die zahlrei-
che Falschbehauptungen enthalten und 
den Realitätssinn und Wahrheitsbegriff 
von Menschen verwirren. Denn Men-
schen haben einen Anlass, etwas »zur 
Sprache zu bringen«.

Literarische Texte haben unter ande-
rem eine appellative und eine phatische, 
also beziehungsstiftende Dimension. 
Jedes Buch spricht, wie es spricht, weil 
es gehört werden will und weil anders 
nicht dasselbe gesagt ist – dem gilt es, 
in der Übersetzung zu »entsprechen«. 
Der Ton eines Textes, das Register von 
Erzähler oder Figur, Slang, Sprachspie-
le, Ironie, Zitate, Sprüche, Rhythmus, 
Anspielungen auf andere Texte, alles, 
was tief im kulturellen Gedächtnis jeder 
einzelnen Sprachgemeinschaft wurzelt 
und diese immer wieder aktualisiert, 
muss beim Literaturübersetzen genau-
so erkannt, interpretiert und neuge-
staltet werden wie die persönliche Poe-
tik der Autoren. Lebendigkeit ist nichts, 
das man nachträglich wie Streusel auf 
Robotertexte streuen kann, wie Apolo-
geten des »Post-Editing« sich das vor-
stellen. Eine literarische Übersetzung 
entsteht aus Tausenden von Mikro-
entscheidungen, durch die das Sprach
material eine tiefe innere Verbindung 
eingeht, sie entsteht aus dem Durch-
gang durch Sprach- und Kulturkennt-
nis, Erfahrung, Recherche, Sinne, Ver-
stand und Emotion, aus einer Begeg-
nung mit einem anderen, sich selbst 
und der eigenen Sprachgemeinschaft. 
Literaturübersetzende hören und ge-
stalten Stimmen, die Lesende für die 
des Autors oder der Autorin halten. Ihm 
oder ihr gilt es, gerecht zu werden.

Maschinenübersetzungen mit ihrer 
fehlenden Zuwendung und Intention, 
ihrem mangelnden Verständnis und 
ihrer Kombination von Altbekanntem 
leisten all das nicht, insofern verdie-
nen sie gar nicht den Namen Überset-
zung – so wenig wie der Output von 

Chatbots Text genannt werden sollte. 
Künstliche Intelligenz ist keine Intel-
ligenz. Zu dieser gehört auch emotio-
nale, moralische, soziale, ästhetische 
Intelligenz und praktische Vernunft. 
All das kann entmenschlichte Spra-
che nur vortäuschen. 

Über 3.600 Personen und Instituti-
onen wie der Kulturrat Österreich, der 
PEN Berlin oder die American Litera-
ry Translators Association haben aus 
all diesen Gründen auf change.org das 
»Manifest für menschliche Sprache« der 
deutschsprachigen Literaturübersetzer-
verbände unterzeichnet. Bei der fran-
zösischen Initiative enchairetenos.org 
sind es über 6.200, darunter die Nobel-
preisträger Annie Ernaux, Olga Tokar
czuk und J. M. G. Le Clézio. Sie alle war-
nen davor, menschliche Übersetzungen, 
die »mit Hirn und Herz« entstehen, zu 
entwerten. Der Kreativberuf Literatur-
übersetzen darf nicht zu einer reinen 
Bearbeitertätigkeit mutieren. Weitere 
ökonomische Einbußen würden den Be-
ruf völlig unattraktiv machen, derzeit 
beträgt das durchschnittliche Jahres-
einkommen 18.000 Euro. Wir würden 
eine Kulturtechnik aufgeben, die da-
rauf beruht, dass Menschen sich über 
Texte begegnen und erfahren wollen. 
Der Ressourcenverbrauch würde noch 
mehr steigen (ein einziger Austausch 
mit ChatGPT kostet einen halben Liter 
Wasser; Strom und alles, was für Pro-
duktion und Verschrottung von Hard-
ware nötig ist, nicht mitgerechnet). Wir 
würden die Lust am originären Gestal-
ten aufgeben.

Claudia Hamm ist literarische 
Übersetzerin (u. a. der Werke von 
Emmanuel Carrère), Autorin und 
Theaterregisseurin

Ohne Information 
und Honorierung der 
Urheberinnen und 
Urheber werden mil-
lionenfach geschützte 
Werke kopiert
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Wer berufsmäßig 
Literatur übersetzt, 
weiß nicht einmal, 
wie ein nachhaltiges 
Geschäftsmodell aus-
sieht. Altersarmut ist 
vorprogrammiert

MEHR DAZU

Die Experimente des Projekts sind 
auf kollektive-intelligenz.de nach-
zulesen. Das Projekt wurde im 
Rahmen des Programms Neustart 
Kultur vom Deutschen Übersetzer-
fonds gefördert.

Über Elefanten sprechen
Übersetzen in Zeiten von KI

ANDRÉ HANSEN 

W enn Verschwiegenes zur 
Sprache drängt, steht 
manchmal auch im Deut-

schen ein Elefant im Raum. Lange war 
es verpönt, Romane oder Lyrik künst-
lich übersetzen zu lassen. Schweiß und 
Tränen gehörten zur Literaturarbeit 
selbst, nicht erst zur Durchsicht der 
Honorarabrechnung. Und doch war es 
ein offenes Geheimnis, dass sich eini-
ge Spracharbeiter künstlicher Intelli-
genz bedienten. Mit Heide Franck und 
Andreas G. Förster habe ich das Pro-
jekt »Kollektive Intelligenz« ins Leben 
gerufen. Die Absicht: über den Raum 
sprechen, in dem literarische Überset-
zungen heute entstehen. Der Wunsch: 
über die Elefanten sprechen, die sich 
in diesem Raum breitmachen.

Bei den ersten Planungen dachten wir 
noch nicht an große Sprachmodelle, 
die später unter Marken wie ChatGPT 
für Furore sorgen sollten. Wir dachten 
an maschinelle Übersetzungen, wie sie 
DeepL, Google Translate und Co. schon 
länger anboten. Die neuronale maschi-
nelle Übersetzung (NMT), die frühere 
Übersetzungsautomation abgelöst hat-
te, lieferte immer bessere Ergebnisse. Sie 
berücksichtigte immer mehr Kontext, 
lernte durch menschliches Feedback.

In einigen Marktsegmenten des 
(nichtliterarischen) Übersetzens führ-
te der technische Fortschritt bereits zu 
Preisverfall und Spezialisierung: Ohne 
profunde Fachexpertise, ohne Technik-
kenntnisse und ein besonders geschul-
tes Sprachgefühl hatte der freie Über-
setzer kein Geschäftsmodell mehr.

Wer berufsmäßig Literatur übersetzt, 
weiß nicht einmal, wie ein nachhalti-
ges Geschäftsmodell aussieht. Nach ei-
nem Vierteljahrhundert stagnierender 
Honorare ist Altersarmut vorprogram-
miert. Zum Schaffen von Weltliteratur 

motiviert vielmehr die Aufopferung 
für die Sache. KI-Übersetzungen stel-
len die Notwendigkeit eines solchen 
Opfers infrage und bedrohen nicht 
zuletzt deshalb Selbstbilder und Iden-
titäten. Also wagten sich 13 Überset-
zerinnen und ein Übersetzer an syste-
matische Experimente mit DeepL. Die 
einen bearbeiteten generierte Über-
setzungen schlicht nach, die anderen 
speisten die Autoübersetzungen in ein 
sogenanntes CAT-Tool ein. »Computer-
assisted translation« beruht nicht auf 
unberechenbarer KI, sondern auf einem 
schlichten Übersetzungsspeicher und 
auf Terminologie-Datenbanken. Die 
Kombination verschiedener Software-
systeme ist beim technischen Über-
setzen üblich und sollte für die Lite-
ratur fruchtbar gemacht werden. Drei 
Seiten eines Liebesromans oder eines 
populären Sachbuchs brachten die Teil-
nehmenden mit ihren jeweiligen Work-
flows aus dem Englischen ins Deutsche 
und hielten dabei in Berichten fest, wie 
es ihnen bei der Arbeit erging.

Zusammenfassend lassen sich bei al-
len Versuchsanordnungen drei transla-
tionspsychologische Effekte feststellen. 

Das NMT-System erzeugte unangemes-
sene oder steife Formulierungen und 
verleitete die Übersetzenden dazu, ent-
weder zu wenig zu ändern oder sich un-
nötig von akzeptablen Vorschlägen zu 
distanzieren. Dieser »priming effect« 
bezeichnet die Beeinflussung durch 
einen Text, der allein dadurch, dass er 
vorliegt, nicht unberücksichtigt bleiben 

kann. Der Konzentrationsbedarf wur-
de gerade bei flüssig klingenden Vor
übersetzungen als höher eingestuft, 
was einen »fatigue effect« nahelegt. 
Zudem schiebt sich der maschinell ge-
nerierte Text vor das Original und wird 

bisweilen als Hürde wahrgenommen, 
was für einen »obstacle effect« spricht.

Die Ergebnisse wurden in der Bran-
che oft so rezipiert, dass sich KI-Einsatz 
nicht lohne. Es gab jedoch auch Kritik 
an der Methode. Wenn einem die Fall-
stricke der NMT-Systeme nicht bewusst 
seien, könne man auch nicht produk-
tiv damit arbeiten. Es sei eine Frage der 
Gewohnheit, des sachgerechten Um-
gangs mit der Technik. Und mit Large 
Language Models sei ohnehin eine neue 
Ära angebrochen.

Viel deutet nicht darauf hin, dass 
ChatGPT für literarische Texte bessere 
Übersetzungsangebote macht als DeepL. 
Zur automatisierten Textanalyse und 
zum Feintuning von NMT-Systemen 
scheinen die neueren Modelle aller-
dings zu taugen. Adaptive Überset-
zungssysteme, die sich bei der Arbeit 
an einem längeren Text eine bestimmte 
Wortwahl, Syntax und Stilistik merken 
und in Begleitung der Übersetzungs
arbeit immer passendere Vorschläge 
unterbreiten, könnten eine echte Berei-
cherung für die Welt der literarischen 
Übersetzung sein. Für den 22. November 
2024 ist im Literarischen Colloquium 

Berlin eine Konferenz des Deutschen 
Übersetzerfonds in Kooperation mit der 
»Kollektiven Intelligenz« geplant, auf 
der solche Elefantenfragen unter dem 
Titel »KI, aber wie?« diskutiert werden.

Das Bild des Übersetzers, dem der 
Dialog mit dem Geist des Originals 
Lohn genug ist, hat jedenfalls mit den 
aktuellen Arbeitsweisen nicht viel zu 
tun. Das heißt auch: Das Verdienst um 
die Literatur ist nicht genug. Die Ho-
norare müssen steigen.

André Hansen ist Literaturübersetzer, 
Co-Leiter des Projekts »Kollektive 
Intelligenz« und Beisitzer im Vorstand 
des Verbands deutschsprachiger 
Übersetzer/innen literarischer und 
wissenschaftlicher Werke (VdÜ)

Kollektive statt Künstliche Intelligenz: im »Schwarm« über den Raum sprechen, in dem literarische Übersetzungen entstehen 
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Übersetzer sind  
Urheber eines Werks
Förderpraxis in Zeiten von KI

JÜRGEN JAKOB BECKER

D er Deutsche Übersetzerfonds 
(DÜF) vergibt ca. 250 Stipen-
dien pro Jahr. Mehrheitlich för-

dern wir dabei Übersetzerinnen und 
Übersetzer fremdsprachiger Werke ins 
Deutsche, sofern die Übersetzung die-
ser Werke eine anspruchsvolle sprach-
liche literarische Gestaltung erfordert. 
Dazu vergeben wir die sogenannten 
»Radial-Stipendien«; diese richten sich 
an Übersetzerinnen und Übersetzer mit 
Wohnsitz in Deutschland, die deutsch-
sprachige Literatur in eine andere Spra-
che übertragen. Stipendien sind indi-
viduelle Förderungen, sie verschaffen 
den Übersetzenden Freiräume, dienen 
der Fortbildung und der Entfaltung 

übersetzerischer Möglichkeiten oder 
machen in Form von Reisestipendien 
mobil. Die Mehrzahl der Stipendien 
wird für in Arbeit befindliche Überset-
zungsprojekte gewährt, für die ein Ver-
lagsvertrag geschlossen wurde. 

Verändern die Fortschritte der KI-
basierten Übersetzungstools und 
Textgeneratoren die Förderpraxis 
des Deutschen Übersetzerfonds?

Das Grundsätzliche vorweg: Überset-
zerinnen und Übersetzer können sich 
allein als künstlerisch schöpfende In-
dividuen, also als Urheber eines Werks, 
um unsere Stipendien bewerben. Sie 
stehen dabei in einer Verantwortungs-
beziehung zum auftraggebenden Verlag 

wie zur Autorin, zum Autor des Origi-
naltextes, sie haben den Anspruch, dem 
Originalwerk gerecht zu werden, und 
stehen dafür mit ihrem Namen ein. Die 
Entscheidung über die Hilfsmittel, die 
sie bei der Erstellung des jeweiligen 
Werks benutzen, liegt in ihrer Verant-
wortung. Eine Abfrage oder gar Über-
prüfung durch den Deutschen Überset-
zerfonds, ob und inwieweit dabei neben 
Weltwissen, Wörterbuch und Web auch 
KI-unterstützte Hilfsmittel verwendet 
werden, findet nicht statt. Unsere Jurys 
haben die Aufgabe, die Komplexität und 
literarische Qualität der Übertragung 
in die Zielsprache zu beurteilen. Auch 
wenn sich der Maschinenpark erwei-
tert hat: Zum jetzigen Zeitpunkt drängt 
sich eine Präzisierung unserer Verga-
berichtlinien nicht auf.

Eine Umfrage unter professionel-
len Literaturübersetzern in Deutsch-
land, Österreich und der Schweiz hat 
unlängst ergeben, dass Übersetzungs-
programme wie DeepL mitunter ein-
gesetzt werden – als möglicher Side-
kick oder als Inspiration für einzelne 
Textstellen; wobei die Vorschläge der 

Maschine in aller Regel Anstöße sind 
und im Endeffekt keine Zeiterspar-
nis bringen. Die Feldversuche der vom 
DÜF geförderten Initiative »Kollekti-
ve Intelligenz« haben bislang ergeben, 
dass das »Post-Editing« – das Nachbe-
arbeiten eines maschinell übersetzten 
Texts – meist eine zeitfressende, auch 
nervtötende und in künstlerischer Hin-
sicht überaus unbefriedigende Praxis 
ist. Die fürs anspruchsvolle Überset-
zen erforderliche sprachliche Kreati-
vität kann KI nicht ersetzen, und auf 
ihre auf Wahrscheinlichkeiten basie-
rende »Interpretation« dessen, was im 
Original steht, ist eben fürs konkrete 
Einzelne kein Verlass. Man mag noch 
so bereitwillig grobe Schnitzer besei-
tigen und menschliche Politur auftra-
gen – maschinell übersetzte Texte blei-
ben qualitativ hinter den Möglichkei-
ten einer Humanübersetzung zurück.

Ein Blick in die Verträge zeigt bis-
lang wenig Bewegung in der Sache, ge-
schweige denn Folgen für unsere Ver-
gabepraxis. Es ist gut denkbar, dass 
Verlage »die Verwendung von KI« (ein 
weites Feld, was genau soll das heißen?) 

künftig genauer markiert sehen möch-
ten oder auf Geheiß des lizenzgeben-
den Verlags oder des jeweiligen Origi-
nalautors KI-basierte Übersetzungen 
untersagen. Es mag Marktsegmente 
geben, in denen die sprachliche Ge-
staltung weniger zählt und der nach-
bearbeitete maschinelle Output genüg-
sam hingenommen wird – diese Seg-
mente stehen allerdings nicht im Fokus 
unserer Förderung. In deren Zentrum 
stehen Menschen – Menschen mit ih-
ren geistigen Schöpfungen, Menschen, 
auf deren Interpretationsvermögen, 
Sprachkraft und Sensibilität gutes li-
terarisches Übersetzen beruht und für 
deren Weiterbildung, auch in Sachen 
Machine Translation Literacy, der Deut-
sche Übersetzerfonds Angebote macht. 
Wir begleiten den steten Wandel, dem 
das Wissen und das Bewusstsein über 
die Arbeit des Übersetzens unterliegen, 
und fördern individuelle Bestrebungen, 
die kreativen Ausdrucksmöglichkeiten 
übersetzter Literatur zu erweitern. 

Jürgen Jakob Becker ist Geschäftsführer 
des Deutschen Übersetzerfonds

Das NMT-System 
erzeugte unangemes-
sene oder steife For-
mulierungen und ver-
leitete dazu, zu wenig 
zu ändern oder sich 
unnötig von akzep
tablen Vorschlägen  
zu distanzieren
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Tief berührend: Die Gedenk- und Grabstätte für die Opfer rassistischen Terrors auf dem Hauptfriedhof in Hanau
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FRIEDHOFS- 
KULTUR

Friedhöfe sind Kulturorte! Seit der 
Ausgabe 9/23 stellt Tobias Pehle 
in Politik & Kultur ausgewählte 
Friedhöfe vor. Sie finden die bis-
her erschienenen Beiträge unter:  
politikkultur.de/autor/tobiaspehle

Reform-Tagebuch (Folge 1)
Die Strategie zur Umsetzung künftiger Strukturen der Stiftung Preußischer Kulturbesitz 

HERMANN PARZINGER

Der Stiftungsrat der Stiftung Preußi-
scher Kulturbesitz (SPK) hat im De-
zember 2022 einen wegweisenden 
und von Bund und allen 16 Ländern 
gemeinsam getragenen Beschluss zur 
künftigen Struktur der SPK gefasst. 
Innerhalb der SPK ist für den Reform
prozess seit Anfang 2023 ein aus 
sieben Personen bestehendes Kolle-
gialorgan federführend, vorläufig »In-
terimsvorstand« genannt. Er besteht 
aus leitenden Vertreterinnen und Ver-
tretern der Einrichtungen, die die-
sen Prozess gemeinsam mit dem Prä-
sidenten steuern. Dies nimmt bereits 
die künftige Leitungsstruktur mit 
Vorstand und einem Präsidenten als 
Vorstandsvorsitzenden vorweg. 

Wir waren uns dabei sehr schnell 
einig, dass sich die Reform nicht 
ausschließlich auf organisatorisch-
strukturelle Fragen beschränken darf, 
so notwendig diese für mehr Autono-
mie und größere Gestaltungsspielräu-
me der Einrichtungen auch sind. Die-
sen Fragen widmen wir uns, unter-
stützt durch »Partner Deutschland 
(PD)« als externe Berater, auch inten-
siv. Auch der regelmäßige und pro-
duktive Austausch mit der Beauftrag-
ten der Bundesregierung für Kultur 
und Medien (BKM) ist dabei von gro-
ßer Bedeutung. Der Stiftungsratsbe-
schluss vom Dezember 2022 spricht 
sich jedoch auch für eine Stärkung der 

SPK als großer und vielfältiger Ver-
bund von möglichst autonom agie-
renden Museen, Bibliotheken, Archi-
ven und Forschungsinstituten aus. Da-
bei stellt sich auch die Frage nach dem 
Selbstverständnis und der Zukunfts-
vision. Keine Reform ohne Strategie. 
Im Frühjahr 2023 hat der Interimsvor-
stand deshalb einen Strategieprozess 
»SPK 2030« initiiert. Der Verbund SPK 
gibt sich damit erstmals einen überge-
ordneten handlungsleitenden Rahmen, 
der nach innen und außen ein klares 
Zielbild kommuniziert und für die Ar-
beit des Verbundes in den nächsten 
Jahren die Prioritäten setzen soll. Die 
von uns erarbeitete Vision beschreibt, 
wohin wir uns bis 2030 entwickeln 
sollen, welche Wirkung wir entfalten 
wollen und welche Erfolgsmerkmale 
uns dabei leiten. 

Zentrales Element unserer Vision 
ist es, Menschen, Zeiten und Räume 
zu verbinden und dadurch einen 
Mehrwert für unsere Zielgruppen 
zu schaffen. Wir wollen als starkes 
Netzwerk und auf der Basis unserer 
Sammlungen und unseres Wissens 
Vielfalt erlebbar machen, unsere Ex-
pertisen in gesellschaftliche Debat-
ten einbringen und partnerschaftlich 
die Zukunft mitgestalten. Dafür ha-
ben wir sieben Wirkungsfelder defi-
niert, die einer Zielgruppenlogik fol-
gen und genau abbilden, für wen der 
Verbund SPK mit seinen Aktivitäten 
einen Mehrwert schaffen möchte. 

Diese Wirkungsfelder richten sich so-
wohl nach innen wie auch nach außen. 
Für jedes dieser Wirkungsfelder hat 
der Interimsvorstand Fokusthemen 
entwickelt und priorisiert. Erstens 
wollen wir im Hinblick auf die Mit-
arbeitenden der SPK eine Kultur der 
Wertschätzung fördern und Raum für 
Initiativen der Mitarbeitenden schaf-
fen. Zweitens wird die SPK als Organi-
sation unternehmerisch handeln und 
ihre Angebote und Dienstleistungen 
nachhaltig gestalten. Drittens suchen 
wir den aktiven Austausch mit unse-
rem Publikum und sprechen mit un-
seren vielfältigen Programmen viele 
verschiedene und immer wieder auch 
neue Gruppen an. Viertens wollen wir 
für die wissenschaftlichen Fach-Com-
munities national und international 
ein attraktiver Kooperationspartner 
sein, der über eine besondere Exper-
tise im Bereich der sogenannten Klei-
nen Fächer verfügt und auf der Basis 
seiner Sammlungen Forschungen an 
den Schnittstellen der Disziplinen för-
dert. Fünftens suchen wir den Aus-
tausch mit der Gesellschaft, ermögli-
chen Teilhabe und stärken Diversität 
und Inklusion. Sechstens stehen wir 
im regelmäßigen Austausch mit unse-
ren Trägern in den Ländern und wol-
len Bühne und Schaufenster für Län-
dereinrichtungen in der Hauptstadt 
sein. Siebtens engagieren wir uns 
durch unsere vielfältigen Kooperati-
onen mit internationalen Partnern in 

der auswärtigen Kultur- und Bildungs-
politik und schärfen dabei unser zu-
künftiges Selbstverständnis und unse-
re Handlungsmöglichkeiten. 

Jedes dieser sieben Wirkungsfelder 
wird von einem Mitglied des Interims
vorstandes betreut; sie sind in den 
kommenden Jahren für den Verbund 
der Stiftung handlungsleitend. Ein 
Strategieprozess kann jedoch – soll 
er wirklich Wirkung entfalten – nicht 
ohne Einbindung der Mitarbeiter-
schaft erfolgreich sein. In einer in 
Form von mehreren Präsenzveranstal-
tungen organisierten »Roadshow« ha-
ben die Mitglieder des Interimsvor-
standes die Eckpunkte der Vision »SPK 
2030« den Mitarbeitenden persönlich 

vorgestellt und für die Mitarbeit in Ar-
beitsgruppen geworben. Dabei haben 
die Mitglieder des Interimsvorstandes 
die Strategie ganz bewusst nicht in ih-
ren eigenen Einrichtungen bzw. an ih-
ren Standorten vorgestellt, sondern in 
solchen SPK-Institutionen, denen sie 
eben gerade nicht vorstehen. Dadurch 
sollte deutlich werden, dass sich der 
siebenköpfige Interimsvorstand als 
Team versteht und jenseits von Parti-
kularinteressen der jeweiligen Einrich-
tungen  – so legitim sie sein mögen – 
gemeinsame strategische Ziele für den 
Verbund der SPK verfolgt. 

Partizipation ist uns wichtig, auch 
wenn sich dies in einer sehr großen 

und vielfältigen Institution wie der 
SPK mit 2.000 Mitarbeitenden als eine 
besondere Herausforderung darstellt. 
Für die sieben Wirkungsfelder unserer 
Strategie haben sich nun sieben Ar-
beitsgruppen etabliert, die jeweils Vor-
schläge für konkrete Maßnahmen er-
arbeiten werden. Parallel dazu hatten 
Mitarbeitende, die mit ihren Ideen bei-
tragen möchten, selbst aber nicht an 
einer der Arbeitsgruppen teilnehmen 
können, die Möglichkeit, ihre Über-
legungen in einem Whiteboard ein-
zutragen, damit diese in die weiteren 
Überlegungen Eingang finden. Unser 
Ziel ist es, zum Stiftungsrat der SPK im 
Juli bereits erste Maßnahmen vorstel-
len zu können, die dann in der zweiten 
Jahreshälfte 2024 bereits in die Umset-
zung gehen sollen. Dazu wird der In-
terimsvorstand aus der Fülle der Vor-
schläge der Arbeitsgruppen diejenigen 
Initiativen auswählen und priorisieren, 
die in einem ersten Schritt umgesetzt 
werden sollen. 

Dafür sind entsprechende Struktu-
ren aufzubauen, ferner gilt es, die Maß-
nahmen fortlaufend zu evaluieren. Es 
ist deshalb auch Teil dieses Strategie-
prozesses, Kennzahlen zu erarbeiten, 
mit deren Hilfe wir den Erfolg der ein-
zelnen Maßnahmen messen können. 
Dieser Strategieprozess ist nicht zu-
letzt auch deshalb von so großer Be-
deutung für die Reform der SPK, weil er 
durch die Bildung von Arbeitsgruppen 
erstmals eine wirklich konkrete Mit-
wirkung der Mitarbeitenden ermög-
licht. Die SPK der Zukunft muss von 
allen gemeinsam getragen werden. 

Hermann Parzinger ist Präsident der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz

Gedächtnislandschaft im Zeichen der Integration
Der Hauptfriedhof in 
Hanau mit der Gedenk-  
und Grabstätte für die 
Opfer rechten Terrors  
vom 19. Februar 2020

TOBIAS PEHLE

E ine Kulturform, die sich nicht 
mehr weiterentwickelt, ist Ge-
schichte. Auch deshalb legt die 

Deutsche UNESCO-Kommission bei der 
Ernennung eines Immateriellen Kultur-
erbes großen Wert darauf, dass es aktiv 
von Menschen gelebt und weiterentwi-
ckelt wird. Das gilt ganz besonders für 
die Friedhofskultur, die seit vier Jahren 
im Kulturerbe-Verzeichnis steht. 

Die Art und Weise, wie wir bestatten, 
trauern und gedenken, hat sich im Laufe 
der Zeit stets verändert. Seit mehreren 
Jahren ist dies beispielsweise bei Trauer
feiern erfahrbar: Häufig sind Popsongs 
statt klassischer Musik zu hören, Men-
schen tragen nicht mehr nur Schwarz, 
und neben klassischer Trauerfloristik 
werden bunte Blumen als letzter Gruß 
niedergelegt. Zurzeit erfahren die Ver-
änderungsprozesse auf dem Friedhof 
eine besondere Dynamik. Unsere Gesell-
schaft ist bunter und vielfältiger gewor-
den – und das spiegelt sich auch bei den 
Trauer- und Erinnerungsritualen. Zu den 
spannenden Fragen zählt, wie wir vor al-
lem mit muslimischen Bestattungen in 

unserer christlich-abendländisch ge-
wachsenen Trauertradition umgehen. 
Hier erweist sich die Friedhofskultur als 
besonders integrativ, denn im Trauern 
und Erinnern zeigen sich Menschen 
auch jenseits von Herkunft und Religi-
on, Alter oder sozialem Status geeint. 

Ein herausragendes Beispiel dafür ist 
der Hauptfriedhof in Hanau, ein klas-
sischer deutscher Parkfriedhof, wie er 
Mitte des 19. Jahrhunderts in vielen 
deutschen Städten entstand. Auf dem 
schönen, gut 14 Hektar großen Areal 
mit seinem alten Baumbestand, den 
historischen Grabstellen und einem 
Ehrenfriedhof finden bereits seit 2001 
auch muslimische Bestattungen statt. 
Dafür hatte man zunächst ein weit-
läufiges Grabfeld mit 200 Wahl- und 
80 Reihengräbern ausgewiesen, das be-
reits um gut 100 weitere Bestattungs-
plätze erweitert wurde. Sie ermöglichen, 
die Toten so auf der rechten Körper
seite abzulegen, dass ihr Kopf Richtung 
Mekka ausgerichtet ist. Längst gehören 
muslimische Beisetzungsrituale zum 
Alltag auf dem Hauptfriedhof der Brü-
der-Grimm-Stadt, und die Vorschriften 
wurden so angepasst, dass die Angehö-
rigen ihre Verstorbenen selbst auf den 
Schultern zum Grab tragen und dort in 
die Erde legen können.

Das muslimische Grabfeld ist auf den 
ersten Blick kaum von anderen Grabfel-
dern zu unterscheiden. Viele Muslime 
gestalten und pflegen ihre Gräber nach 
hiesigen Traditionen, mit ähnlichen, zu-
meist schwarzen Grabsteinen und saiso-
nalem Blumenschmuck. Was den Hanau-
er Hauptfriedhof so bedeutsam macht, 
ist die weiß strahlende, äußerst gepfleg-
te Gedenkstätte, die an die Opfer des ras-
sistischen Mordanschlags am 19. Feb-
ruar 2020 erinnert. Ihm fielen neun zu-
meist junge Menschen zum Opfer, drei 
von ihnen liegen hier nebeneinander be-
graben: Ferhat Unvar, Hamza Kurtović 
und Said Nesar. An die weiteren sechs 
Opfer erinnern flache, in den Boden 

eingelassene Gedenksteine. Es ist ein 
ungemein berührender Ort, an dem gro-
ße Schautafeln an jede einzelne Persön-
lichkeit in lebendigen Geschichten er-
innern. Die Texte führen eindrucksvoll 
vor Augen, dass die Ermordeten friedlich 
lebende Bürgerinnen und Bürger Ha-
naus und selbstverständlicher Bestand-
teil unserer Gesellschaft waren. Und dem 
entspricht auch die von den Angehöri-
gen gepflegte Grabanlage: Sie fügt sich 
auf gewisse Weise wie selbstverständ-
lich in diesen historisch gewachsenen, 
geschichtsträchtigen Friedhof ein. 

Der Hanauer Friedhof erweist sich 
als Seismograf unserer Gesellschaft – 
und das nicht nur in Bezug auf die Ge-
denkstätte. Hier lässt sich vieles zum 
Thema Integration sinnbildlich lesen: 
So hat es sicher eine eigene Ausdrucks-
kraft, dass das muslimische Grabfeld 
nicht etwa in der Mitte des Friedhofs 
zu finden ist, sondern am Rand, ge-
nauer gesagt sogar am äußersten 
Ende (vom Haupteingang aus gesehen). 

Das Andenken an eines der Opfer, an 
Gökhan Gültekin, hält dessen Bruder 
Çetin mit großem Engagement wach. Er 
hat dazu auch einen Spiegel-Bestseller 
geschrieben: »Geboren, aufgewachsen 
und ermordet in Deutschland«. Aber 
nicht beigesetzt, möchte man fast un-
willkürlich ergänzen in Anbetracht der 
Tatsache, dass Gökhan nicht in seiner 
Heimatstadt Hanau die letzte Ruhe ge-
funden hat, sondern in der Heimatstadt 
seines Vaters, im türkischen Ağrı. Und 
das ist eben auch Realität: Viele, vor al-
lem türkisch eingewanderte Familien 
lassen ihre Verstorbenen immer noch 
im Land ihrer Vorfahren beisetzen und 
nicht hier, wo sie seit Jahrzehnten leben. 

Nicht unerwähnt bleiben sollte, 
dass die Stadt Hanau 2022 beschlos-
sen hat, für die Opfer ein Mahnmal des 
Künstlers Heiko Hünnerkopf zu errich-
ten. Bislang allerdings hat man dafür 
noch keinen passenden Ort gefun-
den. Einen festen Platz hat die Erin-
nerung dennoch: die Gedenkstätte auf 

dem Friedhof. Das unterstreicht ein-
mal mehr die enorme Bedeutung die-
ses Kulturraums für die Stadtgeschichte  
 – nicht nur in Hanau. Die Angehörigen 
wünschen sich, dass das Mahnmal zen
tral in der Innenstadt errichtet wird, um 
ein deutliches Zeichen gegen rechten 
Terror zu setzen. 

Auch deshalb haben sie durchgesetzt, 
dass am Gedenktag des Anschlags auf 
dem Friedhof keine politischen Re-
den mehr gehalten werden. So kam es, 
dass im letzten Jahr auch hochrangige 
Politikerinnen und Politiker wie Innen
ministerin Nancy Faeser zum stillen 
Andenken auf dem Hauptfriedhof zu-
sammenkamen, um eben genau das zu 
tun, wofür Friedhöfe so unverzichtbar 
sind: Trauern und Erinnern. 

Tobias Pehle ist Geschäftsführer  
des Kuratoriums Immaterielles Erbe 
Friedhofskultur, dem Partner der 
Deutschen UNESCO-Kommission für 
diese Kulturform
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Sprachen, die 
von Sprechern 
aus afrikani-
schen Ländern 
eingesprochen 
wurden, schei-
nen in ihrer 
lebendigen Tra-
dition viel kon-
sistenter zu sein

»In my native home Liscarroll…«
Bedrohte Sprachen und Dialekte im Berliner Lautarchiv

CHRISTOPHER LI

D as Lautarchiv der Humboldt-
Universität zu Berlin ist dem 
Hermann von Helmholtz-Zen-
trum für Kulturtechnik ange-

gliedert und hat seit Sommer 2022 einen 
neuen Standort im Humboldt Forum er-
halten. Zahlreiche internationale For-
scherinnen und Forscher verschiedenster 
Disziplinen, aber auch interessierte Privat-
personen besuchen das Lautarchiv regel-
mäßig mit unterschiedlichen Interessen.

Anlässlich der von der UNESCO ausge-
rufenen Internationalen Dekade der indi-
genen Sprachen von 2022 bis 2032 ist es an 
der Zeit, die Bestände des Berliner Laut-
archivs einmal daraufhin zu untersuchen, 
welche der im Lautarchiv aufbewahrten 
Sprachaufnahmen eigentlich zu den be-
drohten oder möglicherweise sogar be-
reits ausgestorbenen Sprachen gehören. 

Es wird vielleicht manche überraschen, 
aber als »definitely endangered« (»gefähr-
det«) gilt – laut des von Christopher Mose
ley 2010 herausgegebenen »Atlas of the 
World’s Languages in Danger« der UNESCO  
 – das Irische. Am Beispiel der Aufnah-
me eines irischen Kriegsgefangenen aus 
dem Ersten Weltkrieg, die sich im Lautar-
chiv befindet, soll eine Hörperspektive auf 
Klangaufnahmen von Kriegsgefangenen 
dargestellt werden, die zwar nicht verallge-
meinert werden kann, jedoch von Besuche-
rinnen und Besuchern im Lautarchiv zu-
weilen eingenommen wird. Zumeist wer-
den die Aufnahmen von Kriegsgefange-
nen ja – sehr richtig – unter ausgesprochen 
kritischen Vorzeichen von hiesigen Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern 
gehört und erforscht, nämlich unter Be-
rücksichtigung der Zwangssituation, in 
der sie während des Ersten Weltkriegs ent-
standen. Anders jedoch, allerdings ver-
einzelt, ist es bei interessierten Personen 
und/oder Nachfahren aus den Herkunfts-
ländern der Sprecher. Zum Beispiel bei der 
Anfrage eines Enkels des irischen Solda-
ten John McCrory, der im Ersten Weltkrieg 
in deutsche Kriegsgefangenschaft geriet. 
McCrory wurde am 24. April 1881 in Belfast 
geboren. Von Beruf war er Schuhmacher, 
wenn man der historischen Aufnahme-
dokumentation, dem sogenannten »Per-
sonalbogen«, glauben darf. Die Stimme 
von John McCrory wurde am 27. Septem-
ber 1917 im Kriegsgefangenenlager Gießen 
von Wilhelm Doegen aufgenommen, der 
1920 das Lautarchiv als »Lautabteilung an 
der Preußischen Staatsbibliothek« grün-
dete. Doegen beschrieb McCrorys Stim-
me im schriftlichen Aufnahmedokument 
als »Dunkle Mittelstimme mit hinreichen-
der Konsonanz«.

John McCrory wählte für die Aufnahme 
das irische Lied »The Pride of Liscarroll«. 
Sehr wahrscheinlich eine freie Wahl: kaum 
vorstellbar, dass die Preußische Kommis-
sion ihm dieses Lied vorschlug oder auf-
drückte, geschweige denn es überhaupt 
kannte. Es wurde eine gesungene Versi-
on und eine eigens für die linguistische 
Forschung gesprochene Version des Lied-
textes aufgenommen. Dass letztere Versi-
on auch existiert, verweist auf eine im Ur-
sprung linguistisch-utilitaristische Moti-
vation der Kommission. Ist ein verengter 
Fokus auf den bloßen linguistischen Wert 
ohne kulturhistorische Kontextualisierung 
heute ethisch vertretbar?

Irisch gehört zu den bedrohten Spra-
chen. Der Enkel von John McCrory ließ 
sich nicht auf einen kritischen Diskurs im 
Hinblick auf die Zwangssituation seines 
Großvaters in der Kriegsgefangenschaft 
ein. Ihn interessierte vielmehr neben der 
Tatsache, dass er die Stimme seines Groß-
vaters hören konnte (der vor seiner Ge-
burt verstorben war), vor allem die Spra-
che, das Irische, welches heute nur noch 
von ca. 80.000 Menschen gesprochen wird. 
Das verweist auf den Wert solcher und an-
derer Sprachaufnahmen aus dem Berliner 
Lautarchiv: Nachfahren von Sprecherin-
nen und Sprechern vom Aussterben be-
drohter Sprachen nutzen in vielen Teilen 
der Welt Audiomaterial der Sprachen ih-
rer Vorfahren zum Zweck der Erforschung 
und des Erhalts (vgl. hierzu allgemein auch 
Moseley 2010).

Wann gilt eine Sprache als bedroht oder 
ausgestorben? Das zentrale Kriterium er-
gibt sich aus der Kontinuität bzw. Diskon-
tinuität in der Weitergabe durch die Gene-
rationen. Die im Folgenden vorgenomme-
nen Einordnungen entsprechen den Ge-
fährdungsstufen, wie sie von Moseley im 
»Atlas of the World’s Languages in Dan-
ger« der UNESCO aufgestellt worden sind. 
Andere Klassifikationen von Gefährdungs-
stufen unterscheiden sich hiervon margi-
nal, wie etwa diejenige im »Ethnologue« 
(M. Paul Lewis 2009) oder die »Liste be-
drohter Sprachen« auf Wikipedia. Ent-
scheidend ist hier nicht eine akademische 
Diskussion, welche der Klassifikationen 
»richtig«, »besser« oder »falsch« ist. Das 
führt zu keinem Ende. Vielmehr wird die 
Einordnung der im Lautarchiv dokumen-
tierten Sprachen mittels der dem Verfas-
ser am plausibelsten erscheinenden Klas-
sifikation durchgeführt. Dabei soll ledig-
lich eine Aufzählung darüber gegeben 
werden, welche Sprachen sich im Berli-
ner Lautarchiv unter den Kriegsgefange-
nenaufnahmen befinden, die heute vom 
Aussterben bedroht sind. Moseley unter-
scheidet zwischen:

a)	potenziell gefährdet, d. h. die meis-
ten Kinder einer Community  
sprechen zwar die Sprache ihrer 
Eltern und Großeltern als Mutter
sprache; dies kann aber bereits auf  
die häusliche Kommunikation zwi-
schen Kindern, Eltern und Großeltern 
beschränkt sein;

b)	gefährdet, d. h. Eltern und Großeltern 
sprechen die bedrohte Sprache  
noch; gelegentlich werden die Kin-
der auch noch in dieser Sprache an-
gesprochen; diese antworten jedoch 
nicht in der bedrohten Sprache, son-
dern in einer in der Gesellschaft sich 
allgemein durchsetzenden Sprache;

c)	ernsthaft gefährdet, d. h. nur noch die 
Großeltern oder noch ältere Generati-
onen sprechen die bedrohte Sprache; 
die Eltern verstehen diese Sprache 
zwar noch, verwenden sie aber nicht 
mehr in der Kommunikation mitein-
ander oder mit ihren Kindern;

d)	moribund, d. h. die Sprache wird nur 
noch in der Generation der Urgroß-
eltern erinnert; sie wird auch nicht 
mehr in der Alltagskommunikation 
verwendet, sondern nur noch frag-
mentarisch in das Sprechen einge-
flochten (vgl. hierzu Moseley 2010).

Der Versuch einer Unterscheidung zwi-
schen Sprache und Dialekt ist laut Mose-
ley nicht in jedem Fall klar lösbar (Mose-
ley 2010). Sie ist sogar insofern prekär, als 
dass die Bezeichnung »Dialekt« kontex-
tuell häufig einen abwertenden Zungen-
schlag hat, was den Versuch einer Unter-
scheidung fragwürdig macht. Der Begriff 
»Dialekt« legt sprachlicher Diversität eine 
gewisse konstruierte Hierarchie zugrun-
de. Als Gesamtanzahl der während des 
Ersten Weltkrieges von Wilhelm Doegen 
aufgenommenen »Sprachen und Dialekte« 
(Doegen zählte die Bereiche zusammen) 
gab dieser etwa 215 an. Klangdokumente 
von bereits ausgestorbenen Sprachen be-
finden sich nicht im Bestand der Kriegs-
gefangenenaufnahmen des Lautarchivs.

Hier sollen einmal alle Sprachaufnah-
men – ohne die wertende Unterscheidung 
zwischen Sprache und Dialekt zu machen 

– aufgelistet werden, die heute im Lautar-
chiv aufbewahrt werden und gemäß dem 
»Atlas of the World’s Languages in Dan-
ger« der UNESCO als gefährdet gelten: 
Baskisch (potenziell gefährdet), Breto-
nisch (ernsthaft gefährdet), Champag-
nisch (ernsthaft gefährdet), Emilianisch 
(gefährdet), Franko-Provenzalisch (Arpi-
tanisch) (gefährdet), Friaulisch (gefähr-
det), Gaskognisch (ernsthaft gefährdet), 
Irisch (gefährdet), Jiddisch (gefährdet), 
Korsisch (gefährdet), Languedokisch 

(ernsthaft gefährdet), Limousinisch 
(ernsthaft gefährdet), Ersjanisch-Mordwi-
nisch (gefährdet), Mokscha-Mordwinisch 
(gefährdet), Normannisch (ernsthaft ge-
fährdet), Okzitanisch (Auvergnatisch) 
(ernsthaft gefährdet), Picardisch (ernst-
haft gefährdet), Piemontesisch (gefähr-
det), Rätoromanisch (gefährdet), Roma
gnol (gefährdet), Romani (gefährdet), Si-
zilianisch (gefährdet), Tatarisch (ernst-
haft gefährdet) und Walisisch (potenziell 
gefährdet). Es fällt unmittelbar ins Auge, 
dass in der Lautarchiv-Sammlung zahl-
reiche europäische Sprachen aufbewahrt 
werden, die vom Aussterben bedroht sind. 
Demgegenüber scheinen Sprachen, die 
von Sprechern etwa aus afrikanischen 
Ländern eingesprochen wurden, in ih-
rer lebendigen Tradition viel konsisten-
ter zu sein. Sie erscheinen daher in die-
ser Auflistung nicht. Zu berücksichtigen 
ist selbstverständlich, dass der für die-
se Liste zu Rate gezogene Atlas bereits 
14 Jahre alt ist und Daten sich jederzeit  
 – auch bei aktuellsten Erhebungen – re-
lativ schnell ändern können (vgl. hierzu 
auch Moseley 2010).

Umso wertvoller sind die auf Schellack-
platten festgehaltenen Aufnahmen aus 
dem Berliner Lautarchiv, von dem hier ein 
Ausschnitt aus »The Pride of Liscarroll« 
abschließend einmal ausführlicher wie-
dergegeben werden soll:

»In my native home Liscarroll 
There lives a Colleen who is blind
And her Name is Kitty Farrell
To her the neighbours are all kind. 
See her knit beside her Mother
You ne’er would think her sight was gone
and with Barney her young Brother 
She milks the cows at early dawn. 
She is the Pride of Liscarroll. […]«

Was bleibt, ist der wunderschöne, leicht me-
lancholische Sprachton, gesungen von John 
McCrory, der von jeder interessierten Per-
son im Lautarchiv angehört werden kann. 
Der Enkel von John McCrory hatte jeden-
falls keine Einwände gegen eine bloße Fo-
kussierung auf die Sprachästhetik. Aus hie-
siger Sicht erscheint eine Kontextualisie-
rung des Zwangskontextes der Entstehung 
der Aufnahmen ein Muss zu sein. In der 
Archivpraxis begegnen uns jedoch nicht 
selten Positionen von Nachfahren gera-
de aus den Herkunftsländern der Soldaten, 
die den bloßen Wert der Tatsache schätzen, 
ihre Sprache zu hören, wie sie vor mehr als 
100 Jahren gesprochen worden ist.

Christopher Li ist Sammlungs- 
leiter des Lautarchivs der Humboldt- 
Universität zu Berlin

... das Auge hört mit.

Musik im Film – unsere Dokus und  
Mitschnitte für Sie kostenlos auf  nmz.de

aktuell: Zum Tode von Peter Eötvös – 
Meisterkurs „Dirigieren“ in Luzern von 2012
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Ein Zeichen gegen das Schweigen
Oliver Reese und Johannes 
Nölting im Gespräch über 
Veranstaltungen des Berli-
ner Ensembles

Am 27. November 2023 fand im Berliner 
Ensemble auf Initiative von Igor Levit 
und Michel Friedman ein Solidaritäts-
konzert »Gegen das Schweigen – gegen 
Antisemitismus« statt: ein Konzert mit 
viel Prominenz aus verschiedenen Spar-
ten, mit Musik und Lesungen. Barbara 
Haack spricht darüber mit Oliver Reese 
und Johannes Nölting. 

Barbara Haack: Was wollten Sie 
mit dem Abend erreichen –  
und was haben Sie erreicht? 
Oliver Reese: Das, was wir erreichen 
wollten, haben wir erreicht. Wir woll-
ten mit einem von sehr vielen un-
terschiedlichen Künstlerinnen und 
Künstlern und deren persönlichen 
Beiträgen geprägten Konzert ein Zei-
chen setzen: ein Zeichen »gegen das 
Schweigen«. Auch wir haben es so 
wahrgenommen, dass sehr viele Ein-
richtungen erst einmal in Deckung 
gegangen sind. Diese Deckung woll-
ten wir aufbrechen. Wir wollten ein 
Zeichen setzen, dass wir an der Seite 
der jüdischen Freunde stehen, die ge-
schockt waren von dem Horror, der 
am 7. Oktober losgegangen ist. Uns ist 
mit allen Veranstaltungen in diesem 
Zusammenhang wichtig, den Fokus 
auf die Konsequenzen solcher welt
politischen Ereignisse für Deutsch-
land zu richten. Das gilt auch für 
unsere Reihe »Gaza Talks«: Welche 
Schwierigkeiten lösen diese Konflikte 
für die verschiedenen Gruppen hier  
in Deutschland aus?
Johannes Nölting: Das ist eine neue 
Aufgabe, die wir jetzt mit den groß
politischen Ereignissen in der Welt 
erst richtig erkennen und – auch in-
tern – darum ringen, wie unsere Po-
sition als Berliner Theater dazu ist. 
Dieses Motto »Gegen das Schweigen« 
war keine Anklage an irgendjeman-
den. Wer, wenn nicht wir als großes 
Theater in der Mitte der Gesellschaft, 
hat die Möglichkeit solche Themen 
aus verschiedenen Perspektiven aufs 
Tableau zu heben! 
Reese: Wir erleben das Theater als 
einen Ort des gemeinsamen Diskur-
ses über Problemstellungen, die die 
Gesellschaft akut erschüttern. Thea-
ter hat eine große Reichweite auch in 
sehr verschiedene gesellschaftliche 
Gruppen hinein. Die Menschen wis-
sen, dass in unserem Spielplan neben 
den Aufführungen immer auch Dis-
kursformate stattfinden, nahezu ta-
gesaktuell, und dass dadurch immer 
sehr viele Perspektiven von außen 
bei uns ein Forum bekommen. Dieses 
Potenzial nutzen wir.

Das Konzert war nach vier Minuten 
ausverkauft. Zu einer solchen Ver-
anstaltung kommen in der Regel 
Menschen, die gleichen Sinnes sind. 
Wie kann man dieses Zeichen, das 
Sie setzen wollen, in andere Grup-
pen hineintragen, die man auch mit 
diesen Botschaften erreichen will? 
Nölting: Es geht bei diesen Konzer-
ten nicht nur um die 700 Menschen, 
die dort sitzen. Es geht um ein Zei-
chen! Und die Veranstaltung wurde 
sehr breit medial wahrgenommen; sie 
wurde in der ARD Mediathek live ge-
streamt und im rbb Fernsehen ausge-
strahlt. Zudem berichtete unter an-
derem das heute journal noch am sel-
ben Abend. Die Verbreitung passiert 
auch über die Unterschiedlichkeit der 
Künstlerinnen und Künstler. 
Reese: Gerade deshalb hatten wir 
auch die Idee, ein Crossover zu ma-
chen: Klassik, Pop, Lesung, promi-
nente Menschen – nicht, weil wir so 

promigeil sind, sondern weil zum Bei-
spiel durch die Mitwirkung der Toten 
Hosen, Sven Regener oder Joana Mall-
witz möglicherweise auch deren Fans 
sich das anschauen und sich bei der 
Gelegenheit als »Kollateralgewinn« 
Dinge mitnehmen, auf die sie sonst 
nicht gekommen wären. 

Sie sagen, Sie wollen niemanden 
anklagen. Michel Friedman hat 
aber deutlich erklärt, er sei ent-
täuscht, weil Theater, Musikhäuser, 
Literatur nicht die gleiche Empa-
thie gezeigt hätten wie in anderen 
Fällen. Auf der anderen Seite er-
klärt Campino im Pausengespräch, 
niemand müsse sich für seine 
Sprachlosigkeit, seine Unsicherheit 

rechtfertigen. Was erwarten Sie 
von Kulturinstitutionen ange-
sichts dieser Diskrepanz zwischen 
deutlicher Positionierung und 
Unsicherheit?
Nölting: Wir machen die Erfahrung: 
Wenn einer damit anfängt, machen 
das auch andere Theater. Keiner muss 
das machen. Aber man kann zeigen, 
dass es geht und dass es wichtig ist. 
Und vielleicht machen dann ande-
re mit. Das ist ein wichtiger Teil von 
Zivilgesellschaft.
Reese: Deswegen werden wir am 
4. Juni eine Folgeveranstaltung mit 
dem Titel »Jede:r ist jemand« machen, 
unter anderem mit Navid Kermani, 
Herta Müller, Bettina Wegner, Katha-
rine Mehrling, der Dragqueen Meo 
Wulf, dem marokkanisch-deutschen 
Rapper Yonii, Jocelyn B. Smith. Auch 
da geht es um das Thema Antisemi-
tismus, aber eben darüber hinaus 
auch ganz bewusst um andere viru-
lente Konflikte: Wie gehen wir damit 
um, dass sich der Nahostkonflikt in 
keiner Weise beruhigt und dass auch 
in Deutschland die Lager weiter aus-
einanderzubrechen drohen? Unsere 
Grundhaltung ist eine Offenheit für 
sehr verschiedene Positionen. 

Im Pausengespräch haben Sie Igor 
Levit gefragt: Was kann die Kunst? 
Wie zeigt sich das Engagement, das 
Sie in solchen Sonderveranstaltun-
gen präsentieren, im Programm, 
auf der Bühne Ihres Theaters?
Reese: Im Spielplan könnte man 
neben viele Stücke das Thema schrei-
ben, das jetzt eine aktuelle Rele-
vanz hat. Das sähe dann so aus, als 
wenn wir hier Soziologie oder Poli-
tik mit anderen Mitteln machen woll-
ten. Es wäre aber interessant, das mal 
zu tun. Bei »Vögel« von Wajdi Moua-
wad ging es zum Beispiel um eine Art 
Politkrimi, der den Nahostkonflikt 
in Gestalt einer Geschichte auf der 
Bühne thematisiert – mit Anklängen 
an »Nathan der Weise« durch diese 

unglaubliche Geschichte, dass je-
mand zwischen arabisch-israelischen 
Wurzeln biografisch hin- und her
geworfen ist. Man könnte auch die 
Aufführung »Theatermacher« mit Ste-
fanie Reinsperger in der Titelrolle 
nehmen und »toxische Männlichkeit/
MeToo« daneben schreiben. Wenn 
wir Friedmans »Fremd« auf den Spiel-
plan setzen, dann haben wir damit 
explizit ein »Coming of Age« als jü-
discher Migrant in Deutschland auf 
dem Spielplan – noch einmal poin-
tiert dadurch, dass Sibel Kekilli mit 
ihrem türkischen Migrationshinter-
grund diese jüdische Geschichte ver-
körpert. Es gibt also eine Vielfalt von 
Stücken, die ein Interesse an Schau-
spielerei, Sprache, Geschichtenerzäh-
len haben und gleichzeitig sehr deut-
lich ein Thema aufgreifen. 

Eigentlich müsste der Zuschauer 
die Themen doch selbst für sich 
finden? Wenn ich daneben schrei-
be, was hier gerade verhandelt 
wird, nehme ich ihm die Möglich-
keit für eigene Entdeckungen. 
Reese: Natürlich. Nichts ist schreck-
licher als Theater mit Gebrauchsan-
weisung. Ich freue mich als Regisseur 

immer am meisten, wenn die Zu-
schauer hinterher von etwas berich-
ten, was sie assoziiert oder was sie 
mitgenommen haben, woran ich  
nie gedacht habe. 
Nölting: Und das ist auch eine Stärke 
des Theaters! Sowohl in unseren Dis-
kursveranstaltungen als auch in den 
Theateraufführungen wird man ent-
täuscht, wenn man dort Antworten 
über ein bestimmtes Thema erwartet. 
Man geht mit mehr Fragen nach Hau-
se als man gekommen ist. 

Bei der Veranstaltung »Über Gaza 
reden« hat man gemerkt: Es ist aller-
höchste Zeit und es ist vielleicht ge-
rade noch nicht zu spät. Nur sehr 
wenige Menschen mit einem palästi-
nensischen Hintergrund wollen noch 

öffentlich reden, weil es eine so ver-
minte Debatte ist, die allzu oft schon 
an Begriffen scheitert. Man kann und 
muss immer bestimmte Begriffe kri-
tisieren, aber komplette Gespräche 
zu verweigern, ist doch schrecklich. 
Wir müssen uns aushalten und zu-
hören. Spätestens seit dem 7. Okto-
ber, wahrscheinlich auch schon frü-
her, müssen wir konstatieren, dass 
wir viele Perspektiven einfach nicht 
gesehen haben − vor allem die von 
marginalisierten Communitys. 
Damit droht man viel Vertrauen zu 
verspielen. Wir müssen Menschen 
zuhören, die etwas anderes zu er-
zählen haben. Auch wenn uns etwas 
irritiert oder fremd ist. 

Im Rahmen der Veranstaltung im 
November hat Dunja Hayali einen 
Text von Sartre gelesen. Daraus 
ein Zitat: »Der Antisemit ist ein 
Mensch, der Angst hat. Nicht vor 
den Juden, sondern vor sich selbst. 
Antisemitismus ist die Furcht vor 
dem Menschsein.« Würden Sie 
dem zustimmen? 
Reese: Ja, ich würde dem zustimmen. 
An das Wort »Judenhass«, das Fried-
man schon lange verwendet, musste 

ich mich erst gewöhnen. Ich habe 
früher immer gesagt: Das ist so ein 
krasses Wort, das schockt mich als 
Begriff. Jetzt ist es gar nicht lan-
ge her, dass wir eine Veranstaltung 
mit diesem Titel »Judenhass« ge-
macht haben. Und ich muss sagen: 
Ich verstehe es mittlerweile. Sartre 
hat sicher recht: Hass kommt oft aus 
Unsicherheit und aus dem Bedürf-
nis, sich selbst aus der eigenen ver-
meintlichen Stärke heraus stärker 
fühlen zu wollen, sich aufzumanteln 
in der Abgrenzung gegenüber ande-
ren. Insofern trifft dieses Zitat etwas. 
Antisemitismus ist eine sehr, sehr 
hässliche Sache, eine Fratze. Deshalb 
sind diese Begriffe leider richtig. 

Welche Veranstaltungen  
sind weiter geplant?
Nölting: Wir setzen uns weiter mit 
Gaza auseinander. Das ist wie ge-
sagt wie eine Art Kontrastmittel für 
die Spannungen und fehlenden Per
spektiven in unserer Gesellschaft. Wir 
werden in den nächsten drei Monaten 
mit der palästinensisch-deutschen 
Journalistin Alena Jabarine eine klei-
ne Reihe mit dem Titel »Gaza-Talks« 
durchführen. Auch da geht es wieder 
darum, was das mit unserer Gesell-
schaft macht. Und was macht es, wie 
wir miteinander reden? Es ist ein so 
einschneidendes Erlebnis, für Jüdin-
nen und Juden genauso wie für Pa-
lästinenserinnen und Palästinenser 
in Deutschland wie auch für Muslime 
und interessanterweise für ganz viele 
marginalisierte Communitys. Im Wei-
teren wird es auch um die Frage ge-
hen, wen dieser Krieg in Gaza und der 
7. Oktober wie betrifft und wer sich 
hier von wem spaltet. 
Reese: Mich hat die Auseinander
setzung mit Joe Chialo im Kontext 
des Versuchs, eine Antisemitis-
musklausel einzuführen, beschäf-
tigt. Da kam auf einmal auch das 
Thema Kunstfreiheit auf. Das ist et-
was, das wir aufgrund dieser Debatte 
ganz schnell ins Programm genom-
men haben: Friedman im Gespräch 
mit Barrie Kosky. Kosky hat, als jüdi-
scher queerer Künstler in Berlin le-
bend, international arbeitend, eine 
ganz andere Meinung als die etwas 
ängstliche Auffassung, die hier man-
cherorts zu finden ist, die sich selbst 
den Mund verbietet, um ja alles rich-
tig zu machen.

Wie stehen Sie zu dieser Klausel, 
die ja eigentlich eine Antidiskrimi-
nierungsklausel ist?
Reese: Ich habe immer sehr deut-
lich gemacht, dass ich überhaupt kein 
Problem damit hätte, etwas gegen 
Antisemitismus zu unterschreiben. 
Wir haben an unserem Haus seit Jah-
ren einen Code of Conduct eingeführt, 
in dem ein Verhalten gegen Diskri-
minierung, gegen Antisemitismus als 
Grundlage unserer gemeinsamen Ar-
beit jedem, der hier einen Vertrag un-
terschreibt, zugesandt wird, damit 
man weiß, auf welcher Basis wir zu-
sammenarbeiten wollen. Womit ich 
ein Problem habe, ist, dass die Ver-
pflichtung zur Unterschrift an die Zu-
sage von Geldern gebunden sein soll. 
Ich unterschreibe herzlich gerne et-
was aus eigener Entscheidung. Dann 
ist es etwas wert. Wenn das alle tun 
müssen, weil sie sonst kein Geld be-
kommen, ist es für mich im Kern ent-
wertet. Deswegen bin ich kein Fan 
einer verbindlichen Klausel. 

Vielen Dank.

Oliver Reese ist Intendant des Berliner 
Ensembles. Johannes Nölting ist 
Dramaturg des Berliner Ensembles. 
Barbara Haack ist Chefin vom Dienst 
von Politik & Kultur

Margot Friedländer beim Solidaritätskonzert »Gegen das Schweigen – gegen Antisemitismus« im Berliner Ensemble
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Eine Entscheidung mit politischer Signalwirkung
Das Bundesinstitut für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen Europa wurde umbenannt: eine Verdrängung des eigenen Erbes

JOHANN MICHAEL MÖLLER

D er Protest gegen Kulturstaatsminis-
terin Roth kommt spät, ist aber nicht 
mehr zu überhören. Zu lang wurde die 
Liste ihrer Versäumnisse; und ihre po-
litischen Ungeschicklichkeiten werden 
inzwischen peinlich. Es reicht eben 
nicht, nur ein bunter Vogel zu sein. 

Jüngst hat die in ihre Zuständig-
keit fallende Umbenennung des Bun-
desinstituts für Kultur und Geschich-
te des östlichen Europa, wie das Haus 
neuerdings heißt, das Fass wieder ein-
mal zum Überlaufen gebracht. Dabei 
liegt der Vorgang schon eine Weile zu-
rück und man könnte sogar ein paar 
Argumente anführen, mit denen sich 
ein solcher Namenswechsel rechtferti-
gen ließe. Aber Roths politischer Kre-
dit scheint zu sehr verbraucht, als dass 
man ihr noch abnehmen möchte, eine 
sachgerechte Entscheidung zu treffen. 

Der Namenswechsel ändert am 
herkömmlichen Arbeitsauftrag des 
Oldenburger Bundesinstituts auch 
wenig. Aber man sollte die politische 
Signalwirkung nicht unterschätzen. 
Der Kernauftrag, die Erinnerung an die 
deutsche Kultur im Osten, rückt da-
mit zwangsläufig in den Hintergrund. 

Die nationale Sicht hat einer trans
nationalen Betrachtungsweise zu wei-
chen, in der sich die eigenen Traditi-
onen weitgehend aufzulösen begin-
nen – für einen fraglichen Vorteil. Von 
der »Auslöschung der eigenen Kultur« 
spricht daher die FAZ und man kann 
ihr nur beipflichten; auch wenn sich 
die Frage aufdrängt, warum man diese 
Gefahr erst jetzt so deutlich anzuspre-
chen bereit war. Denn nichts anderes 
geschieht doch seit Jahren. 

Dahinter das gezielte Wirken der 
grünen Kulturstaatsministerin Roth 
vermuten zu wollen, tut ihr fast schon 
zu viel der Ehre an. Denn ob sie sich 
bei ihrem fahrlässigen Amtsverständ-
nis jemals überhaupt einen genau-
eren Einblick in diese Arbeitsfelder 
verschafft hat, erscheint eher frag-
lich. Viel naheliegender dürfte doch 
jene sattsam bekannte Mischung aus 
ideologischem Ressentiment und be-
hördlicher Wohlschaffenheit sein, 
bei der irgendwann irgendwem auf-
fiel, dass man die Oldenburger Be-
hörde doch tunlichst den Zeitläuften 
anpassen sollte. 

Wenn man in Kreisen der Heimat
vertriebenen inzwischen von einer 
zweiten Vertreibung spricht, dann 

kann man ihnen die Mitverantwor-
tung für diese Misere gleichwohl 
nicht ersparen. Sie haben es ihren 
Gegnern zu leicht gemacht, um sich 
heute darüber beklagen zu können. 
Und schon dem ersten Kulturstaats-
minister Naumann war es, wie der 
Schwabe sagt, ein »gemähtes Wiesle«, 
in der Vertriebenenszene erst einmal 
ordentlich aufzuräumen. 

Aber das Problem reicht bis in die 
unmittelbare Nachkriegszeit zurück. 
Der deutsche Osten war im selbst ver-
ursachten Feuersturm untergegangen, 
und eine sentimentale Erinnerung an 
ihn durfte es nicht geben. Schon die 
Besatzungsmächte achteten pein-
lich darauf, dass keine geschlossenen 
Siedlungsgebiete der Vertriebenen 
mehr entstanden, die das Heimat
bewusstsein und die verständliche 
Herkunftsverbundenheit über Gebühr 
konserviert hätten. 

So wurden die zweitausend Einwoh-
ner einer ehedem donauschwäbischen 
Gemeinde, wie es der Historiker Nor-
bert Pötzl exemplarisch beschreibt, auf 
sage und schreibe 158 Ortschaften im 
Westen verteilt. Man habe, notierte der 
aus Danzig stammende Schriftsteller 
Günter Grass bitter, »die ostdeutschen 
Provinzen gleich zweimal verloren«, 
durch den selbst verschuldeten Krieg, 
aber auch durch die »Fehler der Nach-
kriegszeit«. Jahrzehntelang wagte man 
die deutschen Namen der Städte im 
Osten noch nicht einmal auszuspre-
chen. Von Breslau oder Hirschberg re-
den heute eher die jungen Polen; und 
als eine Gruppe junger tschechischer 
Ausstellungsmacher und Fotografen 
vor Jahren das ihnen gänzlich unbe-
kannte Sudetenland wiederentdeckten, 
hat man das zwar in Prag registriert, 
nicht aber in Deutschland. 

Insofern steht die Umbenennung 
des Oldenburger Bundesinstituts für 
Kultur und Geschichte des östlichen 
Europa doch in einer unguten Tradi-
tion der Verdrängung des eigenen Er-
bes und der eigenen kulturellen Erin-
nerung. Was diesen Vorgang allerdings 
noch bedrückender macht, ist die Ver-
mutung, dass es schon gar nicht mehr 

um die deutsche Kultur im Osten und 
die alten Vertriebenendebatten geht, 
sondern um die Entsorgung des Natio-
nalen in toto. Die Tendenz, Geschich-
te mittlerweile ohne Bezug auf die ei-
gene Herkunft, auf die eigene Nation 
und deren historische Landschaften zu 
schreiben, hat zu gruseligen akademi-
schen Verrenkungen geführt. Über de-
ren Erkenntnisgewinn lässt sich treff-
lich streiten. Gefeiert wird heute das 
Ende der alten, wie man glaubt, ver-
zopften Nationalgeschichtsschrei-
bung. Und die Publizisten und Lekto-
ren trommeln dieses Ende mit Hybris 
herbei. Allein der Testfall Ukraine be-
lehrt uns jedoch eines anderen. Da 
konstituiert sich mitten im Krieg eine 
Nation wieder neu und wir rätseln al-
len Ernstes, woher die Energien da-
für jetzt wohl kommen. Bei uns dage-
gen geht es um die Implementierung 
eines neuen Geschichtsbildes, die auf 
das eigene Erbe pfeift.

Erinnern wir uns: Die Grünen woll-
ten einstmals bewahren. Doch inzwi-
schen soll in unserem Land wohl kein 
Stein auf dem anderen bleiben.

Johann Michael Möller  
ist freier Publizist

THEATER — DISKURS — PERFORMANCE 
24.  MAI bis 28.  AUGUST 2024 

KULTURPOLITISCHER AUFTAKT  
AM 24. MAI IM HAU HEBBEL AM UFER  

MIT FERDA ATAMAN, JOE CHIALO UND CARSTEN BROSDA

BERLIN  –  LEIPZIG  –  DÜSSELDORF– BITTERFELD-WOLFEN 
BERLIN  —  POTSDAM  –  ERFURT  –  WEIMAR  –  DRESDEN
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Unser Zusammenleben ist  
eine kulturelle Leistung
Ein Haus in New York, das Hoffnung macht 
KLAUS-DIETER LEHMANN

Die transatlantischen Beziehungen 
stehen auf dem Prüfstand. Der Aus-
gang der Wahlen im Herbst 2024 in 
den USA ist ungewiss, Kriege und 
Konflikte in der Welt verengen The-
men und Diversität, Kampagnen und 
Ressentiments begünstigen das Er-
starken populistischer oder extremer 
Auffassungen, mangelnde Diskurs
fähigkeit fördert Klischeedenken  
und Polarisierung, Austauschpro-
gramme schwächeln.

Aber Zusammenleben bedarf immer 
wieder neuer Anstrengungen und 
Begegnungen, um auf veränderte Be-
dingungen offen und verlässlich zu 
reagieren. Nur die Beziehungen von 
Regierungen oder das Aushandeln 
von Deals schaffen nicht genügend 
Solidarität; unser Zusammenleben 
ist eine kulturelle Leistung. Des-
halb gilt es, Beziehungen zwischen 
den Gesellschaften zu pflegen. Es 
lohnt sich in diesem Zusammen-
hang, einen Blick zurückzuwerfen 
auf eine Einrichtung in New York, die 
für die »goldene Zeit« der deutsch-
amerikanischen Beziehungen der 
Nachkriegszeit steht, und nach der 
heutigen Bedeutung zu fragen. 

Direkt gegenüber dem Metro
politan Museum in New Yorks Fifth 
Avenue steht zwischen den in den 
Himmel ragenden Hochhäusern ein 

sechsgeschossiges Gebäude im ele-
ganten Beaux-Arts-Stil. Das Haus 
1014 galt über 50 Jahre als der reale 
und symbolische Ort deutsch-ame-
rikanischer Beziehungen, beginnend 
mit dem Jahr 1960, als es von der Bun-
desrepublik Deutschland erworben 
wurde. Hier wurde deutsch-ameri-
kanische Nachkriegsgeschichte ge-
schrieben. Literatur, Film, Theater 
und Kunst wurden durch Ausstellun-
gen, Diskussionen und Vorträge ver-
mittelt. Es wurde Treffpunkt von Per-
sönlichkeiten aus Politik, Kultur und 
Wissenschaft: Hannah Arendt, Gün-
ter Grass, Uwe Johnson, Jürgen Ha-
bermas, Hans Magnus Enzensberger, 
Wim Wenders, Rainer Maria Fass-
binder, Andy Warhol, Susan Sontag, 
Theodor Heuss, Konrad Adenauer, 
Willy Brandt, Helmut Schmidt, Frank-
Walter Steinmeier, Henry Kissinger 
usw. Gemeinsam mit den Nachbar
institutionen Metropolitan Museum, 
National Academy of Design, Guggen-
heim Museum, Jewish Museum, Inter-
national Center of Photography kam 
es zu eindrucksvollen Festivalakti-
vitäten. Zunächst war es eine ameri
kanische Non-Profit-Organisation, 
später bis 2009 Goethe-Institut. Es 
war eine große Chance für den Neu-
anfang der Beziehungen zwischen 
den USA und dem neuen demokrati-
schen Deutschland.

Mit der 2009 notwendig gewor-
denen Sanierung der Stadtvilla be-
gannen vielfältige, zum Teil wider-
sprüchliche Überlegungen zur künfti-
gen Verwendung – Verkauf, Gästehaus 
des Auswärtigen Amtes, German Aca-
demy nach dem Muster der American 
Academy usw. Alles war im Gespräch. 
Das Haus blieb geschlossen und ver-
schwand allmählich aus dem öffent
lichen Bewusstsein. 

Doch die Wirkung und Erinnerung 
an ein halbes Jahrhundert gelebter 
Gemeinsamkeiten waren stärker als 

die wechselnden Gedankenspiele. 
2016 sprach sich der Deutsche Bun-
destag für eine Neubelebung der 
deutsch-amerikanischen Beziehun-

gen an diesem symbolträchtigen Ort 
aus und stellte die entsprechenden 
Gelder für die Sanierung des Gebäudes 
und die Einrichtung einer entspre-
chenden Organisation bereit. 2017 
begann die Arbeit als unabhängige ge-
meinnützige Organisation nach ame-
rikanischem Recht, zunächst unter der 
Bezeichnung »German Academy New 
York«, ab 2019 mit dem Namen »Ten-
fourteen – Space for Ideas«. 

Ein entscheidender Meilenstein 
wurde 2021 erreicht. David Chipper-
field war Gewinner des Architekten-
wettbewerbs zum Komplettumbau 
des Gebäudes. Die Planungsarbei-
ten schreiten inzwischen zügig voran. 
2025 ist mit dem Baubeginn zu rech-
nen, mit dem Bauabschluss voraus-
sichtlich 18 Monate später. Es wird  
ein offenes Haus werden, das öffent-
liche Räume, Residenzräume und 
Arbeitsräume verbindet.

Die Zeit bis zum Baubeginn 
wird schon jetzt intensiv für die 
Programmarbeit in der Stadtvilla ge-
nutzt. Das war eine kluge und wir-
kungsvolle Idee. Das kleine Team 
schafft auf diese Weise bereits vor der 
offiziellen Eröffnung im sanierten 
Haus Partnerschaften und eine akti-
ve Community, es vermittelt die Zie-
le und die Programmarbeit durch Ak-
tivitäten, die als Kostproben Appetit 
auf Kommendes machen. Jährlich 
sind über 2.500 Besucher zu Gast im 
Haus, über 1.600 Personen nehmen 

an virtuellen Veranstaltungen teil, 
knapp 80.000 Website-Besuche wer-
den gezählt sowie 1.350 Views der Vi-
deoaufzeichnungen. Schon jetzt zeigt 
das Haus seinen Charme, er wird erst 
recht zur Wirkung kommen, wenn 
es nach den Plänen von Chipperfield 
fertiggestellt sein wird. Hier entsteht 
neben den Ausstellungs- und Veran-
staltungsräumen ein ambitioniertes 
Residenzprogramm mit sechs Apart-
ments, das die Möglichkeit bietet, in-
ternationale Fellows aus ganz unter-
schiedlichen Disziplinen in New York 
zusammenzubringen und damit zu 
den aktuellen gesellschaftlichen The-
men in Politik, Kultur und Wissen-
schaft Antworten zu finden.

Die Präsenzveranstaltungen wer-
den 2024 fortgesetzt, zusätzlich auch 
per Video aufgezeichnet und im Netz 
angeboten. Veranstaltungen zu den 
Themen Künstliche Intelligenz, nach-
haltige Produktgestaltung und De-
sign, Künstler, Musiker und Kompo-
nisten im Exil, Bedeutung des Sports 
für die Gesellschaften werden ergänzt 
durch Ausstellungen und aus gege-
benem Anlass immer wieder durch 
transatlantische Gespräche zur Frage 

der Bedeutung der Demokratie für 
unsere Gesellschaften. Flankierend 
unterstützen die in der Nachbarschaft 
liegenden Museen den Blick auf 
Deutschlands Kunst. So wird das Me-
tropolitan Museum, gegenüber von 
1014, die erste große Ausstellung des 

Romantikers Caspar David Friedrich 
von Februar bis Mai 2025 zeigen und 
das Museum of Modern Art (MoMa) 
ehrt schon jetzt die deutsche Künst-
lerin Käthe Kollwitz mit einer großen 
Ausstellung. Es wird nicht nur ein in-
teressantes Programm geboten, son-
dern es kann sich ein Bewusstsein für 
Diskurs und Kooperation etablieren.

Dabei versteht sich die Institu-
tion 1014 nicht als ein »Schaufens-
ter nach Deutschland«, sondern viel-
mehr als Raum für den Austausch und 
das gemeinsame Lernen, als Plattform 
für das Zusammentreffen von inte-
ressanten Akteuren aus Europa und 
den USA. Die Zukunft der transatlan-
tischen Partnerschaft – so die Hoff-
nung – lässt sich am nachhaltigsten 
über den Aufbau von Beziehungen 
stärken. Diese internationale Vernet-
zung von Menschen und Organisati-
onen wird zukünftig in viel größerem 
Rahmen stattfinden können, wenn der 
Umbau abgeschlossen ist. Diese po-
sitiven Effekte werden eine Langzeit-
wirkung auslösen.

Mit der Einrichtung in New York 
bekommt der transatlantische Dia-
log einen zweiten herausragenden 
Knotenpunkt. Bereits arbeitsfähig ist 
das Thomas Mann House als Resi-
denzhaus und Debattenort in Los An-
geles, 2016 von der Bundesrepublik 
Deutschland erworben und nach der 
Sanierung 2018 eröffnet. Es ist das 
ehemalige Domizil von Thomas Mann 
in seiner Exilzeit von 1942 bis 1952. 
Mit einem Fellowship-Programm 
werden jährlich rund zehn Stipendi-
aten ausgewählt, die sich mit grund
legenden Fragen unserer Zeit aus Kul-
tur und Wissenschaft beschäftigen, 
im Austausch untereinander und mit 
dem Gastland.

Solche Orte zum Austausch von 
Ideen, Orte für kulturelle und soziale 
Intelligenz, Orte der Aufklärung kön-
nen Ankerpunkte sein und Menschen 
zusammenbringen, um gesellschaft-
liche Konflikte durch unabhängige 
Selbstverständigung und Selbstverge-
wisserung zu überwinden. 

Klaus-Dieter Lehmann ist Kultur
mittler. Er war Präsident des Goethe-
Instituts und der Stiftung Preuß- 
ischer Kulturbesitz sowie General
direktor der Deutschen Bibliothek

Vertrauen ist gut, kritische Selbstreflexion ist besser 
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MARTINA KESSEL 

Nur zu Recht wird das Thema sexu
alisierte Gewalt in Kultureinrichtun-
gen heutzutage intensiv diskutiert. 
Glücklicherweise wird nicht nur da
rüber gesprochen, sondern es wer-
den auch Wege beschritten, präven-
tiv und intervenierend (potenzielle) 
Betroffene zu schützen. In vielen 
Beiträgen der März-Ausgabe von Poli-
tik & Kultur kann man dies nachlesen. 
Von den Musikschulen über die Bi
bliotheken, dem Amateurtheater bis 
hin zu den künstlerischen Hochschu-
len reflektiert man intensiv über das 
Themenfeld. Grundsätzlich scheint 
ein Bewusstsein dahingehend zu be-
stehen, dass ausgehend von struk-
turell bedingten Abhängigkeits- und 
Machtbeziehungen insbesondere die 
Lehrenden, Anleitenden und Vor-
gesetzten kritisch ihr eigenes Tun 
überprüfen müssen und es Konzepte 
braucht, um in Einrichtungen konkre-
te Präventionsmaßnahmen umsetzen 
und effektiv schützen zu können. 

Irritierend anders ist jedoch der 
Artikel aus dem Bereich der Tanz-
pädagogik. Hier liest man zwar, dass 
bestimmte pädagogische Praktiken 

mit Blick auf mögliche Machtmiss-
bräuche oder sexuelle Belästigungen 
zu Recht hinterfragt werden müs-
sen und der Deutsche Berufsverband 
für Tanzpädagogik ein Regelbuch er-
stellt habe, das einen Verhaltens
kodex beinhalte, dem alle Mitglieder 
verpflichtet seien. Gleichzeitig ver-
missen wir in dem Beitrag jedoch ein 
Bewusstsein über institutionelle Hie-
rarchien und Machtstrukturen sowie 
ein notwendiges Maß an Sensibilität 
und Wissen um eine grenzsensible 
Haltung, die entsprechende Metho-
den reflektiert und auslotet. »Takti-
les Arbeiten« wird unhinterfragt als 
wichtige Methode verteidigt, ohne 
die die Tanzpädagogik im Klassischen 
Tanz nicht auszukommen scheint. 
Sicherlich können taktile Berührun-
gen sinnvoll sein, aber sie brauchen 
einen sicheren Rahmen, der sich un-
ter anderem durch Absprachen, ei-
nen transparenten Umgang und be-
kannte Regeln auszeichnet. Und wie 
gewinnbringend wäre es, sein Me-
thodenrepertoire um nützliche Alter-
nativen zu erweitern! Fast schmerz-
haft sind jedoch die Beispiele, die in 
dem Beitrag aufgeführt werden, um 
zu zeigen, dass die Sensibilität für 

das Thema der körperlichen Übergrif-
fe auch überzogen werden kann. Die 
knapp umrissenen Situationen baga-
tellisieren letztlich das Erleben und 
die Wahrnehmung der Lernenden, 
die doch immer sehr unterschiedli-
che Voraussetzungen und individu-
elle Erfahrungen wie Empfindungen 
mitbringen, die sie, gerade im jungen 
Alter, noch nicht einordnen oder be-
nennen können. Es fehlt an Sensibili-
tät und Interesse am Individuum, am 
einzelnen Menschen, der mit seinen 
ihm eigenen Grenzerfahrungen, Er-
fahrungsprojektionen und Trigger-
momenten im Tanzunterricht steht. 
Wer nicht sieht, dass es nicht nur in 
der Kontaktimprovisation, sondern 
in allen Bereichen des Tanzes und – 
nicht zu vergessen – auch in vertrau-
ensvollen Lehrenden-Lernenden-
Beziehungen Formen der Berüh-
rung geben kann, die als sexuell über-
griffig empfunden werden können, 
bietet keinen reflektierten und ge-
schützten Raum für Menschen, die 
sich auf einen Tanzunterricht oder 
ein Training einlassen wollen. Der 
Verweis auf den Tanz als »komple-
xeste« Kunstform, in der der Mensch 
gleichzeitig Subjekt und Objekt sei, 

scheint die Tanzpädagogik aus dem 
aktuellen Diskurs entrücken zu wol-
len. Doch gerade weil der Tanz im-
mer auch körperlich-emotionale Di-
mensionen einbezieht, braucht es 
eine umso achtsamere Reflexion über 
Machtverhältnisse und -beziehungen. 
Wenn als Fazit das gegenseitige Ver-
trauen als Basis benannt wird, dann 
vernachlässigt man sträflich alle Er-
kenntnisse, die seit Jahren über se-
xuelle Übergriffe und Missbrauch be-
kannt sind. Täterinnen und Täter sind 
oft Vertrauenspersonen, die diese 
Nähe und mögliche Abhängigkeiten 
ausnutzen. Dies lässt sich öffentlich 
auf der Seite der Unabhängigen Be-
auftragten für Fragen des sexuellen 
Kindesmissbrauchs nachlesen.  

Als Tanzpädagogen und Tanz-
vermittlerinnen müssen wir uns 
darüber bewusst sein, dass die Ge-
staltungs- und Entscheidungsmacht 
strukturell bedingt bei uns liegt. Je 
akademischer der Kontext ist und je 
jünger und ambitionierter die Teil-
nehmenden bzw. Schülerinnen und 
Schüler sind, umso größer sind das 
Machtgefälle und die Abhängigkeits-
strukturen. Körperlichkeit und kör-
perliche Nähe sind besonders im 

Tanz und in der Tanzvermittlung 
zentral. Es können intensive und 
persönliche Vertrauensverhältnisse 
entstehen, die sehr förderlich, aber 
auch missbräuchlich sein können. 
Insofern müssen wir uns über die 
den Beziehungen inhärenten Macht-
verhältnisse bewusst sein und in je-
der Hinsicht für die Kinder und Ju-
gendlichen, aber auch für die Tanz-
pädagoginnen und Tanzvermittler 
Sicherheit schaffen. Dies gilt sowohl 
für den Einsatz von Berührung als 
auch für den Gebrauch von Sprache, 
dem Achten individueller Nähe- und 
Distanzempfindungen, dem Einsatz 
von Gesten und jeglicher körperlich-
bewegter Interaktion. 

Martina Kessel ist Gründungsmitglied 
von Aktion Tanz – Bundesverband  
Tanz in Bildung und Gesellschaft e. V. 
und Projektleitung von ChanceTanz, 
einem bundesweiten Förderprogramm 
für Tanzprojekte mit Kindern und 
Jugendlichen im Rahmen von »Kultur 
macht stark« des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung 

Den Beitrag von Jaš Otrin können Sie on-
line nachlesen unter: tinyurl.om/5n94t4ra

Zusammenleben be-
darf immer wieder 
neuer Anstrengungen 
und Begegnungen, um 
auf veränderte Bedin-
gungen offen und ver-
lässlich zu reagieren

Die Institution 1014 
versteht sich als Platt-
form für das Zusam-
mentreffen von inter-
essierten Akteuren aus 
Europa und den USA 
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Eine nachhaltige 
Stadtentwicklungs-
politik basiert auf 
demografischen Daten 
sowie einer kritischen 
Auseinandersetzung 
innerhalb von Fach-
öffentlichkeit und 
Gesellschaft. Beides  
ist in Turkmenistan 
nicht existent

Reinigungskräfte vor dem Pferdezirkus in Arkadag, fertiggestellt 2023
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Architektonische Ikonen für die Elite
Unterwegs in Turk
menistan: Aschgabat, 
Arkadag und Awaza 

PHILIPP MEUSER

T urkmenistan ist ein abgeschot-
tetes Land in Zentralasien. Es 
gilt ein Visaregime, das mit 
Nordkorea verglichen werden 

kann: Reisen in das Land sind grund-
sätzlich möglich, bedürfen jedoch eines 
langwierigen Antragsverfahrens. Viele 
Touristen lassen sich auch von den obli-
gatorisch zu buchenden und damit teu-
reren Gruppenreisen abschrecken, die 
einen individuellen Besuch fast unmög-
lich machen. Das trägt dazu bei, dass 
sich die allgemeine Berichterstattung 
über Turkmenistan auf Reiseerinnerun-
gen reduziert und damit nur ein unvoll-
ständiges Bild entsteht. Im Themenfeld 
Architektur steht dabei das UNESCO-
Weltkulturerbe im Fokus: Orte wie Merv 
und Köne Ürgench zeugen von einer ur-
banen Hochkultur in Zentralasien, zu 
einer Zeit, als die Völker in Mitteleuro-
pa noch in den Wäldern hausten. Da die 
antiken Regionen ab dem 16. Jahrhun-
dert über 400 Jahre zu den Khanaten 
Chiwa und Buchara gehörten – beides 
Destinationen, die touristisch erfolg-
reich von Usbekistan vermarktet wer-
den –, bemüht sich Turkmenistan um 
eine eigene Geschichtsdeutung des Mit-
telalters. Zu groß erscheint die Angst, 
dass die sowjetische Grenzziehung von 
vor 100 Jahren von Separatisten in Fra-
ge gestellt werden könnte.

Ein Ferienresort am  
Kaspischen Meer

Öffentliche Diskussionen mit unter-
schiedlichen Meinungen sind in Turk-
menistan ein Tabu. Die Präsidenten-
familie Berdimuhamedow hat die vol-
le Kontrolle über das politische Leben 
und die Wirtschaft des Landes. Eine re-
gierungskritische Opposition existiert 
nicht. Der ehemalige Präsident Gur-
banguly Berdimuhamedow (geb. 1957) 
machte zwar den Posten 2022 für sei-
nen Sohn Serdar Berdimuhamedow (geb. 
1981) frei, ist als Vorsitzender des Volks-
rates aber immer noch der ranghöchs-
te Amtsträger der ehemaligen Sowjet-
republik. Sohn Serdar machte eine stei-
le Karriere, als er 2020 zum Chef eines 
neu geschaffenen Ministeriums für In-
dustrie und Bau ernannt wurde. Schon 
damals deuteten internationale Beob-
achter dieses Amt als Zwischenschritt 
zur Präsidentschaft. Der Industrie- und 
Bausektor dient wie im rohstoffreichen 
Kasachstan als Durchlauferhitzer der 
gesamten Wirtschaft. Er dient auch 
der politischen Profilierung. Während 
der nordwestliche Nachbar seit Ende 
der 1990er Jahre seine Hauptstadt As-
tana mitten in der Steppe baute, stieg 
Gurbanguly Berdimuhamedow 2006 in 
die Fußstapfen des ersten Präsidenten 
Saparmyrat Nyýazow und machte die 
Hauptstadt Aschgabat zur Stadt mit der 
weltweit höchsten Dichte an Marmor-
gebäuden. Saparmyrat Nyýazow, Patro-
natsname Turkmenbaschi (zu Deutsch: 
Vater der Turkmenen), hatte begonnen, 
Aschgabat radikal umbauen zu lassen. 
Wenn die Bauten aus der Sowjetära 
nicht von Baggern abgerissen wurden, 
erhielten sie einen Mantel aus weißem 
Marmor. Da dieser Naturstein in Turk-
menistan nicht zu den natürlichen Res-
sourcen zählt, muss er aus der Türkei, 
für Sonderbauten sogar aus dem ita-
lienischen Carrara importiert werden. 
Der ohnehin aufwändige Transport er-
laubt jedoch nur Plattengrößen im For-
mat von Badezimmerkacheln. 

Der Neubau oder Umbau der Haupt-
stadt ist seit dem 20. Jahrhundert zum 
deutlich sichtbaren Element einer 
nationalen Identität avanciert. Für 

autoritäre Systeme, in denen die Zivil-
gesellschaft sich nicht als Bändiger ei-
ner radikalen Planungswut des Staa-
tes beweisen kann, gilt dies umso mehr. 
Voraussetzung dafür ist jedoch eine po-
tente Bauindustrie, die in der Lage ist, 
utopische Pläne der Herrschaftselite 
umzusetzen. Im Fall von Turkmenis-
tan garantierten diese Kompetenz aus-
ländische Mischkonzerne, allen voran 
die französische Bouygues-Gruppe. Im 
Zuge seiner Machtfestigung erkannte 
auch Berdimuhamedow das Potenzi-
al der Bauindustrie als populäres Po-
litikfeld. Im Mai 2007 kündigte der zu-
vor im Amt bestätigte Nyýazow-Nach-
folger den Bau eines Erholungsorts am 
Kaspischen Meer an. Die Idee war nicht 

neu, nach dem Vorbild der Golfstaaten 
die Einnahmen aus dem Verkauf fos-
siler Ressourcen durch prestigeträch-
tige Neubauten in die Volkswirtschaft 
einzuspeisen. Während Nyýazow noch 
2006 versprochen hatte, ein turkmeni-
sches Kuwait zu schaffen, strebte Ber-
dimuhamedow nun ein turkmenisches 
Dubai an und taufte sein Geistespro-
dukt Awaza. Das touristische Großpro-
jekt mit einem Dutzend Großhotels ist 
als nie ausgebuchter, aber Milliarden 
US Dollar teurer Ferienort ein Sinnbild 
für Verschwendungssucht geworden. 
Ein acht Kilometer langer Kanal trennt 
eine exklusive Hotelzone vom Hinter-
land. Aus der Vogelschauperspektive 
zeigt sich, wie Architektur und Städte-
bau in Turkmenistan interpretiert wer-
den. Dicht nebeneinander liegen auf-
wändig gestaltete Gärten mit ondulie-
renden Wegen und symbolischen Orna-
menten: Herz, Lotusblüte oder Kreis als 
Urform der antiken Städte zwischen Per-
sien und China. Die Szene wirkt, als hät-
ten Kinder ihre Spielteppiche am Strand 
ausgelegt und bauten nun mit weißen 
Klötzen ihre Fantasiehäuser. Die städ-
tebauliche Anlage wirkt für das westli-
che Auge irritierend und erinnert an die 
wahnwitzigen künstlichen Inseln vor 
Dubai. Doch während sich auf The Palm 
oder The World die internationale Geld-
elite feiert, wirkt Awaza wie ein staatli-
ches Sanatorium mit strenger Etikette. 
Dennoch: Für das turkmenische Selbst-
verständnis ist Awaza ein Sehnsuchtsort, 
auch wenn die wenigsten Bürger ihn je-
mals werden besuchen können. 

Eine Smart City an der  
Grenze zum Iran

Die Abschottung von der restlichen Welt 
und die ungleiche Verteilung des Reich-
tums im Land sind – gepaart mit der 
despotischen Herrschaft einer kleinen 
Elite – die größten Hindernisse beim 
»Aufbau eines Landes mit einer der 
weltweit höchsten Entwicklungsstufen«, 

wie sich der Präsident bei der Formulie-
rung seiner Staatsziele gerne zitieren 
lässt. Dennoch will sich Turkmenistan 
auch in Sachen Stadtplanung internati-
onal profilieren, und zwar mit einer in-
telligenten Stadt der Zukunft. Wie eine 
solche Smart City nach zentralasiati-
scher Vorstellung aussehen kann – da-
rauf gibt das Land seit dem vergange-
nen Herbst bereits einen Vorgeschmack. 
Binnen vier Jahren ist 30 Kilometer 
westlich von Aschgabat das Großpro-
jekt Arkadag City entstanden. Der Name 
bedeutet in der turkmenischen Sprache 
Beschützer und ist zugleich der Patro-
natsname des ehemaligen Präsidenten 
(Arkadag) und seines Nachfolgers (Ar-
kadag Serdar). Um die weiß strahlenden 

Neubauten mit Bewohnern zu füllen, 
enteignet der Staat Bewohner umlie-
gender Dörfer und siedelt sie in Neu-
bauquartiere um. 

Die Stadt Arkadag ist als große recht-
eckige Fläche auf der Nordseite des my-
thischen Köpetdag-Gebirges angelegt, 
über das die ersten Turkmenen nach 
Befreiung von der persischen Gefangen-
schaft ins heutige Stammland gelangten. 
Wer durch diese Retortenstadt fährt, hat 

unweigerlich das Gefühl, durch ein Po-
temkinsches Dorf zu fahren. Die meis-
ten der neungeschossigen monotonen 
Wohngebäude sind noch nicht bewohnt. 
Jedes Viertel gleicht dem anderen, und 
nur die pathetischen Namen, die in 
Schreibschrift auf den Dächern ange-
bracht sind, lassen eine gewisse Un-
terscheidbarkeit zu. Das strenge Ver-
kehrsraster wird durch runde Straßen 
durchbrochen, an denen öffentliche 
Gebäude liegen. Dazu zählt ein über-
dimensional wirkendes Rathaus, das 
als Kulisse für ein Denkmal am Haupt-
platz dient. Auf dem säulenartigen Mo-
nument thront eine vergoldete Reiter
figur: der Präsident als Beschützer des 
gesamten Volkes.

An Arkadag lässt sich exempla-
risch ablesen, wie eine turkmenische 

Idealstadt auszusehen hat. Einer Tra-
dition der nomadischen Vergangen-
heit folgend, am neuen Rastplatz die 
Jurte aufzubauen und den Vorplatz mit 
Teppichen auszulegen, liegt auch Ar-
kadag wie ein Teppich in der Land-
schaft. Die Symmetrie der Straßen so-
wie Plätze, die grafische Anlage der Frei-
flächen und die sich wiederholenden 
Muster der Wohnquartiere könnten ge-
nauso das Muster eines Teppichs nach-
zeichnen. Die markantesten Gebäude 
liegen im südlichen Teil der zukünftig 
70.000 Bewohner zählenden Siedlung. 
Dort sind entlang der umlaufenden 
Straße eine Akademie für Pferdezucht, 
ein Wissenschaftszentrum für Pferde-
sport und ein Pferdezirkus entstanden. 

Eingangsportale in Form vergrößerter 
Hufeisen lassen schon von Weitem er-
kennen, dass es hier um Funktionen na-
tionaler Bedeutung geht. Denn Turk-
menistan ist weltweit das einzige Land, 
das sich eine Pferdebehörde mit den 
Kompetenzen eines Ministeriums leis-
tet. Neben dem Pferdekult preisen die 
turkmenischen Medien die zehn Spe-
zialkrankenhäuser an, die Arkadag zu 
einem Gesundheitszentrum qualifizie-
ren sollen. Doch die Frage bleibt offen, 
welche Ärzte hier arbeiten sollen, wenn 
junge Medizinstudierende nur Aussicht 
auf einen schlecht bezahlten Arbeits-
platz haben. Währenddessen lässt die 
Nomenklatura ausländische Ärzte mit 
Privatflugzeugen einfliegen oder begibt 
sich für medizinische Behandlungen ins 
Ausland. Anspruch und Realität klaffen 
auch hier weit auseinander.

Einen ähnlichen Mangel an Plausi-
bilität gibt es derzeit auch noch bei der 
Definition von Arkadag als Smart City. 
Die dafür nachzuweisenden Parame-
ter für soziale, technische, wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Innovatio-
nen mögen in der Theorie formuliert 
worden sein. Bei ihrer Umsetzung zei-
gen sich jedoch konzeptionelle Fehlent-
scheidungen. Dazu zählt etwa die Aus-
richtung des Verkehrsnetzes auf den In-
dividualverkehr, auch wenn Taxis und 
Busse mit Elektromotoren angetrieben 
werden. Wuchtige Fußgängerüberfüh-
rungen mit beiderseitigen Aufzugsan-
lagen werfen die Frage auf, für wen die-
se ökologische Idealstadt mit ihren fuß-
läufig mühsam erreichbaren Funktionen 
errichtet wurde. Zwischen den Wohn-
bauten ist zwar so viel Platz, dass die 
gepflanzten Bäume binnen einer Ge-
neration für eine bewaldete Stadtland-
schaft sorgen werden. Doch muss auch 
Turkmenistan mit einem Klimawandel 
rechnen, der die heißen Sommer von 
über 40 Grad noch heißer machen und 
die Tage mit Minustemperaturen mög-
licherweise erhöhen wird. Mit höchs-
tem technischem Aufwand ließ die 

Präsidialverwaltung einen Animations-
film erstellen, der eine hydrologische 
Regulierung des Stadtklimas darstellen 
soll. Das Wassermanagement sieht vor, 
dass Drainagewasser aus dem Boden 
und Tauwasser aus den Bergen die Ver-
sorgung der üppigen Grünflächen inner- 
und außerhalb der Stadt garantiert. Das 
Konzept sieht auch vor, dass der Wald-
gürtel in einigen Jahren so kräftig an-
gewachsen ist, dass der künstlich zu-
geführte Wasserbedarf reduziert wird. 

Bauen für nicht existente  
Staatsbürger

Trotz beeindruckender Quantitäten im 
Bausektor stellt sich die Frage, für wen 
denn überhaupt gebaut wird. Eine nach-
haltige Stadtentwicklungspolitik basiert 
auf demografischen Daten sowie einer 
kritischen Auseinandersetzung inner-
halb von Fachöffentlichkeit und Gesell-
schaft. Beides ist in Turkmenistan nicht 
existent. Das Land liegt auf dem Presse
freiheitsindex seit Jahren auf einem der 
letzten Plätze. Der Staat kontrolliert alle 
Print- und elektronischen Medien. Aus-
ländische Medien haben praktisch kei-
nen Zugang zum Land, und ihre weni-
gen freiberuflichen Korrespondenten 
vor Ort unterliegen strengen Beobach-
tungen. Immer wieder gibt es Berichte 
über Drangsalierungen, Reisepassent-
zug oder temporäre Festnahmen mit 
Folter. Die Behörden halten Zeitungen, 
Radio, Fernsehen und Internet unter 
strenger Kontrolle und lassen nur Nach-
richten zu, die die Regierung loben. Das 
macht Printerzeugnisse und offiziel-
le Pressemitteilung aus Turkmenistan 
als Quelle seriöser Recherche wertlos. 

Im Kontext der 2022 durchgeführ-
ten Volkszählung in Turkmenistan kam 
Luca Anceschi von der Universität Glas-
gow zu dem Schluss: »In Turkmenistan 
werden Daten seit 30 Jahren systema-
tisch gefälscht. Es gibt keine Statisti-
ken, auf die man sich verlassen könnte. 
Sei es das Bruttoinlandsprodukt, die fi-
nanziellen Reserven des Staatshaushalts 
oder die Wirtschaftsindikatoren. Und 
jetzt sehen wir, dass sogar die Bevölke-
rungszahl einfach erfunden wurde.« Laut 
dem Professor für Eurasische Studien 
lag die Diskrepanz zwischen den offizi-
ell verkündeten und den tatsächlichen 
Bevölkerungszahlen bei über 50 Prozent. 
Während die Regierung von 6,2 Millio-
nen Bürgern ausgeht, wollen so genann-
te Schattenzählungen nur 2,7 Millionen 
Bewohner im Land erfasst haben. Offen-
sichtlich hat der Staat bei den Befragun-
gen auch Familienmitglieder erfasst, die 
sich als Arbeitsmigranten im Ausland 
befinden. Solche Zahlenmanipulatio-
nen wirken sich auf eine sinnvolle Pla-
nungs- und Baupolitik aus. Sie wird bei 
derartigen Unterschieden unmöglich. 
Denn wie soll der Bedarf an städtischer 
und sozialer Infrastruktur ermittelt wer-
den, wenn die Nutzer nur als geschön-
te Zahl in einem demografischen Be-
richt existieren? Für wen soll also was 
gebaut werden? Im Turkmenistan des 
21. Jahrhunderts spielen diese Fragen 
keine Rolle. Doch was nützt es der Archi-
tektur als Verräumlichung gesellschaft-
licher Entwicklungen, wenn sie zwar ein 
zentrales Element der nationalen Iden-
tität verkörpert, aber keinen wirklichen 
Beitrag zur Lösung einer gesellschaft-
lichen Erneuerung leistet. Dazu müss-
te der Staat sein Gestaltungsmonopol 
aufgeben und dem privaten Sektor zu 
bauen erlauben, was auf dem Immobi-
lienmarkt wirklich nachgefragt wird. Ein 
exklusives Resort am Kaspischen Meer 
oder eine Smart City wären möglicher-
weise nicht auf der Wunschliste einer 
zunehmend verarmenden Bevölkerung.

Philipp Meuser ist Architekt und 
Verleger. Mit diesem Beitrag endet  
die dreiteilige Serie zur zeitgenös
sischen Architektur in Zentralasien
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Demonstration der Autoren-Gewerkschaft Writers Guild of America in Los Angeles
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Mehr Risiken als Chancen
Kreative sehen die Entwicklung der Künstlichen Intelligenz überwiegend mit Sorge

HELMUT HARTUNG

V or gut einem Jahr veröffent-
lichte »Politik & Kultur« ei-
nen kulturpolitischen Kom-
mentar, den ChatGPT im 

Auftrag von Olaf Zimmermann, Ge-
schäftsführer des Deutschen Kultur-
rates, geschrieben hatte. Der erste Satz 
lautete: »Die Bedeutung von Kultur in 
unserer Gesellschaft kann nicht genug 
betont werden.« Und zum Schluss hieß 
es: »Insgesamt ist Kultur ein wichtiger 
Bestandteil unserer Gesellschaft und 
ihrer Identität. Die Förderung der Kul-
tur und ihrer Vielfalt sollte daher ein 
wichtiger Bestandteil der politischen 
Agenda sein.« Das ist alles richtig, aber 
so banal, dass man solche Texte in die-
ser Zeitung nicht gewohnt ist. Für »Po-
litik & Kultur« hat die Künstliche Intel-
ligenz so keinen Mehrwert gebracht. Im 
künstlerischen Alltag sieht das aber be-
reits anders aus. 

ChatGPT löste vor über einem Jahr 
den Hype um Künstliche Intelligenz 
aus. Diese KI-Chatbots werden mit gro-
ßen Datenmengen gefüttert und for-
mulieren so Texte annähernd auf dem 
Sprachniveau eines Menschen, indem 
sie Informationen zusammenfassen. 
Mit der im Moment neuesten Version 
der KI-Software lassen sich nun auch 
gefakte Bilder erstellen.

Künstliche Intelligenz hat bereits in 
allen künstlerischen Branchen Fuß ge-
fasst und sorgt für teilweise heftige Dis-
kussionen um Wahrhaftigkeit, Glaub-
würdigkeit, künstlerische Kompetenz, 
Urheberrechte, Verwertungsgebühren 
und künftige Arbeitsplätze. Künstliche 
Intelligenz ist für die einen die Zukunft, 
für die anderen der Untergang.

Der amerikanische Maler Arup J. 
Paul, der in Hamburg lebt, hat mona-
telang eine KI-Software mit seinen 
Farben, Formen und Pinselstrichen ge-
füttert. Das Ergebnis konnte 2023 in 
Hamburg-Wilhelmsburg in einer Aus-
stellung bestaunt werden, über die das 
»Hamburg Journal« des NDR berichtete. 
Besucher, die in dem Bericht interviewt 
wurden, vermochten die KI-Bilder von 
den »real« produzierten nicht zu unter-
scheiden. »Ich habe die Künstliche In-
telligenz so programmiert, dass sie wie 
ich denkt und malt, meine Kompositi-
on versteht und meinen Pinselschlag 
nutzt. Sie malt nun so wie ich«, sagt der 
Maler. Mithilfe der KI könne er nun Di-
mensionen seiner Bilder erreichen, für 
die er sonst viele Jahre malen müsste. 
Die Besucher hatten grundsätzlich kei-
ne Einwände gegen den Einsatz der KI 
in der Malerei.

Eine andere Erfahrung machte das 
Mauritshuis-Museum in Den Haag: Als 
das Gemälde »Das Mädchen mit dem 
Perlenohrgehänge« von Jan Vermeer 
ausgeliehen war, startete das Museum 
einen Aufruf für eine »Kopie«, um die 
Lücke zeitweise zu füllen. 3.500 neue 
Interpretationen des um 1665 entstan-
denen Bildes erhielt die Galerie darauf-
hin. Ein Bild, mithilfe von KI entstan-
den, sorgte für Proteste. Doch die Jury 
entschied sich dafür, weil es ihr am bes-
ten gefiel.

Ähnliche Beispiele finden sich in-
zwischen überall im Kunstbereich: So 
berichtete ZDFheute im März über die 
Software »Suno AI«. »Die neue Versi-
on des KI-Modells gilt als Maßstab für 
Songs per Mausklick«, so das Nach-
richtenmagazin. Der österreichische 
Musikproduzent Thomas Foster war 
von der Qualität des Ergebnisses sehr 
überrascht. Diese KI-Software könne, 
so der Komponist elektronischer Mu-
sik, einen kompletten Song erstellen, 
der sich anhöre, als hätte ihn jemand 
geschrieben, der Musik studiert hat 
und seit 20 Jahren Musik komponiert 
und produziert. 

Was ist Künstliche Intelligenz?

Es existieren für »Künstliche Intelli-
genz« verschiedene Definitionen, je 
nachdem, ob sie aus dem technischen, 
dem wissenschaftlichen oder dem ge-
sellschaftspolitischen Spektrum stam-
men. Das Europäische Parlament hat-
te KI im vergangenen Jahr so definiert: 
»Künstliche Intelligenz ist die Fähigkeit 
einer Maschine, menschliche Fähigkei-
ten wie logisches Denken, Lernen, Pla-
nen und Kreativität zu imitieren. KI er-
möglicht es technischen Systemen, ihre 
Umwelt wahrzunehmen, mit dem Wahr-
genommenen umzugehen und Proble-
me zu lösen, um ein bestimmtes Ziel zu 

erreichen. Der Computer empfängt Da-
ten (die bereits über eigene Sensoren, 
zum Beispiel eine Kamera, vorbereitet 
oder gesammelt wurden), verarbeitet 
sie und reagiert. KI-Systeme sind in der 
Lage, ihr Handeln anzupassen, indem 
sie die Folgen früherer Aktionen analy-
sieren und autonom arbeiten.«

Die Geschichte der Künstlichen In-
telligenz beginnt im Jahr 1943 mit der 
Veröffentlichung des Artikels »A Logi-
cal Calculus of Ideas Immanent in Ner-
vous Activity« von Warren McCullouch 
und Walter Pitts. Da stellten die Wis-
senschaftler das erste mathematische 
Modell für die Erstellung eines neuro-
nalen Netzes vor. Snarc, der erste Com-
puter mit neuronalem Netzwerk, wird 
1950 von zwei Harvard-Studenten ent-
wickelt: Marvin Minsky und Dean Ed-
monds. Im selben Jahr veröffentlicht 
Alan Turing den Turing-Test, der auch 
heute noch zur Bewertung von KI he-
rangezogen wird. 1952 entwickelte Ar-
thur Samuel eine Software, die selbst-
ständig das Schachspielen erlernen 
konnte. Der Begriff »Künstliche Intel-
ligenz« hingegen wird zum ersten Mal 
während der Konferenz »Dartmouth 
Summer Research Project on Artificial 
Intelligence« von John McCarthy im 
Jahr 1956 ausgesprochen.

In der Bevölkerung sind, auch auf-
grund einer breiteren gesellschaftli-
chen Debatte und einer umfangrei-
chen Berichterstattung in den Medien, 
die Erwartungen an die KI ambivalent. 
Rund drei Viertel der Bundesbürgerin-
nen und Bundesbürger (73 Prozent) se-
hen nach einer Umfrage des Digital-
verbandes Bitkom vom November 2023 
in Künstlicher Intelligenz eher Vortei-
le als Risiken. Demgegenüber hält nur 
knapp ein Viertel (24 Prozent) KI für 
eine Gefahr. Vor fünf Jahren war KI 
noch für 34 Prozent eine Gefahr und 
nur für 62 Prozent eine Chance. Rund 

zwei Drittel (65 Prozent) der Deutschen 
halten KI für die wichtigste Zukunfts-
technologie, nur 29 Prozent halten das 
Thema für massiv überschätzt und ei-
nen Hype, so eine aktuelle Erhebung.

Etwas anders sieht das Stimmungs-
bild aus, wenn man nach den Auswir-
kungen für den Arbeitsmarkt fragt. 
Nach einer aktuellen Umfrage von 
statworx, einem Unternehmen, das KI-
Services anbietet, blicken Menschen 
in verschiedenen Branchen bei die-
sem Thema pessimistisch in die Zu-
kunft. 55 Prozent sagen, dass sie eher 
besorgt als begeistert von KI seien. Et-
was mehr als die Hälfte der befragten 
Personen gab sogar an, Angst vor der 

»allgemeinen Entwicklung« im Bereich 
KI zu haben. Auch gegenüber dem In-
stitut für Demoskopie Allensbach sag-
ten 40 Prozent, dass generative KI sie 
beunruhige. Einer weiteren Studie zu-
folge finden sogar 58 Prozent der Deut-
schen KI »unsympathisch«. Das deutet 
darauf hin, dass ein großer Anteil der 
Bevölkerung diffuse Ängste und nega-
tive Assoziationen in Bezug auf KI hat.

Künstliche Intelligenz:  
Sorgen und Proteste von Künstlern

Diese sorgenvolle Grundhaltung deckt 
sich mit vielen Einschätzungen und 
Protesten in jüngster Zeit aus dem 
Kulturbereich. Dazu gehören Fragen, 
wem die KI-generierten Kunstwerke ge-
hören oder ob die KI-Modelle mit ur-
heberrechtlich geschütztem Material 
trainiert wurden. Auch die Musikver-
wertungsgesellschaft Gema sieht offe-
ne Fragen sowie Risiken für die Bran-
che: »Die größte Sorge der Musik
urheberinnen und -urheber ist, dass 
KI-generierte Musik in vielen Berei-
chen die menschlich gemachte Musik 
ersetzt.« Die Gema fordert in einer Er-
klärung deshalb mehr Transparenz von 
den KI-Firmen, einheitliche Kriterien 
für die Offenlegung der Trainingsda-
ten sowie eine Beteiligung der Urhe-
ber an den Erlösen. Bei Musikschaffen-
den überwiegt die Einschätzung, dass 
generative KI eher ein Risiko als eine 
Chance darstellt – wie eine Ende Januar 
veröffentlichte Studie zeigt: Im Auftrag 
der Gema (Deutschland) und Sacem 
(Frankreich) hat Goldmedia eine Stu-
die zum Einsatz von Künstlicher Intel-
ligenz in der Musikbranche in Deutsch-
land und Frankreich durchgeführt. We-
sentlicher Bestandteil war eine Online-
Befragung der Mitglieder Ende 2023. 
Insgesamt nahmen über 15.000 Perso-
nen teil, die haupt- oder nebenberuflich 

als Komponisten, Textdichter oder für 
Musikverlage tätig sind. Viele der Be-
fragten arbeiten zugleich auch als aus-
übende Künstler, Produzenten oder für 
Musiklabels. Besonders betroffen von 
generativer KI sei laut Gema der Be-
reich der sogenannten »production mu-
sic« wie Hintergrundmusik, Gebrauchs-
musik, aber auch Filmmusik. KI als Tool 
soll kreative Arbeit unterstützen, so die 
Gema, und nicht ersetzen.

Mehr als 200 Musikerinnen und Mu-
siker haben im April in einem offenen 
Brief den verantwortungsvollen Um-
gang mit Künstlicher Intelligenz in der 
Musikindustrie und eine Wahrung der 
Rechte von Musikschaffenden im di-
gitalen Raum angemahnt. Bands wie 
Bon Jovi, R.E.M. und Künstler wie Ste-
vie Wonder und Katy Perry warnen vor 
der Verwendung von KI im Musikge-
schäft. Sie wollten nicht zulassen, dass 
ihre Talente und Stimmen überflüssig 

werden. Die berühmten Stars und 
Bands befürchten, dass künstlerisches 
Schaffen von Musikern, damit ihre Le-
bensgrundlage und letztlich auch ihre 
Identität, in Gefahr seien, wenn KI 
»unverantwortlich eingesetzt wird«. 
Die zentrale Forderung ist, dass sich 
Musikplattformen und Tech-Firmen 
dazu verpflichten, keine Technologie 
einzusetzen oder zu entwickeln, die das 
künstlerische Schaffen von Musikern 
und Songschreibern untergräbt oder 
überflüssig macht. Zudem fordern sie 
Rechtsgrundlagen, beispielsweise dass 
Songschreiber Tantiemen dafür erhal-
ten, dass Künstliche Intelligenz anhand 
von existierender Musik lernt.

In einer ähnlichen von Sorgen be-
stimmten Lage befinden sich auch 
Schauspielerinnen und Schauspie-
ler. Wie die »taz« berichtet, verhandelt 
diese kreative Berufsgruppe gegenwär-
tig mit der Produzentenallianz über 
Regeln, wenn Daten von Darstellern di-
gitalisiert, ihre Präsentation bearbei-
tet, und künstliche Abbilder erschaf-
fen werden. Der Schauspieler Heinrich 
Schafmeister und seine Kollegen for-
dern bei diesen Punkten ein Mitspra-
cherecht sowie eine zusätzliche Vergü-
tung: »Große Schwierigkeiten haben 
wir mit Replikaten, die uns letztlich ar-
beitslos machen würden. Wir werden 
alles dafür tun, damit Kreativität ge-
fördert wird und Kreative nicht abge-
schafft werden«, so Schafmeister. Das 
sei laut »taz« das Ziel, über das er als 
Tarifverhandlungsbevollmächtigter der 
Schauspielergewerkschaft Bundesver-
band Schauspiel (BFFS) mit deutschen 
Kino- und TV-Produzenten diskutiere. 
Wie die »taz« schreibt, werte die Produ-
zentenallianz die Befürchtungen wegen 
der Künstlichen Intelligenz als »zu kurz 
gedacht« und sei bemüht, die darstel-
lenden Künstler mit Hinweis auf »die 
Mehrwerte« zu beruhigen: Etwa mit 

der Möglichkeit, noch im hohen Alter 
via Klon beruflich aktiv sein zu können. 
Oder mit der Aussicht, in anderen Welt-
regionen oder -märkten erfolgreich zu 
sein, weil sie die jeweilige Sprache ge-
nerieren könnten. 

Es ist fraglich, ob diese »Argumen-
te« die Schauspieler überzeugen kön-
nen, auf ihre Rechte an den durch KI 
generierten Inhalten zu verzichten. 
Monatelang hatten 2023 US-Drehbuch-
autoren und -Schauspieler gestreikt 
und gezeigt, dass sich Kreative erfolg-
reich gegen die Unbilden von KI weh-
ren können. Das Bedürfnis nach mehr 
Geld und Schutz vor KI sei ein »golde-
nes Zeitalter« für die Schauspielerge-
werkschaft SAG-AFTRA, erklärte deren 
Präsidentin Fran Drescher. »Noch nie 
war unsere Gewerkschaft so stark wie 
heute.« Die Gewerkschaft vertritt die 
Interessen von rund 160.000 Schau-
spielern, Stuntleuten, Tänzern und an-
deren Darstellern im Filmgeschäft. Die 
Einigung umfasst mehr als eine Milliar-
de Dollar (umgerechnet 930 Millionen 
Euro) an neuen Vergütungen und Leis-
tungen sowie den Schutz der Schau-
spieler vor dem Einsatz Künstlicher 
Intelligenz durch die Studios. Zuvor 
hatten auch die US-Drehbuchautoren 
mit den Studios eine Einigung erreicht.

EU-Kommission reagiert  
auf Bedenken gegenüber 
Künstlicher Intelligenz

Die vielen offenen Fragen, Verunsi-
cherungen und Sorgen im Umgang mit 
Künstlicher Intelligenz hat auch die 
EU-Kommission zu dem Versuch einer 
entsprechenden Regulierung veran-
lasst. Im März dieses Jahres wurde ein 
»AI Act« als Teil ihrer digitalen Stra-
tegie beschlossen. Es sei das weltweit 
erste umfassende KI-Gesetz, heißt es 
aus Brüssel. Bereits im April 2021 hat-
te die Kommission einen ersten Ent-
wurf für einen KI-Rechtsrahmen vor-
gestellt. Der AI Act legt fest, dass KI-
Systeme, die in verschiedenen Berei-
chen zur Anwendung kommen, je nach 
dem Risiko, das sie für die Nutzer dar-
stellen, analysiert und eingestuft wer-
den. Die verschiedenen Risikostufen 
unterliegen mehr oder weniger einer 
Regulierung. So werden KI-Systeme 
mit inakzeptablem Risiko verboten. 
Hierunter fallen z. B. Social Scoring 
oder die Echtzeit-Überwachung öffent-
licher Räume mittels biometrischer 
Identifikation. Herzstück der Verord-
nung sind »Hochrisiko-KI-Systeme«. 
Sie unterliegen spezifischen Anforde-
rungen und einer Zertifizierung. Be-
troffen sind KI-Systeme, wenn sie in 
einem bestimmten Bereich angewandt 
werden (z. B. Strafverfolgung oder Ar-
beitnehmermanagement) und gleich-
zeitig ein erhebliches Risiko für Ge-
sundheit, Sicherheit oder Grundrechte 
betroffener Personen darstellen. KI-
Systeme mit einem gewissen Risiko 
sind Anwendungen, die in irgendeiner 
Form direkt mit Menschen interagie-
ren, z. B. Chatbots. Hier muss dem 
Nutzer transparent gemacht werden, 
dass nicht mit einem Menschen, son-
dern mit einer KI kommuniziert wird. 
Die Verordnung wird 20 Tage nach 
der Veröffentlichung im Gesetzblatt 
in Kraft treten. Das ist nach aktuel-
lem Stand bereits Ende Mai 2024. Die 
Pflichten der Verordnung werden dann 
nach und nach greifen. In den ersten 
sechs Monaten haben Mitgliedstaa-
ten verbotene Systeme schrittweise 
abzuschalten.

Ob dieses EU-Gesetz ausreicht, die 
Bedenken der Kreativen zu zerstreu-
en, ist zweifelhaft. Entscheidend wird 
sein, wie die Unternehmen der Kreativ
wirtschaft durch angemessene Ver-
gütungen und den Schutz geistigen 
Eigentums Vertrauen in ihre Geschäfts
modelle und die Anwendung der neuen 
Technologie schaffen können.

Helmut Hartung ist Chefredakteur  
von www.medienpolitik.net
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Literaten im öffentlichen Diskurs 
Über die mangelnde 
Meinungsfreude der 
Schriftstellerzunft 

JOHANN HINRICH CLAUSSEN

Ein altes Buch hat mir vor Kurzem 
geholfen, ein Rätsel des feuilleto-
nistischen Alltags zu lösen. Oft hat-
te ich mich schon gefragt, warum 
sich zwar nicht wenige Schriftstelle-
rinnen und Schriftsteller zu den Kri-
sen und Katastrophen der Gegenwart 
äußern, aber so selten etwas Sinnvol-
les dabei herauskommt. Man würde 
sich doch wünschen, dass »die Litera-
tur« zur dringend benötigten Orien-
tierung beitrüge. Aber zu häufig muss-
te ich Texte lesen, denen es an Urteils-
kraft mangelte.

Ein Grund, dachte ich, würde in 
fehlender Lebenserfahrung liegen. Die 
allermeisten im schreibenden Gewer-
be haben nie institutionelle Leitungs-
erfahrung getragen. Sie mögen zwar 
intelligent und informiert sein, muss-
ten aber nie Entscheidungen von 

größerer Tragweite treffen. Sie wissen 
also nicht, wie das ist. Deshalb wirkt 
ihre Meinungsfreude so hohl. Ein an-
derer Grund, dachte ich weiter, wäre, 
dass ihr Beruf darin besteht, gehört 
und gelesen zu werden. Belohnt wird 
aber nicht die sachliche, also zumeist 
langweilige Äußerung, sondern der 
unverwechselbare Einspruch. Damit 
wird man zu einer »wichtigen Stimme 

im öffentlichen Diskurs«. So allerdings 
droht publizistisches Engagement zu 
einem Stück Ego-Marketing zu werden.

Doch eine tiefere Erklärung fand 
ich in Adam Smiths »Theorie der mo-
ralischen Gefühle« von 1759. Dem 
schottischen Philosophen war näm-
lich aufgefallen, dass Literaten an ei-
ner spezifischen Unsicherheit lei-
den. Sie übten eine Kunst aus, in der 

sich das Gelingen einer Leistung nicht 
beweisen lässt. Das führte zu einer 
übergroßen »Besorgnis um die öffent-
liche Meinung«: »Nichts erfreut ei-
nen Schriftsteller so sehr als die güns-
tigen Urteile seiner Freunde und des 
Publikums, und nichts kränkt ihn so 
ernstlich als deren ungünstige Urtei-
le. Erfolge mögen ihm mit der Zeit ein 
wenig mehr Vertrauen zu seinem eige-
nen Urteil einflößen. Indessen kann er 
zu jeder Zeit durch ungünstige Urteile 
des Publikums aufs schwerste getrof-
fen und gekränkt werden.«

Ganz anders sei es bei Mathemati-
kern. Diese besäßen »eine vollständi-
ge Gewissheit von der Wahrheit und 
Wichtigkeit ihrer Entdeckungen«. Des-
halb wäre es ihnen »äußerst gleich-
gültig, welche Aufnahme sie beim Pu-
blikum finden«. Ähnlich wäre es bei 
Naturwissenschaftlern, die »in ih-
rer Unabhängigkeit von der öffentli-
chen Meinung den Mathematikern« 
am nächsten stünden und wie diese 
eine »Gewissheit und Seelenruhe« in 
sich trügen, die Literaten fehlte. Des-
halb hätten sie kein Interesse daran, 

an öffentlichen Debatten teilzuneh-
men, um sich dort eine Vergewisse-
rung zu erkämpfen, die sie in ihrer ei-
gentlichen Arbeit nie fänden.

Aus Unsicherheit, so Adam Smith 
weiter, würden sich Literaten, die doch 
Einzelgänger und Alleinarbeiter wären, 
häufig in Meinungsgruppen zusam-
menrotten, um dann in einen Streit 
zu ziehen: »Sie neigen sehr stark dazu, 
sich in literarische Parteien zu spal-
ten, wobei jede Clique der tödliche 
Feind des Ansehens einer jeden an-
deren ist und all die niedrigen Künste 
der Intrige und Verhetzung anwendet, 
um die öffentliche Meinung für die 
Werke ihrer Mitglieder und gegen die-
jenigen Feinde und Rivalen einzuneh-
men.« Als ich dies las, musste ich an 
all die offenen Briefe und Unterschrif-
tenlisten der letzten Zeit denken sowie 
an die jammervollen Schriftsteller
verbandsquerelen.

Mathematiker und Naturwissen-
schaftler dagegen, so Smith, »gera-
ten infolge ihrer Unabhängigkeit von 
der öffentlichen Meinung nur selten 
in Versuchung, sich in Parteien und 
Klüngel zu vereinen, sei es zur He-
bung des eigenen Ansehens, sei es 
zur Unterdrückung desjenigen ih-
rer Rivalen. Sie sind beinahe immer 

Menschen von einer äußerst liebens-
werten Einfachheit der Sitten. Sie le-
ben in gutem Einvernehmen unterei-
nander. Jeder Einzelne von ihnen ist 
froh über das Ansehen, das der ande-
re genießt. Sie beteiligen sich nicht 
an Intrigen, um sich den Beifall des 
Publikums zu sichern.« Adam Smith 
hat mir geholfen, den Problemkern so 
mancher Feuilleton-Erregung besser 
zu verstehen. Allerdings musste ich 
mir von jemandem, der sich in diesen 
Wissensbetrieben auskennt, erklären 
lassen, dass sein Bild von Mathema-
tikern und Naturwissenschaftlern arg 
idealisierend geraten sei.

P.S.: Eines hat Smith nicht bedacht: 
Auch Literaten können sich sinnvoll 
zu Gegenwartsfragen äußern, wenn sie 
sich dabei nur ihrer Rolle bewusst sind 
und genau überlegen, was sie aus einer 
genuin literarischen Wahrnehmung in 
ihre ganz eigene Sprache bringen kön-
nen. Dabei wäre es gut, wenn auch ihre 
spezifische Unsicherheit zum Aus-
druck käme. Womit man wieder bei 
Adam Smith wäre.

Johann Hinrich Claussen ist Kultur
beauftragter der Evangelischen Kirche 
in Deutschland

Jeanine Meerapfel
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Transatlantische  
Geschichten
Ein Porträt der Filmemacherin Jeanine Meerapfel

ANDREAS KOLB 

R uft man sich Hannah aus Jeani-
ne Meerapfels Film »Malou« in 
Erinnerung oder die Figur Anna 

aus ihrem Film »Annas Sommer« oder 
Sulamit Löwenstein aus »Der deutsche 
Freund«, dann entwickelt man als Zuse-
her nach und nach das Gefühl, als kenne 
man die Filmemacherin Jeanine Meer-
apfel persönlich. Denn in einigen ihrer 
Filme lassen sich Bezüge auf ihre Her-
kunft entdecken, sie gehören in die Ka-
tegorie der Autofiktion. 

Jeanine Meerapfel wuchs in Argenti-
nien als Tochter deutsch-jüdischer Emi-
granten auf. Von 1961 bis 1964 besuch-
te sie die Journalistenschule in Bue-
nos Aires und arbeitete als Redakteu-
rin und freie Journalistin. Gleichzeitig 
studierte sie Drehbuch bei Simón Feld-
man. 1964 kam sie nach Deutschland 
und studierte mit einem Stipendium des 
DAAD vier Jahre am Institut für Filmge-
staltung der Hochschule für Gestaltung 
in Ulm. In den 1970er Jahren arbeitete 
Meerapfel als Filmkritikerin und leitete 
Filmseminare in Ulm und an verschie-
denen Goethe-Instituten. 

Wenn Meerapfels Filme auf Kinolein-
wand oder am Bildschirm ablaufen, dann 
vergeht die Zeit nicht, im Gegenteil, als 
Zuschauer gewinnt man den angeneh-
men Eindruck, man bekäme Zeit ge-
schenkt: Die Filmemacherin Meerapfel 
verzichtet auf alles zeitgeistig Schnelle, 
Hektische, Atemlose, Drastische. Sie er-
zählt behutsam, mit stehenden Bildern, 
gibt ruhigen, fast einsilbigen Dialogen 
Raum oder fungiert selbst als Erzähle-
rin aus dem Off wie in »Eine Frau«. Ne-
ben Meerapfels Stimme verleiht auch die 
Musik des griechischen Komponisten 
und Klarinettisten Floros Floridis einem 
Meerapfel-Film seinen typischen Klang. 

»Als ich ›Annas Sommer‹ im Jahr 
2000 vorbereitet habe«, erzählt Meer-
apfel, »wurde mir gesagt: Wenn du die 
Geschichte einer jüdischen Familie aus 
Thessaloniki erzählen willst, musst du 
auch dort hinfahren. Dort habe ich die 
alten Orte gesucht, die es kaum noch 
gibt. Es gab im Altersheim noch jüdi-
sche Bewohner, die das sephardische 

Spanisch gesprochen haben. Ich sprach 
in heutigem Spanisch, sie in ›Ladino‹, im 
alten sephardischen Spanisch – und das  
war eine tolle Erfahrung: Menschen zu-
zuhören, die diese 500 Jahre alte Spra-
che sprechen. In dieser Zeit habe ich Flo-
ros Floridis kennengelernt, der aus Thes-
saloniki stammt und ein Freund mei-
ner Freunde ist. Für die Musik von ›Eine 
Frau‹ hat er 2022 den Kritikerpreis be-
kommen. Die Musik ist für diesen Film 
ganz wesentlich.«

Mit jedem neuen Film von Meerapfel, 
den man anschaut, reist man durch die 
jüngere Geschichte der Alten und der 
Neuen Welt, beginnend mit dem frü-
hen 20. Jahrhunderts bis zum Hier und 
Jetzt mit all seinen politischen und ge-
sellschaftlichen Implikationen. Meer-
apfel-Filme kreisen um Themen wie 
Emigration, Frauenschicksale, Identi-
tät, jüdisches Leben, Antisemitismus, 
Holocaust oder Repression unter der 
Diktatur. Wie war Leben und Überle-
ben für die Menschen des 20. Jahrhun-
dert möglich? Und was wurde aus deren 
Kindern, aus der nachfolgenden Gene-
ration im 21. Jahrhundert? 

Die Deutsch-Argentinierin Jeanine 
Meerapfel gibt darauf zahlreiche Ant-
worten, die immer wieder von persön-
lichen Elementen inspiriert sind: etwa 
beim Kinofilm »Malou«, ihrem 1980 ent-
standenen Langspielfilm-Regiedebüt, 
der den Preis der Filmkritik – FIPRESCI  
 – beim Festival von Cannes 1981 bekam, 
mit Ingrid Caven in der Titelrolle und 
Grischa Huber in der zweiten weiblichen 
Hauptrolle als Malous Tochter. Mehr als 
zehn weitere Filme folgten. Die stärks-
ten autofiktionalen Züge trägt Jeanine 
Meerapfels jüngster Film von 2021, »Eine 
Frau«, in dem sie reichlich Foto- und 
Filmmaterial ihres Vaters und seiner 
Familie verwendet. Ein filmender Va-
ter? Liegt es da nicht nahe, dass Meer-
apfel nicht weit vom Stamm gefallen ist?

»Ich bin nicht über das Hobby meines 
Vaters zum Film gekommen. Meine Welt 
war der Journalismus und dort war ich 
gut aufgehoben. Ich war ja in Argentini-
en als Journalistin angestellt und darü-
ber bin ich dann zum Drehbuch gekom-
men. 1964 kam ich an die Hochschule 

für Gestaltung in Ulm und habe dort bei 
Edgar Reitz und Alexander Kluge stu-
diert. In dieser Zeit hat sich allmählich 
meine Hinwendung zum Film heraus-
kristallisiert.« Schon als Teenager hatte 
sie sich nur fürs Lesen interessiert, sich 
selbst bezeichnet sie als »Bücherwurm«: 
»Alle argentinischen und lateinamerika-
nischen Schriftsteller (Borges und Cor-
tázar und, und ...) habe ich gelesen. Das 
war meine Welt und alles, was mich in-
teressiert hat. Von dort aus war es nur 
noch ein Katzensprung zum Journalis-
mus, zur Sprache und zum Ausdruck.«

Ihre Muttersprache ist nicht Spa-
nisch, denn ihre Mutter, Marie Louise 
Meerapfel, geb. Chatelaine, war Fran-
zösin und schickte sie in Buenos Aires 
auf die französische Schule. Meerapfels 
Vater Carl stammte aus dem badischen 
Untergrombach bei Bruchsal, wo seine 
Familie einen Tabakgroßhandel betrieb. 
1941 emigrierte er mit seiner Frau und 
der ersten Tochter gerade noch recht-
zeitig über Amsterdam nach Argentini-
en, wo Jeanine Meerapfel 1943 in Bue-
nos Aires zur Welt kam. Inzwischen lebt 
die Filmemacherin und derzeitige Präsi-
dentin der Berliner Akademie der Künste 
seit 60 Jahren in Deutschland, dem Land, 
aus dem ihre Eltern vor den Nazis flohen. 
Über Deutschland hätten ihre Eltern im-
mer geschwiegen, sagt Meerapfel: »Das 
Einzige, was man mitgekriegt hat, war 
eine Sehnsucht nach bestimmten Ge-
richten, nach Preiselbeeren, Spätzle oder 
Erzählungen vom Schwarzwald.« 

Wo also ist die Weltbürgerin Jeanine 
Meerapfel heute zu Hause? »Zu Hause 
bin ich dort, wo ich bin und in mir selbst  
 – aber auch in meiner Familie, in mei-
nen Filmen und in meiner Arbeit. Zu 
Hause bin ich dort, wo Freunde für das-
selbe einstehen wie ich: für Aufklärung 
und eine lebendige Erinnerungskultur. 
Es ist aber kein physischer Ort. Natür-
lich bin ich in Berlin zu Hause, aber ich 
kann mich eben auch in Buenos Aires zu 
Hause fühlen. Jeder Drehort ist bis zu ei-
nem gewissen Grad Heimat. Das wird Ih-
nen jeder Regisseur auch sagen, aber das 
ist immer zeitlich befristet. Die Hoch-
schule für Gestaltung, eine Geschwis-
ter-Scholl-Stiftung, die prägend für mei-
ne Entwicklung war, war eine Fortfüh-
rung des Bauhauses. Dort gab es meh-
rere Worte, die nicht benutzt wurden. 
Dazu gehörten ›gemütlich‹ und ›Heimat‹. 
Wir wollten eine bestimmte Kühle und 
Sachlichkeit zur Beschreibung der Din-
ge und Zustände und nicht alles mit ei-
ner spießigen Butzenscheiben-Ideolo-
gie überdecken. Die falschen Gefühle 
kamen aus der vorherigen Generation, 

und die mussten infrage gestellt wer-
den. Dagegen hat sich die 68er-Genera-
tion mit Elan gestellt. Das habe ich haut-
nah mitbekommen und das war Teil mei-
nes Lebens, weil ich gesehen habe, dass 
die Kinder der Täter, der Mitwisser und  
 -läufer rebelliert haben gegen das Ver-
gessen und gegen das Schweigen. Aber 
eben auch gegen Werte, die ihnen nicht 
mehr wahrhaftig vorkamen. Das war mir 
sehr wichtig.« Ihr kulturpolitisches En-
gagement kulminiert im Amt der Präsi-
dentin der Berliner Akademie der Küns-
te, das sie 2015 übernommen hat. Jetzt, 
nach drei Wahlperioden, wird im Früh-
jahr 2024 Schluss sein. »In den letzten 
Jahren haben wir Akademie-Gespräche 
und Akademie-Dialoge geführt, um auf-
zuklären gegen rechts, gegen Intoleranz, 
gegen Rassismus, und ich würde auch 
sagen, gegen Dummheit. Leider hat sich 
der Antisemitismus in Deutschland (und 
nicht nur hier) über die Jahrzehnte er-
halten – ganz weg war er wohl nie. Es 
ist wirklich nicht hinnehmbar, dass Ju-
den heute in Deutschland Angst haben 
müssen, sich öffentlich zu zeigen. Es ist 
nicht hinnehmbar, dass Wohnungen in 
Deutschland mit einem Davidstern ge-
kennzeichnet werden. Es ist nicht hin-
nehmbar, dass die Attacken der Hamas 
öffentlich auf der Straße bejubelt wer-
den. Seit dem 7. Oktober werden Juden in 
Berlin bespuckt und geschlagen. In Ber-
lin, der Stadt, aus der heraus Hitler re-
giert hat. Da hat die Akademie der Küns-
te eine besondere Verantwortung und 

Stellung, der wir uns klar gestellt haben. 
Wir haben als erste kulturelle Instituti-
on die Gewalt der Hamas verurteilt und 
auch die Gewaltspirale in Gaza selbst 
nochmal thematisiert. Wir haben aber 
auch mitbekommen, dass es im Kultur-
bereich zunächst sehr enttäuschend zu-
ging. Erst nach und nach haben sich die 
Kulturinstitutionen gegen Antisemitis-
mus geäußert.«

Was genau Jeanine Meerapfel vorhat, 
wenn sie den Alltag als Akademiepräsi-
dentin hinter sich lassen wird, will sie 
noch nicht verraten, aber dass künftig 
weitere Filmproduktionen geplant sind, 
ist kein Geheimnis. Gerade in Zeiten, in 
denen insbesondere die sozialen Medien 
ihren Beitrag zur Verdunkelung von In-
formationen leisten, haben Künstler den 
Auftrag, aufzuklären, davon ist Meer
apfel nach wie vor überzeugt. Ihr nächs-
ter Film, so sagt sie, soll um das Thema 
Klimaungerechtigkeit kreisen. Privates 
und Politisches sind für die 68erin Meer-
apfel zwei Seiten ein und derselben Me-
daille. Und deshalb macht sie als ihr letz-
tes großes Projekt in der Akademie der 
Künste das Programm »UTOPIA. Keep 
on Moving« (19. April bis 26. Mai 2024), 
das sich mit historischen und gegenwär-
tigen Utopien auseinandersetzt – ein 
Thema, dessen gesellschaftspolitische 
Implikationen ihr wichtig sind und das 
ihr zugleich persönlich nahegeht. 

Andreas Kolb ist Redakteur  
von Politik & Kultur
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Klassiker der kulturpolitischen Li-
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und liefern Sie gern Vorschläge an  
redaktion@politikkultur.de.

ZUR PERSON …

Christian Höppner ist neuer 
Vorsitzender des Programm
ausschusses der Deutschen Welle
Christian Höppner, Präsident des 
Deutschen Kulturrates, wurde vom 
Rundfunkrat der Deutschen Welle in 
einer Sondersitzung am 19. April zum 
neuen Vorsitzenden des Programm-
ausschusses gewählt. In seinem Amt 
als Haushaltsberichterstatter der 
Deutschen Welle wurde Christian 
Höppner bestätigt. 

Gabriele Schulz wurde in den 
Verwaltungsrat der Deutschen 
Welle gewählt
Der Rundfunkrat der Deutschen  
Welle hat in einer Sitzung am  
19. April Gabriele Schulz, stellvertre-
tende Geschäftsführerin des Deut-
schen Kulturrats, in den Verwaltungs-
rat der Deutschen Welle gewählt.  

Benedikt Stegmayer neuer Kultur-, 
Wissenschafts- und Wirtschafts
referent der Stadt Würzburg
Benedikt Stegmayer ist neuer Leiter 
des jüngst konzipierten Referats für 
Kultur, Wissenschaft und Wirtschaft 
der Stadt Würzburg. In einer Stichwahl 
entschied der Würzburger Stadtrat 
mit 27 von 50 Stimmen für Stegmayer. 
Nach dem Studium der Philosophie an 
der Universität Cambridge und dem 
Studium der Kunstgeschichte und 
Komparatistik an der Freien Universi-
tät Berlin war Stegmayer zuletzt Re-
ferent und berufsmäßiger Stadtrat für 
Kultur und Tourismus in Bayreuth. 

Rainer Simon wird ab August 
2025 Künstlerischer Leiter der 
Neuköllner Oper
Rainer Simon übernimmt ab August 
2025 die Künstlerische Leitung der 
Neuköllner Oper. Damit tritt er die 
Nachfolge von Bernhard Glocksin 
an, der das Haus während der letz-
ten 20 Jahre künstlerisch geprägt hat. 
Glocksin verlässt die Neuköllner Oper 
aus Altersgründen und wendet sich 
freiberuflich anderen Aufgaben zu. 
Simon ist derzeit als Künstlerischer 
Leiter des Festivals Schall&Rausch 
tätig und leitet die Außenspielstät-
ten der Komischen Oper Berlin. Nach 
einem zweistufigen Verfahren schlug 
die Auswahlkommission ihn als neu-
en Künstlerischen Leiter der Neu-
köllner Oper vor. Der Vorstand folgte 
diesem Votum einstimmig.

Deutscher Jazzpreis 2024 für  
das Lebenswerk geht an Alexander 
von Schlippenbach
In der vierten Edition des Deutschen 
Jazzpreises wurde 2024 der Preis für 
das Lebenswerk an den Berliner Jazz-
pianisten, freischaffenden Arrangeur 
und Komponisten Alexander von 
Schlippenbach verliehen. Die Aus-
zeichnung würdigt Akteurinnen und 
Akteure aus dem Bereich Jazz, die sich 
über lange Zeit und in besonderem 
Maße um den Jazz in Deutschland ver-
dient gemacht und damit einen wichti-
gen Beitrag zur Entwicklung des Gen-
res geleistet haben. Von Schlippenbach 
gilt als Schlüsselfigur in der deutschen 
Jazzszene. Er hat die Identität des Jazz 
und der Improvisation auch internati-
onal durch die langjährige Zusammen-
arbeit mit globalen Jazzinstitutionen 
nachhaltig mitgestaltet. 

Olaf Zimmermann in den Umset-
zungsbeirat der Nationalen Platt-
form zur Stärkung der Resilienz ge-
genüber Katastrophen berufen
Olaf Zimmermann, Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates, wurde 
vom Bundesministerium des Innern 
und für Heimat (BMI) als Vertreter 
des Kulturbereiches in den Umset-
zungsbeirat der Nationalen Plattform 
zur Stärkung der Resilienz gegen-
über Katastrophen berufen.

Geburt des 
Grundgesetzes
Erzählte Geschichte

W er kennt heute noch Lou-
ise Schroeder? Mit ihr be-
ginnt Sabine Böhne-Di Leo 

ihr Buch, in dem sie anschaulich über 
die Zeit zwischen dem Ende des Zwei-
ten Weltkriegs und der Verabschie-
dung des Grundgesetzes im Jahr 1949 
berichtet. Louise Schroeder war Kom-
missarische Bürgermeisterin von Ber-
lin, als 1948 die Blockade Westberlins 
begann und die westlichen Alliierten 
mit ihrer einzigartigen, fast ein Jahr 
dauernden Luftbrücke Westberliner 
Bürger mit dem Nötigsten versorgten. 
Welche zentrale Rolle diese Luftbrü-
cke für den Fortgang der deutschen 
Geschichte spielte, wird hier noch 
einmal sehr deutlich. Vor allem aber 
geht es um die Entstehung des Grund-
gesetzes, dessen 75. Jubiläum derzeit 
allenthalben gefeiert wird. Wir le-
sen von den monatelangen Diskus-
sionen und Verhandlungen im Parla-
mentarischen Rat über dieses Verfas-
sungswerk, das nicht Verfassung hei-
ßen sollte. Ziel war es vor allem, ein 
Regelwerk zu schaffen, mit dem eine 
Wiederholung der gerade zu Ende ge-
gangenen mörderischen Diktatur un-
möglich sein würde. Monatelang wur-
de in Bonn um Paragrafen und Begrif-
fe gerungen – aber auch um das große 
Ganze: Sollte es ein Westdeutschland 
werden oder ein geeintes – neutrales  
 – Deutschland? Was sollte mit Berlin 
passieren? Welche Macht sollte den 
Ländern, welche dem Bund zukom-
men? Wie sollte das neue Staatsgebil-
de heißen? Hinter allen Fragen steck-
ten politische Ziele, aber auch Wer-
tehaltungen. Die wenigen Frauen im 

Rat kämpften – schließlich mit Erfolg  
 – um den Satz »Männer und Frauen 
sind gleichberechtigt«, der sich erst 
später auch in Gesetzen manifestier-
te. Viele Hintergrundinformationen, 
vermischt mit Anekdoten, werden an-
schaulich und spannend vermittelt. 
Große Gegenspieler in den Debatten: 
Konrad Adenauer von der CDU, später 
der erste Kanzler der Bundesrepublik, 
und Carlo Schmid, der Verhandlungs-
führer der SPD. Und Carlo Schmid war 
es, der im Zusammenhang mit dem 
Begriff der »wehrhaften Demokratie« 
erklärte: »Es soll sich jener nicht auf 
die Grundrechte berufen dürfen, der 
von ihnen Gebrauch machen will zum 
Kampf gegen die Demokratie und die 
freiheitliche Grundordnung.« 
Barbara Haack

Sabine Böhne-Di Leo. Die Erfindung der 
Bundesrepublik. Wie unser Grundgesetz 
entstand. Köln 2024 

Bestandsaufnahme
Frauenquote

D as Theatertreffen zählt zu 
den großen Bühnenfestivals 
der deutschsprachigen The-

aterszene. Jedes Jahr wählt eine Jury 
zehn bemerkenswerte Inszenierun-
gen aus dem deutschsprachigen Raum 
aus und lädt diese zum Theatertref-
fen nach Berlin ein. Das Festival wur-
de 1963 gegründet und fand zum ers-
ten Mal 1964 statt. Erst nach 16 Jahren 
seines Bestehens wurden zum ersten 
Mal auch Frauen zum Theatertreffen 
eingeladen. Lange Zeit blieben die Ge-
schlechterverhältnisse beim Festival 
ungleich. Mit der Festivalausgabe 2020 
führte die damalige Leiterin des The-
atertreffens, Yvonne Büdenhölzer, die 
Frauenquote ein. Mit der Einführung 
wurde verpflichtend festgelegt, dass 
mindestens 50 Prozent der zehn aus-
gewählten Stücke von Regisseurinnen 
stammen müssen. Drei Jahre nach der 
ersten Festivalausgabe mit Quote wur-
den für das Buch »Status Quote« alle 19 
Regisseurinnen, die von 2020 bis 2023 
beim Theatertreffen vertreten waren, 
zum Interview eingeladen. Die Frauen 
sprechen u. a. über ihre Erfahrungen in 
einem noch immer von Männern domi-
nierten Arbeitsfeld und über die Hür-
den, die sie im Laufe ihres Werdegangs 
nehmen mussten. In den Gesprächen 
berichten sie darüber, ob ihnen die 
Frauenquote geholfen hat, und teilen 
ihre Gedanken zur Quote. Dabei gehen 
sie auch der Frage nach der Existenz 
einer weiblichen Ästhetik nach. Ne-
ben den Interviews berichtet Yvonne 
Büdenhölzer, die selbst lange Zeit kei-
ne »Quotenfrau« sein wollte, von den 
Anfängen der Frauenquote. Außerdem 

gibt Eva Behrendt Einblicke in die Ge-
schichte des Theatertreffens und sei-
ner Geschlechterverhältnisse. Dane-
ben enthält das Buch ein Gespräch zwi-
schen Karin Henkel und Lisa Lucas-
sen, die beide vor der Einführung der 
Quote zum Theater eingeladen wur-
den. Durch das Interviewformat wer-
den unterschiedliche Erfahrungen und 
Sichtweisen von Regisseurinnen auf 
den Theaterbetrieb sichtbar. Das Buch 
zeigt, welche Bedeutung der Frauen-
quote beim Aufbrechen patriarchali-
scher Strukturen in der Theaterwelt 
zukommt, legt aber auch anfängliche 
Zweifel oder Ablehnung gegenüber der 
Quote und die Herausforderungen, die 
mit ihr verbunden sind, offen. Gerade 
das macht das Buch zu einer lesens-
werten Lektüre. 
Lisa Weber 

Status Quote. Theater im Umbruch. Re-
gisseurinnen im Gespräch. Leipzig 2023

Narben
Eine Ost-West-Geschichte

D er erste Versuch: Das Mäd-
chen steht mit ihren Eltern 
in Berlin-Friedrichshain am 

Märchenbrunnen. Der Brunnen wur-
de schon vielfach umrundet, die Zeit 
schleicht dahin, am Abend Rückkehr 
nach Leipzig. Der zweite Versuch: Zu-
sammen mit ihren Eltern quetscht sich 
das Mädchen in den Kofferraum eines 
Wagens, angeschmiegt an seine Eltern 
schläft es ein. An der Grenze auf ein-
mal Männer mit Maschinengeweh-
ren, die Eltern werden abgeführt, das 
Mädchen kommt ins Kinderheim, die 
Großmutter holt es schließlich zu sich. 
Constanze Neumanns autobiografi-
scher Roman erzählt die Geschichte ei-
nes Aufwachsens im Ost-West-Verhält-
nis. Die Eltern, beide Musiker, werden 
beim zweiten Fluchtversuch aus der 
DDR verhaftet, sie werden von der Bun-
desrepublik aus dem Gefängnis frei-
gekauft. Ihre Tochter kann schließ-
lich im Rahmen der Familienzusam-
menführung zu ihnen übersiedeln. Das 
Buch handelt von den Schwierigkei-
ten des Ankommens, von den Proble-
men, einen Arbeitsplatz zu bekommen, 
von der haftbedingten Erkrankung der 
Mutter, die es ihr trotz eisernen Übens 
unmöglich macht, als Profimusikerin 
zu arbeiten. Es geht um das Fremdsein 
im Westen, um ungewohnte Bräuche 
wie den Rheinischen Karneval, um Di-
alekte und Sprachfärbungen, um ei-
nen immer fremder werdenden Osten, 
um scharfen Antikommunismus, um 
Scham und Aufbruch. Dominierend 
ist der Wunsch der Eltern, insbeson-
dere des Vaters, nach Anpassung im 

ersehnten Westen; gleichzeitig bleibt 
der Wunsch, die familiären Fäden in 
die DDR nicht zu kappen. Besonders 
einprägsam sind die gemeinsamen Ur-
laube mit der Großmutter in der dama-
ligen Tschechoslowakei: die Großmut-
ter in Unterkünften für DDR-Bürger, 
die Ich-Erzählerin mit ihren Eltern in 
deutlich besser ausgestatteten, nur für 
Bürger aus dem westlichen Ausland zu-
gänglichen Hotels. Trotz der berühren-
den und oftmals traurigen Geschich-
te schlägt der Erzählton nie ins Jam-
mern und Klagen um, er ist vielmehr 
lakonisch, fast schon distanziert beob-
achtend und gerade dadurch besonders 
berührend. Sehr lesenswert.
Gabriele Schulz

Constanze Neumann. Das Jahr ohne 
Sommer. Berlin 2024

Kein sicherer 
Ort mehr
Das Entsetzen über den ungeheuerlichen Angriff

I ch schloss den Essay Ende De-
zember ab, so steht es im Kalen-
der, aber wir leben immer noch 
in unserer Fassungslosigkeit 

und in unserer Trauer immer noch am 
7. Oktober und nicht ›Nach dem 7. Ok-
tober‹«, diesen Satz fügt Natan Sznai-
der als Fußnote der Überschrift seines 
Beitrags »Die Wunde Israel« im Buch 
»Nach dem 7. Oktober« bei. Im Buch 
sind 26 Texte versammelt, die sich mit 
dem Angriff der Hamas auf Israel am 
7. Oktober 2023 befassen, darunter 
einige wenige Interviews. Einige der 
Beiträge waren zuvor bereits in Tages-
zeitungen erschienen, andere, wie der 
von Natan Sznaider, wurden für den 
von Tania Martini und Klaus Bitter-
mann herausgegebenen Band eigens 
verfasst. Aus den Beiträgen spricht 
das Entsetzen über den ungeheuer-
lichen Angriff, die tiefe Sorge um die 
Geiseln, die nach wie vor in Gaza ge-
fangen gehalten werden. Es kommt 
das Erschrecken zum Ausdruck, dass 
gerade jene Menschen bestialisch ge-
tötet wurden, die sich für die Sache 
der Palästinenser eingesetzt und mit 
ihnen zusammengearbeitet haben. Es 
wird immer wieder die Frage aufge-
worfen, wie es weitergehen kann mit 
dem zionistischen Staat oder ob der 
Zionismus durch eigenes Versagen an 
sein Ende gekommen ist. Und über al-
lem steht die Frage: Wo können Juden 
leben, wenn selbst Israel kein siche-
rer Ort mehr ist? Wer der Erschütte-
rung des 7. Oktobers nachspüren will, 
dem sei dieses Buch ans Herz gelegt. 
Gabriele Schulz

Tania Martini, Klaus Bittermann (Hg.). 
Nach dem 7. Oktober. Essays über das 
genozidale Massaker und seine Folgen. 
Berlin 2024
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Limburger Dom St. Georg und Burg Limburg, Limburg an der Lahn, Hessen

Selbst dort,  
wo Kommunen 
keiner Haus-
haltssicherung 
unterliegen, 
werden freiwil-
lige Leistungen 
für entbehr- 
liche Leistungen 
gehalten, ob-
wohl das grund-
falsch ist

Schützt unsere Dörfer und Städte – es brennt!
Die Kommunen sind die wichtigsten Kulturorte in Deutschland, aber sie stehen unter Druck

OLAF ZIMMERMANN

D as kulturelle Leben findet in den 
Kommunen statt. Hier leben die 
Künstlerinnen und Künstler, 
hier sind die Buchhandlungen, 

die Galerien, die Architektur- und Design-
studios, hier arbeiten die Denkmalpflege-
rinnen und -pfleger, hier befinden sich die 
Theater, die Kinos, die Museen, die Biblio-
theken, die Archive, die soziokulturellen 
Zentren, hier engagieren sich die Bürge-
rinnen und Bürger in Kunstvereinen, in li-
terarischen Gesellschaften, in Chören und 
Orchestern, hier finden Migrantinnen und 
Migranten sowie Exilierte ein neues Zu-
hause, hier werden Traditionen gepflegt 
und neue begründet und so weiter und so 
fort. Hier ist das Publikum. Zusammen-
gefasst: Hier findet das kulturelle Leben 
statt. Doch wo drückt in den Kommunen 
tatsächlich der Schuh? Wo brennt’s? Wel-
che heißen Eisen müssen angefasst wer-
den und wo ist eher Gelassenheit gefragt?

Wenn über kommunale Kulturpolitik 
gesprochen oder geschrieben wird, ste-
hen zumeist die Großstädte im Fokus. 
Sie gelten als Vorreiter für Entwicklun-
gen. Doch stimmt das wirklich, sind tat-
sächlich die großen Städte die »Trendset-
ter« – oder gehen nicht vielmehr auch Im-
pulse von kleineren Kommunen aus? Im 
letzten Jahr ging Politik & Kultur auf Kul-
turreise durch Deutschlands zehn größte 
Städte – und fragte bei den Kulturdezer-
nentinnen und Kulturdezernenten nach, 
welche Themen sie auf ihre Agenda setzen 
und wo ihre Stadt nach der Coronapan-
demie steht. Nachgefragt wurde in Berlin, 
Frankfurt/Main, Essen, Düsseldorf, Stutt-
gart, Dortmund, Hamburg, Leipzig, Köln 
und München.

In dieser Ausgabe wird weiter in die Flä-
che gegangen; insgesamt 27 Städte – gro-
ße und kleine, im Zentrum und an der 
Peripherie liegend, Grenzstädte und Städ-
te mit viel Umland – wurden befragt. Je-
des Bundesland ist mit mindestens einer 
Stadt vertreten.

Laut Kulturfinanzbericht 2022 des Sta-
tistischen Bundesamts haben die Kommu-
nen im Jahr 2020 insgesamt 5,7 Milliarden 
Euro für Kultur ausgegeben. Das ist gegen-
über dem Jahr 2010 ein Anstieg um stolze 
37,4 Prozent. Die Kommunen sind die wich-
tigsten Kulturfinanzierer in Deutschland. 
Sie stemmen 39,1 Prozent der öffentlichen 
Kulturausgaben, auf die Länder entfallen 
38,6 Prozent und auf den Bund 22,4 Pro-
zent. Bereits seit Jahrzehnten tragen die 
Kommunen den größten Teil der Kultur
finanzierung, allerdings haben sich die Ver-
hältnisse in den letzten Jahren etwas ver-
schoben und der Finanzierungsanteil des 
Bundes ist gestiegen. Betrachtet man die 
kommunalen Kulturetats, so entfällt der 
Löwenanteil auf die Theater und die Mu-
sikpflege. Je nach Einwohnerzahl werden 
bis zu 56,5 Prozent des Kulturbudgets für 
Theater und Musikförderung aufgewandt. 
Für Museen wenden die Kommunen zwi-
schen 12,3 und 19 Prozent und für Biblio-
theken zwischen 16,7 bis 32,9 Prozent ih-
res Kulturbudgets auf. In der Tendenz kann 
festgehalten werden, dass, je größer die 
Stadt ist, umso mehr Geld in den Bereich 
Theater und Musik fließt, was aufgrund 
des erforderlichen Personalbudgets auch 
nicht verwunderlich ist. 

Viele Kommunen stehen unter einem 
erheblichen Druck, was die Finanzlage 
betrifft. Einigen droht erneut die Haus-
haltssicherung, was zur Folge hat, 
dass der kommunale Haushalt von der 

Kommunalaufsicht, die je nach Land bei 
der Bezirksregierung oder dem Innen
ministerium liegt, genehmigt werden muss. 
Die Pflichtaufgaben, wie beispielsweise 
Sozialausgaben, haben in diesen Fällen 
Vorrang vor der Kulturförderung, die als 
sogenannte freiwillige Leistung gilt. Und 
selbst dort, wo Kommunen keiner Haus-
haltsicherung unterliegen, werden freiwil-
lige Leistungen für entbehrliche Leistun-
gen gehalten, obwohl das grundfalsch ist. 
Denn nur die freiwilligen Leistungen kön-
nen die Kommunen in eigener Verantwor-
tung steuern, sie sind die Königsdisziplin 
in den kommunalen Haushalten.

Egal, ob es sich um eine große oder eine 
kleine Kommune handelt, eine Aufgabe 
beschäftigt alle: Wie gelingt es, neue Pu-
blika zu gewinnen, ohne die treuen Besu-
cherinnen und Besucher zu verlieren. Bei-
de Gruppen sind gleichermaßen wichtig. 
Zur Kulturfinanzierung leisten alle, die 
die Angebote nutzen, einen finanziellen 
Beitrag, aber auch jene, die sie nicht nut-
zen. Deshalb muss die Frage, warum ein 
Kulturangebot von bestimmen Bevölke-
rungsgruppen nicht genutzt wird, immer 
kritisch reflektiert werden.

Zusätzlich zur schwierigen Finanzlage 
sind gerade in den Kommunen Investiti-
onen in die kulturelle Infrastruktur drin-
gend erforderlich. Viele Kultureinrich-
tungen bedürfen der Grundsanierung, sie 
weisen erhebliche bauliche Mängel auf, 
sie genügen aktuellen Anforderungen an 
den nachhaltigen Betrieb nicht und sie 
müssen dringend resilienter gegen Na-
turkatastrophen, aber auch gegen die 
Auswirkungen zum Beispiel eines Krie-
ges gemacht werden. 

Nicht zuletzt werden die vom Deut-
schen Kulturrat – wie ich finde absolut 

berechtigterweise – geforderten Hono-
raruntergrenzen für selbstständige Künst-
lerinnen und Künstler, die öffentliche 
Kulturförderung erhalten, auch bei den 
Städten und Gemeinden höhere Kultur-
etats verlangen. 

Außerdem blicken viele Kulturverant-
wortliche mit Sorge auf die anstehenden 
Kommunalwahlen und befürchten leider 
zurecht, dass Vertreterinnen und Vertre-
ter rechtsextremer Parteien in Verantwor-
tung gewählt werden könnten. Sie wären 
dann die unmittelbaren Vorgesetzten bei-
spielsweise von Leiterinnen und Leitern 
öffentlicher Bibliotheken oder kommu-
naler Musikschulen. Wie damit umgehen, 
was bedeutet dies für das Programm? Wird 
es Einflussnahme auf Veranstaltungen und 
das kulturelle Angebot geben und wenn ja, 
wie wird diese aussehen? Und welche Mög-
lichkeiten gibt es, dagegenzuhalten? Kann 
eine offene Diskussionskultur aufrecht-
erhalten bleiben? Schon jetzt berichten 
Künstlerinnen und Künstler, die im länd-
lichen Raum leben und arbeiten, dass sie 
von Rechtsextremen bedroht werden und 
wie viel Kraft es kostet, sich dagegen zur 
Wehr zu setzen.

Viele Herausforderungen für die Kul-
turverantwortlichen vor Ort. An manchen 
Orten brennt es schon, andere warten auf 
den Sturm. Aber die Kommunen sind und 
bleiben, bei aller Bedrohung, die wichtigs-
ten Kulturorte in Deutschland. Für den ge-
samten Kulturbereich kann es deshalb nur 
heißen: Schützt unsere Dörfer und Städte!

Olaf Zimmermann ist Herausgeber  
von Politik & Kultur und Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates

PS: Ich bin in Limburg an der Lahn geboren.
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Kulturelle Bildung ist  
ein zentraler Punkt
Marc Elxnat im Gespräch
Akute finanzpolitische Herausforde-
rungen machen es den Kommunen 
schwer, ein attraktives Kulturange-
bot vorzuhalten.

Barbara Haack: Was sind für die 
Kommunen, die der Deutsche 
Städte- und Gemeindebund ver-
tritt, die großen kulturpoliti-
schen Herausforderungen?
Marc Elxnat: Sicher ist die aktu-
ell größte Herausforderung gar 
nicht originär mit der Kultur ver-
knüpft, sondern tatsächlich mit 
dem Thema Finanzen und der 
Haushaltslage der Kommunen. Die 
Kommunen sind sehr daran inte
ressiert, ein attraktives Kulturleben 
vor Ort vorzuhalten, weil das Teil 
einer lebenswerten Stadt oder einer 
lebenswerten Gemeinde ist. Aber 
die aktuellen finanzpolitischen He-
rausforderungen machen es den 
Kommunen schwer, das langfristig 
und dauerhaft zu unterstützen. 

Wie sehen Sie den Stellenwert  
der Kultur in den Gemeinden, 
nicht nur in der Politik, sondern 
auch bei den Bürgerinnen und 
Bürgern?
Tatsächlich ist der Stellenwert der 
Kultur sowohl bei den Städten und 
Gemeinden als auch bei den Men-
schen hoch. Die Kommunen sind sich 
sehr bewusst, dass Kulturangebote 
zentral sind für die Lebensfähigkeit 
und die Attraktivität. Das gilt für 
Kommunen unterschiedlicher Grö-
ße. Gewisse kulturelle Angebote wer-
den immer nachgefragt. Und es ist 
deswegen natürlich kommunales An-
liegen, Kultur zu fördern. Gleichzei-
tig ist Kultur keine Pflichtaufgabe, 
sondern eine freiwillige Aufgabe und 
droht aktuell, ein bisschen von der 
allgemeinen Lage überrollt zu wer-
den, da Spielräume enger und Anfor-
derungen an die Kommunen in allen 
Bereichen höher werden.

Von einigen Kommunen, die wir 
befragen, kommt die Beobachtung, 
dass das Thema Publikumsgewin-
nung oder Publikumsverlust eine 
Herausforderung ist. Beobachten 
Sie das auch – und gibt es Konzep-
te, dem zu begegnen? 
Im Einzelfall sehen wir das natür-
lich, dass Kulturangebote nicht aus-
reichend angenommen werden. Das 
ist dann eine Frage vor Ort, inwie-
weit die Angebote an den Bedarf an-
gepasst werden. Da sind die Kom-
munen mit den jeweiligen Akteuren 
vor Ort im Austausch, um ein Kul-
turangebot zu schaffen, das auch 
genutzt wird. 

Vor allem in einigen ostdeutschen 
Kommunen gibt es starke Rechts-
tendenzen und auch schon For-
derungen von dieser Seite, Kultur 
zu regulieren. Nehmen Sie  
das wahr? 
Ich will nicht ausschließen, dass es 
Bestrebungen von dieser Seite gibt, 
gewisse Kulturangebote zu regulie-
ren oder Kultur für sich zu verein-
nahmen. Das ist aber kein Phäno-
men in der Breite, sondern eher ein-
zelfallbezogen. Dass die freie Kul-
turszene durch die gesellschaftliche 
Entwicklung tatsächlich bedroht ist, 
ist bei uns bisher nicht angekom-
men, und das sehen wir auch nicht. 

Die Kultur lebt sehr stark von 
ehrenamtlichem Engagement, 
gerade in den Kommunen. Ten-
denziell nimmt die Bereitschaft 
zum Ehrenamt ab. Wie schät-
zen Sie die Entwicklung für das 

kulturelle Ehrenamt in den 
Kommunen ein? 
Es wird sicher schwieriger. Wir se-
hen einen allgemeinen Effekt, dass 
ein langes Engagement im Ehren-
amt durchaus nachlässt. Das ist ein 
gesamtgesellschaftliches Phänomen. 
Gleichwohl sehen wir das Ehren-
amt im Kulturbereich immer noch 
als sehr stark an und sehen natürlich, 
dass das bürgerschaftliche Engage-
ment und die engagierten Menschen 
vor Ort für uns ganz wichtige Mit-
gestalter und Partner bei einer loka-
len und regionalen Kulturlandschaft 
sind. Wir sind bestrebt, auch in Dis-
kussionen auf der politischen Ebe-
ne, Ehrenamt zu erleichtern und da-
für zu sorgen, dass diejenigen, die 
sich ehrenamtlich engagieren wollen, 
das möglichst frei von Bürokratie tun 
können. Da müssen Rahmenbedin-
gungen angepasst werden. Diejeni-
gen, die sich ehrenamtlich engagie-
ren, sollten unserer Meinung nach 
ihre Zeit und Kraft in die Projekte in-
vestieren und nicht in Bürokratie. 

Noch einmal zurück zum Thema 
Finanzierung. Gibt es Modelle 
oder Ideen in den Kommunen, 
wie man trotz der angespannten 
finanziellen Lage Kultur weiter 
ausbaut und entwickelt? 
Es gibt die Möglichkeit, mit Stiftun-
gen oder anderen Institutionen zu-
sammenzuarbeiten und so Kultur in 
Kommunen zu bringen, die in Haus-
haltsnotlagen sind. Eine andere Mög-
lichkeit ist die Kooperation von Städ-
ten und Gemeinden, mit wandernden 
Kulturangeboten, die von mehreren 
Schultern getragen werden. 

Die kulturelle Bildung wird  
von vielen Kommunen als 
Herausforderung genannt.  
Wie sehen Sie das? 
Das ist ein zentraler Punkt. Kulturel-
le Bildung muss schon in der Schule 
verstärkt werden. Eine bessere früh-
zeitige und umfassende Vermittlung 
von kultureller Bildung ist notwendig. 
Da sehen wir noch Luft nach oben. 

Wie weit können die Kommu- 
nen sich da einbringen?  
Schulische Bildung ist ja vor 
allem Ländersache. 
Die Kommunen können sich ein-
bringen, wenn es um Nachmittags-
betreuungsangebote in den Schu-
len geht. Durch Zusammenarbeit 
mit kommunalen Kultureinrichtun-
gen, mit kommunal geförderten Kul-
tureinrichtungen oder auch mit frei-
en Kultureinrichtungen, die in die 
Schulen gehen und mit den Schüle-
rinnen und Schülern arbeiten, kann 
man Kultur nahbar machen. 

Kulturelle Bildung im Zusam-
menhang mit der Ganztagsbetreu-
ung ist ein Punkt, den wir schon seit 
einigen Jahren in unseren Positions
papieren nennen und den wir in den 
Umsetzungsschritten des Ganztags
anspruchs mitdenken. Der Ganztags
anspruch kann eine Chance sein, Kul-
tur wiederzubeleben. Aktuell haben 
wir beim Ganztag das Problem, dass 
wir gar nicht die Plätze und die Fach-
kräfte hätten, um Betreuungsange-
bote in der Breite aufrechtzuerhalten. 
Da können Angebote, zum Beispiel 
aus Kultur und Sport, die Schulen 
beim Ganztagsanspruch unterstützen. 

Vielen Dank. 

Marc Elxnat ist Beigeordneter beim 
Deutschen Städte- und Gemeinde-
bund. Barbara Haack ist Chefin vom 
Dienst von Politik & Kultur 

Das kommunale Engage-
ment ist entscheidend
Daniela Schneckenburger im Gespräch
Finanzierung, kulturelle Infrastruktur 
und kontroverse Debatten sind Stich-
wörter, die kulturpolitische Heraus-
forderungen in den Städten beschrei-
ben. Debatten können in ihrer Span-
nungsfunktion Kultur aber auch le-
bendig machen. 

Barbara Haack: Was sind für die 
Städte, die der Deutsche Städtetag 
vertritt, die größten kulturpoliti-
schen Herausforderungen? 
Daniela Schneckenburger: Die He
rausforderungen sehe ich auf drei 
Ebenen. Die erste, das ist ja fast 
schon banal, ist die Finanzierung. 
Wir haben es mit enger werdenden 
Spielräumen in den Länderhaushal-
ten und in den kommunalen Haus-
halten zu tun. Der Kulturbereich ist 
nicht überfinanziert; insofern kön-
nen sich jegliche Einsparungen oder 
auch die Deckelung von Haushalts-
ansätzen spürbar auswirken. 

Damit verbunden ist ein Problem 
bei der kulturellen Infrastruktur. Vie-
le Kulturbauten, sofern sie nicht his-
torisch sind, sind nach 1945 neu ent-
standen, vor allem ab 1960. Diese 
baulich zu sanieren, ist ein wachsen-
des Thema, das Städte beschäftigt.  
In Einzelfällen gab es das ja schon 
immer. Jetzt zeigt es sich aber als 
Strukturproblem, gerade weil wir sie 
auch energetisch sanieren müssen: 
Wie machen wir uns klimaresilient 
und wie leisten wir als Kultur unse-
ren Beitrag dazu, den CO2-Fußab-
druck der Menschheit nicht weiter  
zu vergrößern? 

Das dritte Thema sind die kontro-
versen Debatten, die Suchbewegun-
gen, die die Kultur wie die Gesell-
schaft insgesamt beschäftigen: Anti-
kolonialismus, Antisemitismus, Ras-
sismus. Das erfordert auch, Angebote 
für ein sich veränderndes Publikum 
zu entwickeln. Diese Suchbewegung 
beflügelt den Kulturbereich gleich-
zeitig auch. Das ist also eher ein in-
neres Spannungsverhältnis, das Kul-
tur lebendig macht, das Herausforde-
rung ist, Kulturpolitik immer wieder 
neu zu denken. 

Einige Kommunen weisen in ih-
rer Antwort auf das Problem hin, 
dass Kultur aus politischen Grün-
den eingegrenzt oder vereinnahmt 
wird. Erleben Sie das auch? 
Das Spannungsverhältnis zwischen 
Kultur und Politik war immer da. Es 
ging dabei immer um das Spannungs-
verhältnis zwischen Vereinnahmung 

der Kultur und der Wertehaltung des 
Kulturbereiches. Die beiden Sphären 
– Politik und Kultur – sind in ihren 
Ausdrucksformen unterschiedlich, 
auch in ihrer Aufstellung und Ziel-
richtung. Dass es da ein Spannungs-
verhältnis gibt, ist nichts Neues. 
Aber richtig ist auch: Die Kontrover-
sen wachsen. Das können Diskussio-
nen sein, die den Kulturbereich berei-
chern, sie können aber auch zu einer 
Beschränkung künstlerischer Freiheit 
führen – das muss man im Blick be-
halten. Positiv formuliert sind solche 
Debatten Teil der Frage, was Kultur 
zur Gesellschaft beiträgt und wie sich 
das Spannungsverhältnis zwischen 
Kultur und Gesellschaft gestaltet. 

Was passiert mit der Kultur,  
wenn wir es demnächst mit  
mehr rechten Kommunalregie
rungen zu tun haben?
Das ist auf jeden Fall ein Thema, auf 
das wir hohe Aufmerksamkeit richten 
sollten. Ich glaube, wir wissen es bis-
her tatsächlich nicht. Die Frage wird 
sein, ob es den Versuch geben könnte, 
kulturelle Normen zu setzen, deren 
Einhaltung durchgesetzt werden soll, 
die kulturelle Ausdrucksformen be-
grenzen würden. Das wäre ein Angriff 
auf die Freiheit der Kultur. Das wäre 
dann eine Bewegung, die es so in der 
Kultur seit 1945 in Deutschland nicht 
gegeben hat. Denn: Kultur darf Gren-
zen verschieben, Öffnungen voran-
treiben, Diskurse befördern, Konven-
tionen aufbrechen. Wir sollten hoch-
aufmerksam sein.

Kulturelle Bildung verändert  
sich. Wie sehen Sie in den Städten 
die Entwicklung von kultureller 
Bildung und Teilhabe? 
Wir müssen uns sehr weit oben auf 
die Agenda schreiben, dass wir die 
Spaltung von Stadtgesellschaften 
in diejenigen, die teilhaben an Kul-
tur, und diejenigen, die nicht teil
haben, nicht verstärken, sondern dass 
wir Teilhabe beflügeln. Kulturelle Bil-
dung im frühkindlichen Bereich, im 
schulischen Bereich ist der entschei-
dende Schlüssel dafür, dass kulturel-
le Teilhabe in einer Stadtgesellschaft 
für alle gelingt. Die Frage, wie wir es 
schaffen, jungen Menschen ein Ange-
bot, auch ein persönliches Entwick-
lungsangebot zu machen, ist eine Zu-
kunftsfrage. Sie entscheidet auch 
darüber, in welche Richtung sich die 
kulturellen Angebote einer Stadt 
entwickeln. Und ob es gelingt, auch 

diejenigen miteinzubeziehen, die  
eine andere kulturelle Identität, 
Geschichte und Erfahrung haben. 

Ein Hindernis gerade in der 
kulturellen Bildung ist womög- 
lich der Fachkräftemangel.
Der Fachkräftemangel drückt uns an 
allen Stellen, im Kulturbereich ge-
nauso wie im Sozial- und Jugend-
bereich insgesamt. Ich glaube aber, 
dass der Fachkräftemangel nicht der 
Schlüssel ist, wenn es um kulturelle 
Zugänge geht. Da geht es um die Fra-
ge, ob es gelingt, im Bildungsbereich 
zu kooperieren, sich als Lerngemein-
schaft zu verstehen. Um es konkreter 
zu machen: Wenn eine Schule eine 
Kooperation eingeht mit dem kom-
munalen Theater und das kommu-
nale Theater in weiser Voraussicht 
seine Theaterpädagogik so aufstellt, 
dass eine Kooperation gelingt, dann 
schafft das Zugänge für junge Men-
schen, für die es keine zusätzlichen 
Fachkräfte braucht. Wenn es gelingt, 
die Kooperation zwischen Theater
pädagogik und Kindertageseinrich-
tungen zu stärken, gibt es wertvolle 
Ansätze, die dauerhaft wirken. Wenn 
sich die kommunalen Kulturangebo-
te auf diese Zielgruppe junger Men-
schen ausrichten und die Angebots-
struktur immer wieder dahingehend 
überprüft wird, profitieren alle. 

Wie steht es im Kulturbereich  
mit der »Beziehung« zwischen 
Städten und Ländern?
Es gerät manchmal aus dem Blick, 
dass die Kulturangebote in der Bun-
desrepublik sehr stark durch Kommu-
nen verantwortet und getragen wer-
den. Selbstverständlich spielen die 
Länder eine Rolle, auch als Förder-
mittelgeber. Aber das kommunale 
Engagement ist ganz entscheidend, 
sowohl was die Finanzierung als auch 
die Struktur anbelangt. Es ist wichtig, 
das im Blick zu behalten. Bund und 
Länder müssen die kommunale Sei-
te stützen und in die Lage versetzen, 
diese Aufgabe, die wir freiwillig haben 
und die wir ausfüllen wollen, auch 
tatsächlich erfüllen zu können. 

Vielen Dank. 

Daniela Schneckenburger ist Bei-
geordnete des Deutschen Städtetages 
und Leiterin des Dezernats Bildung, 
Integration, Kultur, Sport und Gleich-
stellung. Barbara Haack ist Chefin  
vom Dienst von Politik & Kultur

Kinderfest im Deutsch-Französischen Garten in Saarbrücken, Saarland
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Wir sind daran inte- 
ressiert, hauptamtliche 
Strukturen zu schaffen, 
um Ehrenamtliche zu 
unterstützen bei Auf-
gaben, die nicht direkt 
mit ihrer kulturellen 
Arbeit zu tun haben

Station Streit-Karaoke in der Jahresausstellung Streit, die die Franckeschen Stiftungen im Rahmen des stadtweiten Themenjahrs »Streitkultur« in  
Halle (Saale), Sachsen-Anhalt, realisierten
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Kultur ist kein Nice-to-have
Jörg Freese im Gespräch

Der Deutsche Landkreistag vertritt 
294 Landkreise in ganz Deutschland, 
die im ländlichen Raum angesiedelt 
sind. Hier geht es vor allem anderen 
darum, die vorwiegend ehrenamtli-
chen Strukturen aufrechtzuerhalten 
und zu modernisieren.

Barbara Haack: Was sind für  
die Landkreise in Deutschland  
die großen kulturpolitischen 
Herausforderungen?
Jörg Freese: Eine große Herausforde-
rung ist die Struktursicherung. Wir 
haben im ländlichen Raum vorwie-
gend kleinere kulturelle Strukturen, 
häufig rein ehrenamtlich organisiert. 
Diese Strukturen zerbrechen natür-
lich schneller als eine hauptamtliche 
Struktur, in der Leute dafür bezahlt 

werden, dass sie sich auch um die Si-
cherung ihrer Institution kümmern. 
Ehrenamtliche müssen Zeit erübrigen. 
Wenn sie diese Zeit nicht mehr haben 
oder, weil sie schon älter sind, einfach 
nicht mehr können oder wollen, dann 
droht eine Struktur wegzubrechen. 
Das treibt uns um. Deswegen sind  
wir sehr dran interessiert, hauptamt-
liche Strukturen zu schaffen, vor al-
lem, um die Ehrenamtler zu unter-
stützen bei Aufgaben, die nicht direkt 
mit ihrer kulturellen Arbeit zu tun 
haben – Steuererklärungen zum Bei-
spiel, Vereinsgründungen oder beim 
Umgang mit dem Amtsgericht. 

Das ist ein Unterschied zum städ-
tischen Raum, wo es häufig Theater 
oder andere Institutionen gibt, die 
feste Mitarbeiter und hauptamtliche 
Strukturen haben. Die Herausforde-
rung besteht nicht nur darin, das  
über die Zeit zu retten, sondern es  
zugleich auch zu modernisieren. 

Oft heißt es, dass Menschen Angst 
davor haben, sich gerade auf kom-
munaler Ebene ehrenamtlich zu 
engagieren, weil es da oft Gegen-
wind gibt. Nehmen Sie das wahr?   
In Bezug auf das kommunalpolitische 
Ehrenamt auf jeden Fall. Es gibt im-
mer noch viele Menschen, die sich 
engagieren. Aber im Hinterkopf ist 
oft der Gedanke: »Wenn ich den Kopf 
aus der Deckung nehme und mich für 
eine politische Partei oder sonst ir-
gendwie engagiere, kommen Leute 
aus der Hecke und ich werde ange-
griffen, meistens natürlich verbal.« 
Im kulturellen Ehrenamt ist das noch 
nicht ganz so ausgeprägt. In der Kul-
tur liegt es eher daran, dass die Men-
schen Zeit brauchen, die sie oft nicht 
haben. Und viele sind weniger bereit, 
sich langfristig zu engagieren, son-
dern wollen das eher kurzfristig oder 
projektweise tun. Die Erkenntnis ist 
nicht neu, aber darauf müssen wir  
uns noch stärker einstellen.

Wir stehen vor Kommunalwahlen, 
bei denen abzusehen ist, dass sich 
Machtverhältnisse ändern werden. 
Sehen Sie in diesem Zusammen-
hang die Gefahr der Beeinflussung 
oder Vereinnahmung von Kultur? 
Ja. Wir reden jetzt natürlich nicht 
über große Bühnen, die moderne 

gesellschaftskritische, im Zweifel  
tendenziell linke Stücke aufführen 
und dann der Kritik von ganz rechts 
außen ausgesetzt sind. Insofern ist 
es fraglich, ob das bei uns so viru-
lent wird. Aber dass Dinge dem einen 
oder anderen im Kreistag nicht gefal-
len, darüber muss man sich zukünf-
tig stärker im Klaren sein. Auch bis-
her fanden nicht alle immer alles gut, 
aber sie haben es toleriert. 

Im Sinne von Kunstfreiheit? 
Im Sinne von Kunstfreiheit und auch 
im Sinne von »leben und leben lassen«. 
Im Sinne von: »Mir gefällt zwar nicht, 
was sie machen, und ich gehe da auch 
nicht hin, aber es ist gut, dass es das 
gibt.« Es könnte passieren, dass das 

zukünftig anders wird. Ich rechne da-
mit, dass es dann immer wieder Leute 
auch im Kreistag gibt, die meinen, kul-
turelle Angebote kritisieren zu müssen, 
nur weil sie ihnen nicht passen. 

Inwieweit kann der Deutsche 
Landkreistag in den Landkreisen 
kulturpolitisch Einfluss nehmen 
oder unterstützen? 
Wir versuchen das natürlich. Wir ver-
suchen deutlich zu machen, dass die 
beiden Eckpfeiler Kultur und kultu-
relle Bildung kein Spaß sind oder ein 
Nice-to-have, sondern die gemein-

same Grundlage für einen Kreis, ge-
nauso für kreisangehörige Städte 
und Gemeinden bilden, für die Ge-
meinschaftsbildung, für die Identität. 
Gerade Kreise tun sich da manch-
mal schwerer, z. B. aufgrund eines 
etwas schwierigeren landsmann-
schaftlichen oder naturräumlichen 
Zuschnitts. Das ist bei Städten meis-
tens einfacher. 

Aber wir haben auch viele Land-
kreise, da passt es fast von ganz al-
leine, in denen Menschen sich zu-
sammengehörig fühlen. Aber auch da 
ist Kultur ein ganz wichtiger Faktor. 
Insgesamt kann man Kultur nicht 
nach Belieben hoch- und runterfah-
ren. Aber da können wir nur Über-
zeugungsarbeit leisten. Wir haben  
ja keine Exekutivgewalt.   

Wie sieht es aus mit dem  
Thema Finanzierung? 
Das hat sehr viel mit dem Stich-
wort Freiwilligkeit zu tun. Je mehr 
Geld vorhanden ist, desto eher wer-
den Dinge getan, zu denen man nicht 
zwingend verpflichtet ist. Mittelbar 
ist die Finanzierung von Kultur also 
natürlich immer ein Problem. Aber 
ich will nicht akzeptieren, dass man 
damit leben muss, dass wegen finan-
zieller Probleme im kulturellen Be-
reich weniger gefördert wird. Kultur-
förderung macht immer einen sehr 
geringen Anteil am Gesamthaus-
halt aus. Selbst eine Verdopplung 
des Kulturetats wäre in den meis-
ten Kreisen im Haushalt kaum zu 
merken. Das können wir immer wie-
der deutlich machen: »Ihr könnt an 
dieser Stelle sparen, aber es bringt 
nichts.« Insofern will ich ungern 
diese Finanzdiskussion führen.

Wie sieht es mit dem Thema kultu-
relle Bildung und Teilhabe in den 

Landkreisen aus? Gehört das auch 
zu den Herausforderungen?
Das ist natürlich eine Daueraufga-
be, die man nie loswird. Das ist auch 
gut so. Auch Inklusion ist ein Stich-
wort. Wir wollen ja möglichst viele er-
reichen. Die Ressourcen sind schon 
früher nicht unendlich gewesen. Jetzt 
sind sie es erst recht nicht, allein 
schon die personellen Ressourcen. 
Ich sehe da weiterhin große Heraus-
forderungen. Aber es kommen immer 
junge Leute nach, die nach kulturel-
ler Bildung schreien. Und Schule bie-
tet das nicht ausreichend an. Was die 
kulturelle Bildung angeht, halte ich 

die Fokussierung auf eher jüngere Ge-
nerationen für wichtig. Das sind die-
jenigen, die langfristig von dieser po-
sitiven Prägung profitieren. Ein An-
gebot auch für Ältere ist wunderbar. 
Aber das würde ich eher als Add-on 
sehen. Hauptzielgruppe sollten wei-
terhin Kinder und Jugendliche sein. 

Vielen Dank.

Jörg Freese ist Beigeordneter für 
Jugend, Schule, Kultur und Gesundheit 
beim Deutschen Landkreistag.  
Barbara Haack ist Chefin vom Dienst 
von Politik und Kultur

»Mir gefällt zwar  
nicht, was sie machen, 
und ich gehe da  
auch nicht hin, aber  
es ist gut, dass es  
das gibt.«

ZU DEN BILDERN

Die Beiträge der Kulturverantwortli-
chen in dieser Ausgabe zeigen, dass 
die Kommunen verschiedene Schwer-
punkte in ihrer kulturpolitischen Ar-
beit setzen und dabei mit unterschied-
lichen Herausforderungen konfron-
tiert sind. Darüber hinaus wird aber 
auch deutlich, dass Kunst und Kultur 
ein wichtiger Bestandteil des kommu-
nalen Lebens sind und dass trotz Bau-
stellen und Krisen kulturelles Leben 
gefördert und gelebt wird. In diesem 
Schwerpunkt zeigen wir eine Auswahl 
an Kulturorten aus den mit Beiträgen 
vertretenen Kommunen. Hierbei wird 
deutlich, dass die Kultur-Verantwort-
lichen unabhängig davon, ob es sich 
um eine größere oder kleinere Kom-
mune handelt, ein vielseitiges kultu-
relles Angebot auch in schwierige-
ren Zeiten aufrechterhalten. Die Orte 
und Angebote reichen vom Theater 
über die Stadtbibliothek bis hin zum 
UNESCO-Weltkulturerbe. Die Beispie-
le machen sichtbar, wie facettenreich 
Kultur in den Kommunen ist: In Trier 

wurde zur Eröffnung der Theaterta-
ge Rheinland-Pfalz 2024 die Oper 
»Brokeback Mountain« gezeigt; im 
Anschluss daran fand in Kooperati-
on mit dem queeren Zentrum Trier 
»Schmit-Z e. V.« eine Opening Party 
statt. Die Konzertkirche in Neubran-
denburg, ein Konzertsaal in einer go-
tischen Backsteinkirche, bietet ihren 
Besucherinnen und Besuchern regel-
mäßig akustische Hörerlebnisse in 
beeindruckender Architektur. Halle 
setzt sich im Rahmen seiner kultu-
rellen Themenjahre von 2021 bis 2030 
jährlich mit einem neuen und für die 
Stadt relevanten Thema auseinan-
der. In diesem Zusammenhang kon-
zipierten die Franckeschen Stiftun-
gen 2023 passend zum Themenjahr 
»Streitkultur« die Ausstellung »Streit. 
Menschen, Medien, Mechanismen im 
18. Jahrhundert und heute«. Diese Bei-
spiele machen neugierig und laden 
dazu ein, Kunst und Kultur auch ein-
mal außerhalb des eigenen Wohnor-
tes zu entdecken. 
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27 Antworten auf eine Frage

Baden-Baden-
WürttembergWürttemberg

BayernBayern

HessenHessen

Nordrhein-Nordrhein-
WestfalenWestfalen

Rheinland-Rheinland-
PfalzPfalz

Saarland

SachsenSachsen

Sachsen-AnhaltSachsen-Anhalt

ThüringenThüringen

NiedersachsenNiedersachsen

BremenBremen

HamburgHamburg

BrandenburgBrandenburg

BerlinBerlin

Mecklenburg-Mecklenburg-
VorpommernVorpommern

Schleswig-Schleswig-
HolsteinHolstein

Freiburg 
230.241 Einwohner

Saarbrücken 
178.151 Einwohner

Trier 
110.636 Einwohner

Kaiserslautern 
99.845 Einwohner

Limburg 
a. d. Lahn 
35.691 Einwohner

Marburg 
77.845 Einwohner

Regensburg 
152.610 Einwohner

Würzburg 
127.880 Einwohner

Coburg 
41.249 Einwohner

Zwickau 
91.123 Einwohner

Erfurt 
213.699 Einwohner

Magdeburg 
238.697 EinwohnerMünster 

314.319 Einwohner

Aachen 
245.885 Einwohner

Detmold 
75.089 Einwohner

Halle (Saale) 
239.257 Einwohner

Bremerhaven 
113.634 Einwohner

Oldenburg 
168.210 Einwohner

Lüneburg 
76.837 Einwohner

Aalen 
73.435 Einwohner

Frankfurt (Oder) 
57.873 Einwohner

Rostock 
208.886 Einwohner

Flensburg 
89.504 Einwohner

Husum 
22.212 Einwohner

Neubrandenburg 
63.989 Einwohner

Darmstadt 
159.207 Einwohner

Brandenburg  
a. d. Havel 
73.609 Einwohner

Was ist die wichtigste kultur
politische Herausforderung für 
Sie in den nächsten drei Jah-
ren? Das haben wir zahlreiche 
Vertreter von Kommunen in ganz 
Deutschland gefragt. Vertreter 
von 27 Gemeinden geben im 
Folgenden ihre Antworten, die 
sehr vielfältig ausfallen. Publi-
kumsgewinnung, Finanzierung, 
Ehrenamt, Wahrung der Kunst- 
und Diskursfreiheit werden häu-
fig genannt. Die Vertreter der 
Kommunen gehen in ihren Ant-
worten aber auch auf die Spezi-
fika ihrer jeweiligen Gemeinde 
ein. Insgesamt zeigt sich auf den 
nächsten Seiten ein buntes Spek-
trum kommunaler Kulturpolitik.
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Aachen
HEINRICH BRÖTZ

D ie »Kultur« in ihren unterschied-
lichen Ausdrucksformen steht 
in enger Wechselwirkung mit 

den Krisen, Umbrüchen und Unsicher-
heiten, die die Menschen bewusst oder 
unbewusst bewegen. Gleichzeitig wird 
die Gesellschaft immer heterogener, die 
Lebensformen diverser, die Fliehkräfte 
größer und der Ton unversöhnlicher. In 
diesem Kontext ist es für mich die größ-
te kulturpolitische Herausforderung, die 
existenzielle Bedeutung der Kultur für 
möglichst breite Teile der Bürgerinnen 
und Bürger sicht- und wahrnehmbar zu 
machen: als Ort der Identitätsbildung, 
der Kreativität, der Auseinandersetzung, 
der Grenzüberwindung, der Unterhal-
tung, der Irritation, des Gesprächs oder 
schlicht als »Lebensmittel«. Die Kultur 
hat insofern einen Wert an sich und darf 
sich nicht in erster Linie »in Funktion 
von« rechtfertigen müssen.

In unserer kommunalen kulturpoli-
tischen Debatte geht es derzeit darum, 
das vorhandene kulturelle Leitprofil mit 
aktuellen Themen und Herausforderun-
gen zu kreuzen; dabei rücken einzelne 
Aspekte besonders in den Vordergrund. 

Aus der Perspektive der Bürgerinnen und 
Bürger ist es irrelevant, wie die instituti-
onelle Verfasstheit eines kulturellen An-
bieters ist. Die mitunter noch sehr aus-
geprägte Differenzierung in städtische 
und freie Kulturakteure muss durch Di-
alog- und Kooperationsformate abgelöst 
werden, in der die kohärente Gestaltung 
der Kulturlandschaft insgesamt in den 
Fokus genommen wird.

Wenn die Kultur ihren Charakter als 
öffentliches Gut schärfen und ausbauen 
will, muss sie Barrieren abbauen. Begin-
nend mit den Kitas muss die kulturelle 
Bildungskette systematischer etabliert 
werden, damit die Kinder, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen unabhängig 
von ihrer Herkunft spüren können, dass 
die Kultur für ihren persönlichen Le-
bensweg eine Bedeutung haben kann, 
sei es als kultureller Akteur, sei es als 
Nutzer von Kulturangeboten. 

Die kulturelle Bildung ist ein wesent-
liches Element des »Audience Develop-
ment« (AD), der Stabilisierung und Wei-
terentwicklung des Publikumszuspruchs 
von kulturellen Angeboten. Das AD ist 
nicht nur mit Blick auf die Teilhabe in 
demokratischen Gemeinwesen geboten, 
sondern auch ein relevantes Argument 

bei den sich verschärfenden Konflikten 
um die Verteilung öffentlicher Mittel. 
Die mit dem AD verbundenen Fragen 
sind komplex: Wer könnte noch potenzi-
eller Nutzer von Kulturangeboten sein? 
Wie kann man diese erreichen? Wie lässt 
sich Kultur breitenwirksam vermitteln 
ohne Qualitätsansprüche aufzugeben? 
Wie lässt sich Diversität bei Nutzern 
und Akteuren von Kultur auf Augen-
höhe abbilden? 

Die Kulturlandschaft lässt sich nicht 
ablösen – und sie sollte es auch nicht 
tun – von den gravierenden Umbrüchen 
in den Innenstädten. Es ist jedoch nicht 
ihre Aufgabe, unreflektiert das Vakuum 
zu füllen, das der Rückzug des Einzel-
handels hinterlässt, sondern sie muss 
sich vielmehr selbstbewusst und mit 
eigenen Vorstellungen in die entspre-
chenden konzeptionellen Prozesse ein-
bringen. In Aachen bietet die Debatte 
um die Schaffung eines »Dritten Ortes« 
in einer ehemaligen Kaufhausimmobi-
lie hervorragende Anknüpfungspunk-
te für neue kulturpolitische Impulse.

Heinrich Brötz ist Dezernent  
für Bildung, Jugend und Kultur  
der Stadt Aachen

Aalen
BERND SCHWARZENDORFER

W ann ist die Kulturarbeit einer 
Stadt oder Gemeinde eigent-
lich erfolgreich? Soll man die 

Reihe mit neuer Musik im kleinen Kreis 
machen, den gefragten Comedy-Star en-
gagieren oder doch lieber die Coverband 
von nebenan, die den Saal voll macht? 
In diesem Dilemma steckten Kulturma-
cher schon vor Corona. Festzustellen ist, 
dass zunehmend unterhaltende den bil-
dungsorientierten Formaten vorgezogen 
werden. Letztere brauchen deshalb viel 
mehr Vermittlungsarbeit, um Zuspruch 
zu finden. Tatsache ist auch, dass schon 
seit einiger Zeit traditionelle Kulturan-
gebote nicht mehr so stark nachgefragt 
sind. Ursprünglich mit dem Anspruch 
der kulturellen Bildung ins Leben geru-
fen, hat sich das heute stark gewandelt. 
Schon vor Corona konzentrierte sich das 
Publikum bei Theater und Konzerten auf 

den »Silbersee«, das vorwiegend grau-
haarige Publikum im fortgeschrittenen 
Alter, das diesem tradierten Bildungside-
al noch stark verbunden ist. Junge Men-
schen – oft Fehlanzeige. Diese Zielgrup-
pe tendiert eher zum Besuch populärer 
Mega-Events oder zieht digitale Forma-
te, gut eingeführt während der Pande-
mie, dem Besuch analoger Veranstaltun-
gen vor. Möglicherweise ist es auch auf 
die Pandemiezeit zurückzuführen, dass 
viele Menschen inzwischen das heimi-
sche Sofa und das Streaming-Abo einer 
Live-Veranstaltung vorziehen. So sind 
im Netz exzellente Kulturangebote von 
internationalem Format stets verfüg-
bar. Wen wundert es da, dass sich Kon-
zentrationsfähigkeit und Konsumver-
halten zunehmend an dieser digitalen 
Kost orientieren. Lange Theateraben-
de können viele Menschen überfordern. 
Dazu kommt Alltagsstress in Beruf oder 
Schule. In den Familien wird weniger 

musiziert, vorgelesen und es fehlt oft-
mals die Muße, um gemeinsam Thea-
tervorstellungen oder Konzerte zu be-
suchen. Viele Kinder erleben »analoge« 
Kultur gar nicht oder erst sehr spät im 
schulischen Kontext. Es fehlen Vorbilder.

Das Publikum ist heute für Kultur-
macher sehr viel diverser und auch 
anspruchsvoller geworden. Es ent-
scheidet sich immer kurzfristiger. Es 
gibt unterschiedliche Gruppen, jede 
mit eigener Identität und eigenem 
Kulturverständnis. Unterschiede zwi-
schen den Generationen treten deutli-
cher hervor. Demgegenüber steht eine 
höchst qualitätsbewusste Bildungselite, 
die es sich leisten kann und mobil ge-
nug ist, Kulturveranstaltungen im In- 
und Ausland zu besuchen. Ein Spagat 
für jede Kulturkonzeption. Neue For-
mate müssen gefunden werden, mit dem 
Anspruch, kulturelle Bildung nieder-
schwellig und modern und lebendig zu 

vermitteln. Alleinstellungsmerkmale, lo-
kale Besonderheiten müssen herausge-
arbeitet und das bloße Kopieren bekann-
ter Formate vermieden werden. Eine 
Analyse des bestehenden Angebots ist 
Voraussetzung, um Doppelstrukturen zu 
vermeiden. Weniger, reduzierter und da-
für intensiver, besonders und einzigar-
tig – das sollte angesichts des heutigen 
Überangebots das Ziel sein. Dabei ist es 

eine Selbstverständlichkeit, vorhande-
ne ehrenamtliche Strukturen im Kultur-
bereich mit einzubinden und zu fördern. 
Unter diesen Voraussetzungen und dem 
Genannten kann kommunale Kulturar-
beit erfolgreich sein und das Leben in 
den Städten und Gemeinden bereichern. 

Bernd Schwarzendorfer ist  
Bürgermeister der Stadt Aalen

Brandenburg  
an der Havel
STEPHANIE KNITTER

G lobale Themen wie Klima
wandel, Kriege, Inflation, Pan-
demien und ihre Auswirkungen 

sind in allen kommunalpolitischen Be-
reichen spürbar, nicht zuletzt auch im 
Kulturbereich. Wie bundesweit zu be-
obachten, ist das stark veränderte Be-
sucherverhalten bereits seit einigen 
Jahren eine enorme Herausforderung 
für die Kultureinrichtungen und da-
mit auch eine kulturpolitische Frage-
stellung der Stadt Brandenburg an der 
Havel. Inwieweit die weltweiten Krisen 
ein verändertes Besucherverhalten be-
gründen oder ob dies mit den natürli-
chen gesamtgesellschaftlichen Verän-
derungsprozessen einhergeht, bleibt in 
der Konsequenz gleich. Die Besucher- 
und Zielgruppen sind weniger homo-
gen als noch vor Jahren, das »Stamm-
publikum« scheint es so nicht mehr zu 
geben und mit Einnahmen aus Kar-
tenvorverkäufen ist kaum belastbar zu 
kalkulieren, weil der Besucher in sei-
ner Wahl, warum und wann er sich für 
eine Veranstaltung entscheidet, nicht 
mehr berechenbar ist.

Das als Chance zu begreifen und 
schneller und nachfrageorientier-
ter zu reagieren, scheint innovativen 
Formaten und jungen, neugegründe-
ten Vereinen aktuell besser zu gelin-
gen als den etablierten Kultureinrich-
tungen der Stadt. Dies führt aber un-
mittelbar zur nächsten kulturpoliti-
schen Herausforderung, nämlich dem 
Kampf der Kulturakteure um die Ver-
teilung der ohnehin begrenzt zur Ver-
fügung stehenden Mittel im Kulturbe-
reich. Der schwelende Wettbewerb und 
die Konkurrenz um diese Mittel unter 
den einzelnen Kulturakteuren in der 

Stadt sind leider nicht wegzudiskutie-
ren, auch wenn dies selten offen aus-
gesprochen wird.

Aufgabe der Kulturpolitik ist es hier, 
noch mehr Transparenz in Entschei-
dungs- und Bewertungsprozesse bei 
der Mittelvergabe zu bringen und Kul-
turakteure für alternative Finanzie-
rungsmöglichkeiten zusätzlich oder 
unabhängig von einer kommunalen 
Förderung zu sensibilisieren, sie zu in-
formieren und Kofinanzierungen ein-
zufordern. Vor dem Hintergrund der 
Ressourcenbündelung im Kulturbe-
reich sind die bereits begonnene Netz-
werkarbeit und Kooperationen zwi-
schen Kultureinrichtungen und Kul-
turakteuren in den nächsten Jahren 
zu stärken und auszubauen.

Die Frage, was Kulturpolitik und 
Kulturverwaltung leisten kann und 
muss, um ein qualitativ gutes und viel-
seitiges Kulturleben zu entfalten, zu 
etablieren, zu pflegen und zu fördern  
 – auch unabhängig von rein monetä-
rer Unterstützung – wird Brandenburg 
an der Havel in den nächsten Jahren 
ebenfalls weiter beschäftigen. Auch 
hier hat die Stadt den aktiven Diskurs 
mit Kulturakteuren angestoßen.

Kulturszene und Kultur verstehen 
sich als freier Raum. Bei Inanspruch-
nahme öffentlicher Zuwendungen un-
terliegen sie aber auch gleichzeitig ge-
setzlichen Rahmenbedingungen. Die 
Herausforderung besteht für uns darin, 
diese Diskrepanz zu erkennen, zu the-
matisieren und immer wieder in den 
zuweilen auch kritischen Dialog mit 
den Kulturakteuren der Stadt zu gehen.

Stephanie Knitter ist Leiterin  
des Kulturbüros der Stadt Branden-
burg an der Havel

Schaudepot der Kunsthalle Rostock in Mecklenburg-Vorpommern, im Vordergrund die Skulptur »Aufblickender Akt« von Wieland Förster (links) und »Schwimmerin« von Walter Arnold (rechts) 
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Neben den aktuellen 
kulturellen Aktivitä-
ten müssen kulturelle 
Institutionen mit er-
heblichem Aufwand 
aufrechterhalten und 
gepflegt werden
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Die Erfurter Domstufen-Festspiele sind ein Angebot des Theaters Erfurt: Jim Knopf und der Lokomotivführer 2023, Thüringen

Coburg
CAN AYDIN

K ultur und gesellschaftlicher 
Wandel stehen in einem engen 
Zusammenhang. Im Zuge von 

Digitalisierung und Diversifizierung 
verändern sich Strukturen in Kultur-
betrieben, aber auch in den Kultur-
verwaltungen der Kommunen. Auch 
die Kulturkonsumenten, das Publi-
kum, ist einem fortlaufenden Verän-
derungsprozess unterworfen. Dies ist 
nicht nur ein Phänomen der Groß-
städte, sondern zunehmend der Klein- 
und Mittelstädte sowie des ländlichen 
Raumes. 

Coburg steht in den kommenden 
Jahren vor verschiedenen kulturpoliti-
schen Herausforderungen. Mit knapp 
41.000 Einwohnern verfügt Coburg 
über eine im Verhältnis zur Stadtgrö-
ße ungewöhnlich umfangreiche Kul-
turszene, was auch auf die hohe Be-
deutung Coburgs als Residenzstadt 
zurückzuführen ist. Dieses Erbe ist 
ein Schatz, aber auch eine große 
Verpflichtung: Neben den aktuellen 
kulturellen Aktivitäten müssen auch 
kulturelle Institutionen mit erhebli-
chem Aufwand aufrechterhalten und 
gepflegt werden. Hierzu zählt unter 
anderem die aufwendige Sanierung 
des Coburger Landestheaters, des 
zentralen Mittelpunkts des Coburger 
Kulturlebens. Der Umzug des Landes-
theaters in eine Interimsspielstätte – 
den extra erbauten Globe – bedeutet 
eine ganz besondere Herausforderung. 
Treue Theaterbesucher müssen gehal-
ten, ein neues Publikum muss zeit-
gleich aufgebaut werden. Dies bedeu-
tet, dass wir als Kommune sicherstel-

len müssen, dass wir die kulturellen 
Bedürfnisse und Interessen aller Be-
völkerungsgruppen berücksichtigen, 
und zwar unabhängig von Alter, Her-
kunft oder sozialem Status, denn ei-
nes ist sicher: Kulturangebote finden 

nicht mehr selbstverständlich zu ih-
rem Publikum. Gleichzeitig aber ent-
stehen neue Zielgruppen, für die es 
entweder keine oder zu wenig ange-
messene Angebote gibt. 

Eine weitere große Herausforde-
rung ist der Umgang mit Erinnerungs-
kultur. Coburg ist es besonders wich-
tig, die Vergangenheit zu reflektieren  
 – auch wenn die Auseinandersetzung 
mit der eigenen Geschichte zu Kont-
roversen führen kann. Dieser Umgang 

mit der kommunalen Vergangenheit 
kann Fragen der (Stadt-)Identität 
aufwerfen und so zur Förderung ei-
ner demokratischen Erinnerungskul-
tur beitragen. Der Ausbau einer akti-
ven Erinnerungskultur ist daher von 
besonderer Bedeutung, insbesonde-
re vor dem Hintergrund der zuneh-
menden antidemokratischen Tenden-
zen. In den kommenden Jahren wer-
den unter anderem mit dem »Weg der 
Erinnerung« des jüdischen Lebens als 
auch mit der wissenschaftlichen Auf-
arbeitung der Coburger Geschichte 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts deutliche Zeichen für einen sen-
siblen Umgang mit der Erinnerungs-
kultur gesetzt.

Darüber hinaus rücken die The-
men Nachhaltigkeit und ein attrakti-
ves Förderwesen als Herausforderung 
zunehmend in den Mittelpunkt. Eine 
gezielte Förderung von bedarfsorien-
tierten Projekten fördert Innovation 
im Kulturbereich und erhöht die Qua-
lität der Angebote. Betrachtet man 
dies unter den Aspekten der Nachhal-
tigkeit, können wir einen wertvollen 
Beitrag zur gesamtgesellschaftlichen 
Transformation leisten. Eine passge-
naue und auf die Bedarfe der Cobur-
ger Kulturschaffenden und Kulturin-
stitutionen ausgerichtete Förderung 
wird uns sicher in den nächsten Jah-
ren beschäftigen. 

Can Aydin ist Bürgermeister  
in Coburg

Bremerhaven
MICHAEL FROST

F ußgängerzonen, Handel, Plätze, 
Gastronomie, Kultur- und Frei-
zeitstätten bilden traditionell 
die Mitte einer Stadt, in der die 

Bürgerinnen und Bürger zusammen-
kommen. Ohne Stadtzentrum ziehen 
sich die Menschen in ihr jeweiliges Mi-
lieu zurück. Begegnung und Austausch 
gehen verloren. Es setzt ein Prozess der 
Segregation ein, und die Gemeinschaft 
zerfällt in ihre Teile – mit allen Gefah-
ren für die Demokratie.

Der Rückzug der Menschen wurde 
während der Pandemie weiter verstärkt 
und beschleunigte so eine Entwicklung, 
die vorher zwar absehbar war, nun aber 
mit voller Wucht durchschlägt und ins-
besondere in kleineren Großstädten wie 
Bremerhaven sichtbar wird: Die Stadt-
zentren alter Prägung funktionieren 
nicht mehr. Die Schließung von Kauf-
häusern führt zu weiteren Leerständen. 
Die nachlassende Attraktivität der City 
und die Bequemlichkeit des Onlinehan-
dels verstärken die Abwärtsspirale. Die 
Begegnung geht verloren, doch gleich-

zeitig erleben gerade die Mittelstädte 
einen immensen demografischen Wan-
del, der durch Zuwanderung und Flucht 
bedingt wird, durch die Rückkehr älte-
rer Menschen aus dem ländlichen Raum 
und die Abwanderung junger Erwach-
sener in die Metropolen und Univer-
sitätszentren. Die Herausforderungen 
für die Gestaltung der Stadtgesellschaft 
werden folglich immer bedeutsamer.

Aufgabe der Kultur ist es, Räume 
und Angebote der Begegnung zu schaf-
fen. In Bremerhaven sind Stadttheater, 
Kunstmuseum, Stadtmuseum, Volks-
hochschule und Stadtbibliothek in der 
Innenstadt angesiedelt. Wir haben sie 
über diverse Haushaltskrisen hinweg-
retten können. Mit guten Konzepten 
und zusätzlicher Ausstattung sind sie 
in der Lage, die Menschen in die Mitte 
zurückzuholen, vor allem Kinder und 
Jugendliche, alte und von Einsamkeit 
betroffene Menschen, Geflüchtete und 
Zugewanderte. Räume für freie Künst-
lerinnen und Künstler, aber auch Ange-
bote der kulturellen Bildung und sozio-
kulturelle Treffpunkte können Keimzel-
len der Wiederbelebung sein. 

Eine Schlüsselrolle kommt der städ-
tischen Bibliothek zu, denn sie verfügt 
über ein alle Gruppen, Schichten und 
Generationen umspannendes Potenzial. 
Ihr Ausbau kann – wie andernorts viel-
fach gelungen – zum Motor einer neu-
en Stadtentwicklung werden.

Doch dafür braucht es Mittel, über 
die wir und vergleichbare Städte nicht 
verfügen. Ausgaben für Kita- und Schul-
bau, Sozialleistungen, Personal, allge-
meine Infrastruktur und uns darüber 
hinaus zugewiesene Pflichtaufgaben 
lassen keinen Handlungsspielraum 
mehr. Diese Lastenverteilung ist nicht 
zukunftsfähig.

Die Absicherung der kommunalen 
Orte einer offenen Gesellschaft bedeu-
tet Demokratiesicherung. Ihr Schutz 
schützt uns vor der Zersetzung unserer 
demokratischen Werte. Bund und Länder 
dürfen die Gemeinden mit dieser gesell-
schaftlichen Zukunftsaufgabe nicht al-
lein lassen, sonst zerfällt am Ende mehr 
als nur die Gemeinschaft vor Ort.

Michael Frost ist Kulturdezernent  
der Stadt Bremerhaven

Darmstadt
HANNO BENZ

E ine entscheidende kulturpo-
litische Herausforderung der 
nächsten Jahre stellt mit Si-
cherheit die langfristige Ab-

sicherung der Kulturfinanzierung dar. 
Eine auskömmliche Kulturfinanzie-
rung muss Menschen, die im Kunst- 
und Kulturbereich arbeiten, ermögli-
chen, davon leben zu können, und sie 
muss gleichzeitig auch so auskömmlich 
finanziert sein, dass die Kunstfreiheit 
garantiert ist.  

Hier ist es meines Erachtens wich-
tig, dass sich Kunst und Kultur als Mar-
ke der Stadt Darmstadt weiterentwi-
ckeln, um Attraktivität für die Bürgerin-
nen und Bürger der Stadt, aber auch für 
den Wirtschaftsstandort Darmstadt und 
für den regionalen wie überregionalen 
Tourismus zu entfalten. Kunst und Kul-
tur sind längst keine weichen Standort-
faktoren mehr, Kunst und Kultur tragen 
maßgeblich dazu bei, dass sich Städte 

voneinander unterscheiden. Mit Auf-
nahme der Mathildenhöhe in die Lis-
te des UNESCO-Welterbes im Jahr 2021 
ist für die Stadt Darmstadt ein wichti-
ger Schritt gelungen. Die Mathildenhö-
he als UNESCO-Welterbe ist ein wich-
tiges Alleinstellungsmerkmal mit gro-
ßem Potenzial und regionaler, überregi-
onaler und bundesweiter Ausstrahlung. 
Damit Kunst und Kultur als Marke der 
Stadt Darmstadt zukünftig noch grö-
ßere Wirkung – und auch Umwegren-
tabilität entfalten können, müssen sich 
die Kultureinrichtungen, unabhängig, 
ob sie in freier, städtischer oder staat-
licher Trägerschaft sind, noch stärker 
verzahnen und austauschen. Bezüg-
lich der Besucherinnen und Besucher 
der Kultureinrichtungen halte ich es 
für essenziell, dass sich Kultureinrich-
tungen die Frage stellen, wie neue Ziel-
gruppen erreicht werden können, aber 
auch, aus welchen Gründen Menschen 
nicht kommen. Dass die Besucherinnen 
und Besucher von Kultureinrichtungen 

häufig älter sind und häufig leider nicht 
die Vielfalt unserer Gesellschaft abbil-
den, ist eine seit Langem bekannte Tat-
sache. Ein erweitertes Publikum zu er-
reichen, setzt voraus, dass sowohl die 
Formate als auch die Themen überdacht 
werden. Die Kulturinstitute müssen in 
ihren Programmen, Angeboten, aber 
auch in ihren Teams die Vielfalt unse-
rer Gesellschaft widerspiegeln. Zu den 
wichtigsten Zielgruppen zähle ich au-
ßerdem die nachwachsende Generation. 
Die Kultureinrichtungen sollten darauf 
zielen, mit ihren Programmen und An-
geboten Menschen von Kindesbeinen 
an für Kunst und Kultur zu begeistern. 
Hierbei ist es wichtig, dass wir uns die 
herkunftsunabhängige kulturelle Bil-
dung zum Ziel nehmen. Diese setzt eine 
erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen 
Kindertagesstätten, Grundschulen und 
Kultureinrichtungen voraus.

Hanno Benz ist Oberbürgermeister  
der Stadt Darmstadt

Coburg ist es beson
ders wichtig, die eige-
ne Vergangenheit zu 
reflektieren – auch 
wenn das zu Kontro-
versen führen kann
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Die wesentliche He-
rausforderung der 
nächsten Jahre ist es,
einen kommunal orga-
nisierten Kulturbetrieb
weiter auskömmlich  
zu finanzieren

Großer Zuschauerraum im Großen Haus des Landestheaters Coburg, Bayern
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Flensburg
FABIAN GEYER

D ie wichtigste kulturpoliti-
sche Herausforderung in 
den nächsten drei Jahren für 
die Stadt Flensburg ist die 

grundsätzliche Sicherung der Kultur-
finanzierung und damit verbunden der 
Erhalt der vielfältigen und lebendigen 
Kulturszene: Aktuell liegen uns acht 
Anträge von Kultureinrichtungen auf 
neue und erhöhte institutionelle För-
derung ab 2025 mit einem Gesamtvolu-
men von 412.600 Euro vor – zur Verfü-
gung stehen 24.600 Euro. Die Anträge 
sind keinesfalls aus der Luft gegriffen, 
jede Einrichtung legt sehr überzeugend 
dar, wieso die Förderung notwendig ist: 
Mit Mitteln aus dem Bundesförder-
programm »Neustart Kultur« wurden 

während der Coronapandemie sehr er-
folgreich Struktur- und Transformati-
onsprozesse gefördert. Doch mit dem 
Wegfall dieser Förderungen sind die 
neu aufgebauten Strukturen von den 
Einrichtungen allein nicht zu halten.

Die gesellschaftliche Bedeutung der 
Kultur ist spätestens seit der Pandemie 
in aller Munde, doch dass kulturelle 
Angebote der freien Szene aufgrund 
unzureichender Finanzmittel häu-
fig nur unter prekären Arbeitsbedin-
gungen der Kulturschaffenden mög-
lich sind, ist selten ein Thema. Nied-
riglöhne, lange Arbeitsschichten, 
kein Ausgleich von Wochenend- und 
Nachtarbeit oder Überstunden auf-
grund der knappen Personalbeset-
zung – die Zustände sind für das ak-
tuelle Personal meist unzumutbar und 

machen es nahezu unmöglich, neues 
qualifiziertes Personal zu finden. Die 
Einnahmen durch die Stellschrauben 
Eintrittspreis und Gastronomie zu er-
höhen, ist nur begrenzt möglich: Die 
Publikumszahlen sind noch nicht wie-
der auf dem Stand von vor der Pande-
mie. Einige, häufig Ältere, halten sich 
aus Sorge um ihre Gesundheit fern 
von großen Veranstaltungen, andere 
haben neue Interessen entdeckt oder 
bleiben einfach gern zu Hause. Hinzu 
kommt, dass durch Energiekrise und 
Inflation das Freizeitbudget der Bür-
gerinnen und Bürger nun knapper ist 
als zuvor. Ehrenamtlich organisierte 
Kulturvereine und Initiativen stoßen 
oft an ihre Grenzen angesichts des bü-
rokratischen Aufwands, Fördermittel 
zu beantragen und – wenn gewährt – 

abzurechnen. Diese Mittel sind in der 
Regel projektbezogen und bieten kaum 
die Möglichkeit, wiederkehrende An-
gebote zu etablieren. Es fehlt an (be-
zahlbaren) Räumen für ihre Arbeit, es 

fehlt an Strukturen, um Synergieef-
fekte zu nutzen, und es fehlt an Nach-
wuchs. Im Hinblick auf zu erwartende 

Verschärfungen der Haushaltslagen ha-
ben das Land Schleswig-Holstein und 
die Kommunen mit dem Kulturpakt 
2030 ein klares Statement für die Kultur 
abgegeben. Die Überzeugung, dass Kul-
tur entscheidende Grundlage unseres 
Gemeinwesens und Daseinsvorsorge ist, 
steht dabei oben an. Wir als Kommu-
ne wollen langfristige und nachhalti-
ge Perspektiven bieten, die Qualität der 
Kulturangebote sichern und kulturel-
le Teilhabe ermöglichen. Nichtsdesto-
trotz gehört Kultur kommunalrechtlich 
noch immer zu den freiwilligen Selbst-
verwaltungsaufgaben; die pflichtigen 
haben in Anbetracht der kommunalen 
Finanzausstattung Vorrang.

Fabian Geyer ist Oberbürgermeister  
der Stadt Flensburg

Detmold
FRANK HILKER

D etmold – Kulturstadt im 
Teutoburger Wald – die-
sen Titel hat sich die Stadt 
Detmold selbst gegeben. 

Er unterstreicht die Bedeutung der 
Kultur für die Stadtgesellschaft. Die 
76.000-Einwohner-Stadt am Fuße des 
nämlichen Mittelgebirges beherbergt 
in ihren Mauern das Landestheater 

Detmold – ein Drei-Sparten-Haus –, 
die Hochschule für Musik Detmold, die 
Technische Hochschule OWL mit ei-
genem Kreativcampus für hochmo-
derne Medienproduktion, überregi-
onal bedeutsame Museen, Bibliothe-
ken und Archive. Hinzu kommt eine 
vielfältige freie Kulturszene, für die 
beispielhaft hier das alle zwei Jahre 
zu Pfingsten stattfindende Europäi-
sche Straßentheaterfestival »BILD-
STÖRUNG« steht. Vom 17. bis 19. Mai 
verdoppelt die Zahl der Besucherinnen 
und Besucher dieses Festivals die Be-
völkerungszahl der Stadt.

Auf der anderen Seite hat die Kultur-
stadt Detmold 2024 ein Haushaltsdefi-
zit von elf Millionen Euro zu schultern. 
Von daher überrascht es wenig, dass es 
die wesentliche kulturpolitische He-
rausforderung der nächsten Jahre für 
Detmold sein wird, einen kommunal 
organisierten Kulturbetrieb weiter aus-
kömmlich und in der erwarteten Qua-
lität finanzieren zu können. Schon in 
diesem Jahr war die Verwaltungsspit-
ze gezwungen, auch vom Fachbereich 
für Kultur, Tourismus, Marketing und 
Bildung einen Konsolidierungsbeitrag 
in Höhe von 100.000 Euro zu verlangen. 
Dafür mussten beliebte Kulturveran-
staltungen in städtischer Regie zumin-
dest in der kommenden Freiluftsaison 
ausgesetzt werden. Das gesamte Veran-
staltungsbudget beträgt 448.000 Euro. 

Das Flaggschiff der Kultur in Det-
mold, das Landestheater, wird neben 
der Stadt von Land, Landesverband 
Lippe und Kreis getragen. Da bekannt-
lich öffentliche Mittel überall knapp 
sind, ist das kein Kissen, auf dem es 
sich gut ruhen lässt. In jeder Spielzeit 
muss auch hier darum gerungen wer-
den, die notwendigen Mittel zu erlan-
gen; alljährlich stehen die Gesellschaf-
ter der Theatergesellschaft in Verhand-
lungen mit der Bühnenleitung, um das 
Theater der Zukunft inhaltlich und fi-
nanziell zu definieren. 

Gleichzeitig schätze ich mich als 
Bürgermeister der Stadt glücklich, 
dass Detmold weiterhin ein für die 
Größe der Stadt ungewöhnlich rei-
ches Kulturangebot zur Verfügung 

stellen kann. Damit das so bleibt, ha-
ben wir selbst die Initiative ergriffen, 
getreu dem vom letzten Landespräsi-
denten Lippes, Heinrich Drake, aus-
gegebenen Leitspruch: »Steht nicht 
rum und bekakelt die Lage.« Die Stadt 
hat eine Stelle für die Kulturentwick-
lungsplanung geschaffen. Sie soll die 
vielfältigen Akteure miteinander ver-
netzen, Vorhaben abstimmen und auf 
diese Weise die Allokation der knap-
pen Mittel verbessern. Denn Kultur ist 
längst ein harter Standortfaktor ge-
worden. Beim Wettbewerb um Fach-
kräfte können Kommunen einige Din-
ge beeinflussen. Bezahlbarer Wohn-
raum für Familien, eine qualitative Bil-
dungskette von der Primarbildung bis 

zur Hochschule und nicht zuletzt Le-
bensqualität in Form von kulturellem 
Angebot – damit wird und will Detmold 
weiter punkten.

Frank Hilker ist Bürgermeister  
der Stadt Detmold

Erfurt
CHRISTIAN HORN

I n der Kulturdirektion Erfurt sind 
wir, nach der Erarbeitung einer 
Museumskonzeption und mehre-

ren Grundsatzbeschlüssen des Stadtra-
tes, am Zuge, verschiedene Masterplä-
ne vorzulegen. Wir erarbeiten diese für 
ein neues Kulturhistorisches Museum 
(also die Transformation des Stadtmu-
seums und des Museums für Thüringer 
Volkskunde in ein neues Kulturhisto-
risches Museum), für die bauliche Er-
weiterung und Reorganisation des Na-
turkundemuseums sowie die bauliche 
Neuordnung der Depots der Erfurter 
Museen. Zur weiteren Stärkung unse-
res tollen Teams von gut hundert Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern wollen 
wir uns weiter als kreativer, flexibler 
und innovativer Arbeitgeber für neue 
Kolleginnen und Kollegen profilieren. 
Die Qualität unserer Arbeitskultur wol-
len wir durch höchstmögliche Infor-
mationstransparenz, Fehlerkultur und 
Experimentierfreude weiter steigern. 
Wir vollziehen zudem, insbesondere 
vor dem Hintergrund der genannten 
institutionellen Entwicklungsvorha-
ben, im Bereich Personal einen ver-
stärkten Kompetenzaufbau im Hin-
blick auf strategische Kommunikati-
on, auf die Gestaltung der sogenann-
ten »Planungsphase Null« und neue 
Governance-Modelle. Neben Master-
plänen und Personal steht für uns, drit-
tens, die Fortschreibung der Kultur-
konzeption der Landeshauptstadt auf 
dem Plan. Zukunftsweisende Modelle 

der Kulturförderung und der zivilge-
sellschaftlich intensivierte Dialog über 
Formate der Erinnerungskultur bilden 
zwei inhaltliche Schwerpunkte. Natür-
lich spielen auch die genannten bau-
lichen Entwicklungen unserer Muse-
en und Depots eine Rolle für die neue 
Kulturkonzeption. Außerdem werden 
wir Wertefragen und Compliance-
Anforderungen stärker adressieren. 
Den öffentlichen Dialog zur Arbeit an 
der Kulturkonzeption führen wir durch 
Bevölkerungsumfragen und in öffent-
lichen Workshops.

Im operativen Bereich können wir 
Früchte in den kommenden zwei Jah-
ren des neuen Doppelhaushaltes ern-
ten. Unsere Arbeit zur weiteren Stär-
kung der Kulturlandschaft in Erfurt 
wurde mit einer relativ guten Haus-
haltsverhandlung 2024/25 belohnt. 
Wir werden auf dem Petersberg ab 
2025 eine Pop-up-Ausstellungshalle 
eröffnen können. Hier werden wir Aus-
stellungsprojekte ganz unterschied-
licher Art im Work-in-Progress erar-
beiten. Im Gegensatz zu klassischen 
Ausstellungsgestaltungen wollen wir 
hier vor allem szenografische, instal-
lative und mit Instrumenten des Kom-
munikationsdesigns erarbeitete Aus-
stellungsauftritte ermöglichen. Befä-
higung schreiben wir dabei groß und 
geben Kontrollansprüche ab. Der Ort 
wird als Labor für Ausstellungsprojekte 
der bestehenden Erfurter Museen und 
für Netzwerkproduktionen Dritter of-
fenstehen. Der Zuschlag zu Ausstel-
lungsprojekten soll dabei auch über 
öffentliche Votings erfolgen.

Christian Horn ist Kulturdirektor  
der Landeshauptstadt Erfurt

Ich schätze mich glück-
lich, dass Detmold 
weiterhin ein für die 
Größe der Stadt un-
gewöhnlich reiches 
Kulturangebot zur Ver-
fügung stellen kann

Wir wollen langfris- 
tige und nachhaltige 
Perspektiven bieten, 
die Qualität der Kultur- 
angebote sichern und 
kulturelle Teilhabe 
ermöglichen
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Eine weitere Heraus-
forderung besteht 
im Umgang mit den 
Finanzmitteln für die 
Kultur, die zwar leicht 
gestiegen sind, jedoch 
nicht mit der Inflation 
Schritt halten

Die Leitvision für die 
nächsten Jahre lautet: 
»eine stabile gemein-
same Kulturlandschaft, 
die grenzüberschrei-
tend, generationen-
übergreifend, inter-
kulturell, kreativ, mu-
tig, selbstbewusst und 
inklusiv Kultur für 
ALLE bietet«

Frankfurt (Oder)
MILENA MANNS 

I n Haushaltsberatungen wird 
Kultur oftmals den sogenann-
ten freiwilligen Leistungen zu-
geordnet. Zu Pandemiezeiten 

spitzte es sich zu – Kultur- und Nice-
to-have-Freizeitangebote rangierten 
auf dem gleichen Level. Hinter diesen 
Diskussionen steht die Frage nach dem 
Status von Kultur für die Politik, nach 
ihrer Bedeutung und Rolle für die Ge-
sellschaft. 

In Frankfurt (Oder) haben Kultur
szene, Lokalpolitik und Stadtverwal-
tung zusammen Antworten auf diese 
Statusfrage gefunden. Die Leitvision, 
die für die nächsten Jahre richtungs-
weisend ist, lautet: »eine stabile ge-
meinsame Kulturlandschaft, die grenz-
überschreitend, generationenüber-
greifend, interkulturell, kreativ, mu-
tig, selbstbewusst und inklusiv Kultur 
für ALLE bietet«. In Zeiten demogra-
fischen Wandels, desolater Haushalts-
lagen, Parteipolitikverdrossenheit und 
Dauerkrisenmodi handelt es sich hier-
bei zugegebenermaßen um eine ambi-
tionierte sowie zugleich notwendige 
und lohnenswerte Aufgabe. 

Denn: 27,7 Prozent der Bevölkerung 
in Frankfurt (Oder) sind über 65 Jahre 
alt. Dies stellt spezifische Anforderun-
gen an Kulturangebote insbesonde-
re hinsichtlich ihrer Zugänglichkeit. 
Gleichfalls stellt sich in diesem Kon-
text die »Nachwuchsfrage« – langjäh-
rige Leitungsverantwortliche schei-
den aus, die Gestaltung der Struktu-
ren ist keineswegs gesichert. Zum an-
deren ist die Frankfurter Bevölkerung 
in der vergangenen Dekade diverser ge-
worden (der Ausländeranteil stieg von 
6,3 Prozent in 2014 auf 16,5 Prozent in 
2023). Damit nimmt Frankfurt (Oder) 
im Land den Spitzenplatz ein. Direkt 

an der deutsch-polnischen Grenze ge-
legen agieren wir gemeinsam mit un-
serer Nachbarstadt Słubice seit Jahren 
als Europäische Doppelstadt. Den neu-
erlichen Diversitätszuwachs gilt es, als 

Chance zu nutzen, Konzepte für Kul-
turangebote für die neue Zielgruppe 
zu entwickeln und Zugänge kulturel-
ler Teilhabe zu gestalten. Dieser Pro-
zess des Perspektivwandels, der auch 
ein selbstkritisches Hinterfragen in 
den Kultureinrichtungen selbst im-
pliziert, ist langwierig sowie facetten-
reich und wird die Anstrengung der 
gesamten Kulturszene wie auch städ-
tischen Verwaltung und Kulturpolitik 
benötigen, um sich dem selbst gesteck-
ten Ziel »Kultur für ALLE« anzunähern. 

Gleichzeitig manifestiert sich in 
diesem Kontext auch die Bedeutung 
von Kultur für das Zusammenleben 
und dessen Gestaltung. Kultur und kul-
turelle Bildung gehören über Partei- 
und Zugehörigkeitsgrenzen hinweg 
zu den wichtigsten Säulen demokrati-
scher Aushandlungsprozesse. Bei der 
Angebotsgestaltung nehmen die Er-
möglichung eines Dialogs, eines mo-
derierten Meinungsaustausches bei der 
wichtigen Sicherung der Meinungsfrei-
heit (ohne anonyme Hass und Hetze) 
insbesondere in einer diversen Stadt-
gesellschaft eine zentrale Rolle ein. 

Status-Check Kultur: Die wichtigs-
te kulturpolitische Aufgabe der nächs-
ten Jahre wird es sein, Kultur und Bil-
dung als feste Bestandteile der Da-
seinsvorsorge zu verankern, damit sie 
ihre Funktionen als Demokratiemotor, 
Dialogförderer und Teilhabeermögli-
cher bestmöglich zur Entfaltung brin-
gen können.

Milena Manns ist Dezernentin  
für Kultur, Bildung, Sport, Bürger
beteiligung und Europa der Stadt 
Frankfurt (Oder)

Freiburg
ULRICH VON KIRCHBACH

D iese aktuell so dynamischen 
Zeiten – auch wenn die Ver-
änderungen in ihrer Schnel-

ligkeit manch einen überfordern – 
sollten wir als Chance begreifen: für 
eine Bestandsaufnahme von Beste-
hendem, von Erneuerungen und von 
Neuem. Für mich als Kulturpolitiker 
und Kulturförderer heißt das, uns mu-
tig zu positionieren, um eine nach-
haltige gemeinwohlorientierte Kul-
turpolitik voranzubringen. 

Wir alle spüren Verhärtungen im 
Umgang miteinander und in der Kom-
munikation, schnelle Polarisierungen 
von Meinungen, ganz gleich ob sie ve-
rifiziert sind oder nicht. Daher brau-
chen wir weiterhin Strukturen und 
Räume, physische und geistige, in 
Form von Kultureinrichtungen, Ver-
anstaltungsräumen, öffentlichen Plät-
zen und Plattformen, die zum vertief-
ten Austausch und Kennenlernen, zur 
offenen Auseinandersetzung und zum 
gemeinsamen Erleben und Reflektie-
ren beitragen. Kunst und Kultur ver-
fügen in besonderer Weise über dieses 
Potenzial. Daher sollten wir, in unserer 

Funktion als Förderer, gerade die Stim-
men und Akteure besonders unterstüt-
zen, die diverse, teilhabeorientierte 
und offene Kulturarbeit für sich im-
plementiert haben, die mutig gesell-
schaftliche und persönliche Themen 
künstlerisch aufgreifen und sich an 
Utopien wagen. Weiter bedeutet dies 
die Unterstützung von Wissenstrans-
fer, Vernetzung und Qualifizierung von 
Kulturschaffenden, Künstlerinnen und 
Künstlern; Zuschüsse auch für pro-
zesshafte, in der Entwicklung sich be-
findende Vorhaben und für ergebnis-
offene Projekte. In Konsequenz heißt 
dies auch, dass bestehende Förderun-
gen evaluiert werden sollten. Und dass 
Platz für Ideen und Bedarfe der jün-
geren Generationen, also auch für Ju-
gendkulturen, gewährt wird. Zuletzt 
sind haptische Räume zu halten, wie es 
der Stadt Freiburg dank einer Mäzenin 
mit dem Erwerb des Morat-Instituts, 
als renommiertem Ort für Kunst, ak-
tuell gelungen ist. 

Um in diesem Sinne aktiv Kultur
politik zu betreiben, braucht es eine 
Haltung, eine Verständigung über Wer-
te und über künstlerische und gesell-
schaftliche Ziele. Ende Februar hat der 

Gemeinderat Freiburg das Grundsatz-
papier »Kunst- und Kulturförderung 
zukunftswirksam gestalten – Grund-
sätze und Perspektiven einer nach-
haltigen Ausrichtung der kommu-
nalen Kunst- und Kulturförderung in 
Freiburg« verabschiedet. Dieses Pa-
pier umfasst sieben Grundsätze und 
ist das Resultat eines mutigen par-
tizipativen Prozesses von Kulturamt, 
Kulturszene, Wissenschaft und Poli-
tik, um die Ausrichtung der kommu-
nalen Kulturpolitik gemeinsam neu 
festzuhalten. Für ein teilhabeorien-
tiertes, ergebnisoffenes Vorgehen, das 
stets die kulturelle Praxis implizier-
te, wurde mit der Methode Reallabor 
gearbeitet. Ein neuer, erstmalig ge-
wählter Ansatz in der kommunalen 
Kulturpolitik. Beim Reallabor ging es 
um die Ziele Austausch, Kennenlernen 
und Wissenstransfer, genauso wie um 
künstlerisches Experimentieren. Und 
somit um die offene Auseinanderset-
zung und Begegnung, die eine demo-
kratische Gesellschaft ausmachen.

Ulrich von Kirchbach ist Bürger-
meister für Kultur, Integration und 
Soziales in Freiburg

Halle (Saale) 
JUDITH MARQUARDT

D ie Stadt Halle (Saale) erfreut 
sich einer vielfältigen und 
agilen Kulturszene mit frei-
en Theatern, einer Vielzahl 

bildender Künstlerinnen und Künstler 
sowie Szenetreffs, Klubs, Programm
kinos, Chören, Museen und Galerien. 
Jedes Jahr ist der städtische Fördertopf 
für die freie Kulturarbeit überzeichnet. 
Eigentlich ist das ein gutes Zeichen der 
Vitalität der hiesigen Kulturlandschaft. 

Eine wesentliche Herausforderung 
besteht darin, dieses Potenzial der Kul-
turszene weiter zu entfalten, sie resi-
lienter gegenüber Krisen aufzustellen, 
sie sichtbarer zu machen. Die Pande-
mie haben die meisten Kulturschaf-
fenden in Halle (Saale) dank der Hil-
fen zur Abmilderung der Folgen gut 

überwunden. Viele Akteurinnen und 
Akteure haben die Gelegenheit genutzt, 
ihre Angebote digital besser zugäng-
lich zu machen und sich zu vernet-
zen. So haben sich zum Beispiel die 
IG Freie Theater, die IG Musikveran-
staltende, die IG Bildende Kunst und 
die Allianz Freie Kultur Halle gegrün-
det. Durch den Zusammenschluss und 
ein gemeinsames Marketing für Ange-
bote kann es gelingen, hier neue Ak-
zente zu setzen. Dies betrifft einzel-
ne freie Kulturschaffende ebenso wie 
große Kultureinrichtungen. 

Für die Jahre 2021 bis 2030 hat die 
Stadt Halle (Saale) auf Initiative des 
hiesigen Museumsnetzwerks die kul-
turellen Themenjahre ins Leben ge-
rufen. Seit drei Jahren bieten diese 
einen Rahmen, um dringende gesell-
schaftliche Entwicklungsfragen und 

kontroverse Sachverhalte in einem 
moderierten, partizipativen Prozess 
zu verarbeiten. Die Stadt Halle (Saale) 

verfolgt dabei auch die Strategie, den 
Aufbau des Zentrums für Deutsche Ein-
heit und Europäische Transformation 

so zu begleiten, dass die Stadt selbst 
ein Teil dessen wird, was das Zentrum 
künftig seinen Besucherinnen und Be-
suchern vermitteln will.

Eine weitere Herausforderung be-
steht im Umgang mit den Finanzmit-
teln für die Kultur, die zwar leicht ge-
stiegen sind, jedoch nicht mit der In-
flation Schritt halten. Die berechtigten 
Forderungen der Berufsverbände nach 
angepassten Honorarsätzen, die nicht 
nur die Zahlung eines Mindestlohns 
ermöglichen, sondern an die Komple-
xität und den Aufwand eines künstle-
rischen Schaffensprozesses angepasst 
sind, können nicht erfüllt werden. Hin-
zu kommen Haushaltsperren aufgrund 
der klammen Haushaltssituation, wie 
sie auch andere Kommunen betrifft. 

Nicht zuletzt stellt auch die Situ-
ation von Kindern und Jugendlichen 

eine große Herausforderung dar. Halle 
(Saale) ist eine Stadt mit einem hohen 
Anteil an Kindern und Jugendlichen 
im Bürgergeldbezug. Darüber hinaus 
gibt es immer mehr migrantische Fa-
milien. Diesen Gruppen fällt es schwe-
rer, einen Zugang zu Kunst und Kul-
tur zu finden. Deshalb ist eine Erwei-
terung der Angebote der kulturellen 
Bildung erforderlich.

Die Unterstützung des Stadtrats für 
kulturelle Belange und Impulse wie 
die kulturellen Themenjahre und die 
Entscheidung zum Zukunftszentrum 
stimmen uns positiv bei der Bewälti-
gung dieser Herausforderungen in den 
kommenden Jahren.

Judith Marquardt ist  
Beigeordnete für Kultur und  
Sport der Stadt Halle (Saale)

In diesem Zusammen-
hang manifestiert 
sich die Bedeutung 
von Kultur für das Zu-
sammenleben. Kultur 
und kulturelle Bildung 
gehören über Partei- 
und Zugehörigkeits-
grenzen hinweg zu 
den wichtigsten Säu-
len demokratischer 
Aushandlungsprozesse

Haus der Bayerischen Geschichte – Museum in Regensburg, Bayern
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Rheinland-Pfalz  
ist leider seit vielen 
Jahren bundeswei-
tes Schlusslicht in 
der Pro-Kopf-Finan-
zierung von Kultur 
durch Land und 
Kommunen

Kaiserslautern 
MANFRED SCHULZ

D ie größten kommunalpo-
litischen Herausforderun-
gen der nächsten drei Jah-
re in Kaiserslautern sehe 

ich auf den Feldern der Kulturfinan-
zierung, der kulturellen Bildung, der 
Ansprache von Nichtnutzenden der 
Kultureinrichtungen und der Ange-
bote für jüngere Erwachsene. 

Da ist zunächst die in Rheinland-
Pfalz besonders prekäre Haushaltslage 
der höchstverschuldeten Kommunen 
und deren Auswirkungen auf die so-
genannten freiwilligen Leistungen. 
Rheinland-Pfalz ist leider seit vielen 
Jahren bundesweites Schlusslicht in 
der Pro-Kopf-Finanzierung von Kultur 
durch Land und Kommunen. Der neue 
»kommunale Entschuldungspakt« 
wird in den nächsten Jahren weite-
re erhebliche Belastungen für unsere 
Haushalte bringen. Hier müssen die 

Kommunen im Schulterschluss bei 
Landes- und Bundesregierung für ei-
nen finanziellen Ausgleich sorgen, der 
verfassungsgemäß eine kommuna-
le Selbstverwaltung ermöglicht und 
Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse auch bei der kulturellen Infra-
struktur erlaubt. Dazu bedarf es eines 
Controllings der ganz großen Haus-
haltsbudgets. Es ist bekannt, dass die 
gesetzlichen Standards, etwa im Sozi-
albereich, teilweise sehr unterschied-
lich erfüllt werden. In unseren Kul-
tureinrichtungen müssen zukünftig 

nicht nur die Personalkostensteige-
rungen finanziert werden, wir müs-
sen auch bei den Sachkosten mindes-
tens den Inflationsausgleich hinbe-
kommen. Dies gilt ebenso für die erst 
seit Kurzem in unserem Kulturhaus-
halt verankerte Projektförderung für 
unsere wichtige und vielfältige freie 
Kulturszene. 

Ein großer Schwerpunkt unserer Ar-
beit in Kaiserslautern liegt seit einigen 
Jahren auf der Entwicklung und dem 
Ausbau von Angeboten der kulturel-
len Bildung bzw. der kreativen Akti-
vierung von Kindern und Jugendlichen 
außerhalb des »Bildungsbürgertums«, 
auch aus schwierigen Verhältnissen. 
Dazu bieten unsere Kulturpädagogen 
Projekte außerhalb ihrer Einrichtun-
gen an, teilweise mit Unterstützung 
von Sozialpädagogen, in Vierteln, in 
denen eher Bürgerinnen und Bürger 
leben, die nicht regelmäßig Nutzen-
de unserer Kultureinrichtungen sind. 
Darin sehe ich eine große Chance, den 
Anteil der Nichtnutzenden – auch aus 
anderen Kulturkreisen – perspekti-
visch etwas zu erhöhen. Erwachsene, 
die als Kinder und Jugendliche Kultur 
nicht erlebt haben, sind so gut wie 
nicht mehr zu erreichen. Auch für 
die Innovationsfähigkeit im MINT-
Bereich, für die Lebensqualität in un-
serer Stadt und für die Anwerbung von 
Fachkräften sind Kultur und Kreati
vität essenziell. Letztere erlernt man 
vor allem durch zweckfreies, nicht be-
wertetes eigenes kreatives Schaffen 
unter professioneller Anleitung. 

Durch Umfragen wissen wir auch, 
dass besonders kulturelle Angebote 
für bereits kulturinteressierte jüngere 
Erwachsene im städtischen Programm 
fehlen. Um dies zu verbessern und im 
Kulturbereich nachhaltig zu arbeiten, 
um Argumente für eine gute Kultur-
finanzierung zu haben und unser ge-
samtes Kulturangebot weiterzuent-
wickeln, haben wir im vergangenen 
Herbst eine Kulturentwicklungspla-
nung gestartet, auch mit geeigneten 
Möglichkeiten der Partizipation.

Manfred Schulz ist Bürger- 
meister und Kulturdezernent  
der Stadt Kaiserslautern

Husum 
MARTIN KINDL

H usum kann im Bereich Kul-
tur aus dem Vollen schöpfen. 
Die Stadt bietet ganzjährig ein 

hochkarätiges Kulturleben an. Ähnlich 
einem reich gedeckten Tisch nehmen 
alle Generationen aus den unterschied-
lichsten Orten gerne daran Platz und 
genießen die vielfältige Auswahl. Ver-
gangenheit und Zukunft treffen in Hu-
sum beim Thema »Kultur« aufeinander 
und sind eng miteinander verknüpft. 
Historische Bauten, Denkmäler und Ge-
schichte stehen zeitgemäß neuen Ideen 
gegenüber. Bewährtes bleibt erhalten 
und Neues wird erschaffen. Die Stadt ist 
dankbar dafür, dass sich das kulturelle 
Rad immer weiterdreht und weiß das 
großartige Wirken der Kulturszene sehr 

zu schätzen. Kreative Köpfe aus dem 
Ehrenamt und auch dem Hauptamt ar-
beiten zusammen, kooperieren als Kul-
tureinrichtungen und Netzwerke, um 
Synergien zu erzeugen. Mit Blick auf die 
vielerorts bekannten Nachwuchssorgen 
sowie den Fachkräftemangel ein wei-
terer Schritt in die Zukunft. Es gehört 
zu den politischen Herausforderungen, 
die Förderung kultureller Einrichtun-
gen und Veranstaltungen auch weiter-
hin leisten zu können. Husum nimmt 
diese Aufgabe sehr ernst, denn Kultur 
ist fester Bestandteil des Zusammen-
lebens und trägt den Namen der Stadt 
weit über die regionalen Grenzen hin-
aus. Die Haushalte sind knapp bemes-
sen und dennoch ist es wichtig, die Kul-
turfinanzierung im Rahmen der zur Ver-
fügung stehenden finanziellen Mittel 

zu unterstützen. Dessen sind sich Poli-
tik und Verwaltung der Storm-Stadt be-
wusst, und sie werden alles dafür tun, 
damit das auch so bleibt. Um beispiels-
weise sozial benachteiligten Menschen 
in Husum die Möglichkeit zu bieten, an 
kulturellen Veranstaltungen teilzuneh-
men, hat der städtische Seniorenbeirat 
jüngst eine Kulturkarte ins Leben geru-
fen. Die Kulturszene steht dem Projekt 
positiv gegenüber, ebenso die Verwal-
tung und Politik. Mit kleinen Schritten 
in eine Richtung liegt das gemeinsame 
Ziel manchmal näher als gedacht. Es 
sind die Kulturbegeisterten, die hinter 
den Ideen und der Umsetzung stehen. 
Bleibt zu hoffen, dass es so weitergeht. 

Martin Kindl ist Bürgermeister  
von Husum

Limburg an der Lahn 
MARIUS HAHN

D as kulturelle Angebot in Limburg, 
einer Stadt mit rund 36.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern, 

wird geprägt durch einen Kulturbetrieb, 
der im Ehrenamt und in der Freizeit aus-
geübt wird. Die Limburger Stadthalle 
und die Kleinkunstbühne Thing war-
ten auch mit professionellen Akteuren 
auf ihren Bühnen auf, doch das sind die 
Ausnahmen im kulturellen Jahreskalen-
der. Dennoch prägt die professionelle 
Kultur das Angebot in einer Stadt wie 
in Limburg. Nicht durch den Auftritt auf 
der Bühne oder vor Publikum, sondern 
in Form der Ausbildung von Nachwuchs.  

Was in Limburg und den Stadtteilen 
das kulturelle Leben prägt, sind vor al-
lem die Gesangvereine, die es quasi in je-
dem Ort gibt. Bei uns gibt es dabei noch 
den Glücksfall, dass wir mit dem Stadt-
teil Lindenholzhausen eine wahre Sän-
gerhochburg beherbergen, was zu der 
ausgesprochen hohen Qualität des Chor- 
und Ensemblesingens beiträgt. 

Ein wichtiges Fundament für die 
hohe Qualität ist dabei das Angebot 

der Dommusik, also das, was das Bis-
tum Limburg an professionell begleiteter 
Ausbildung von jungen Sängerinnen und 
Sängern leistet. Die Ausbildung bei den 
Domsingknaben und in der Mädchen-
kantorei kommt nicht nur dem Domchor 
zugute, sondern unzähligen Ensembles 
und Chören in Limburg und Umgebung, 
denen sich ausgebildete Sängerinnen 
und Sänger als Erwachsene anschlie-
ßen. Diese Ausbildung ist Veränderun-
gen ausgesetzt, zuletzt profitierten wir 
in Limburg davon, dass das Bistum sei-
ne Ausbildung in der Stadt konzentrier-
te und Standorte in der Region aufgege-
ben hat. Die Finanzierung der Ausbil-
dung liegt in den Händen des Bistums.  

Ähnlich verhält es sich bei der instru-
mentalen Ausbildung. Die Stadt ist Sitz 
der Kreismusikschule Limburg. Die an-
gestellten Lehrerinnen und Lehrer sor-
gen dafür, dass viele Mädchen und Jun-
gen aus Limburg und den umliegenden 
Städten und Gemeinden ein oder meh-
rere Instrumente unter professionel-
ler Anleitung erlernen. Die Schülerin-
nen und Schüler, auch Erwachsene nut-
zen das Angebot der Kreismusikschule, 

bringen ihre erworbenen Fähigkeiten 
dann in Bands, Ensembles und Orches-
ter ein, oft ein ganzes Leben lang.

Die politischen Gremien müssen sich 
immer wieder mit der Finanzierung der 
Kreismusikschule beschäftigen. Bei der 
finanziellen Unterstützung der Kreis-
musikschulen rangiert das Land Hes-
sen im bundesweiten Vergleich recht 
weit hinten. Die notwendigen finanzi-
ellen Mittel sind daher durch die Kom-
munen, in denen die Kreismusikschule 
aktiv ist, und den Landkreis aufzubrin-
gen; Limburg beteiligt sich als Standort-
gemeinde mit einem finanziellen Anteil, 
der deutlich über dem liegt, was nach 
der Umlage fällig wäre. Es gibt auch kei-
nen Anpassungsautomatismus in der Fi-
nanzierung, zumal es sich um eine so-
genannte freiwillige Leistung handelt. 

Gerade unter schwieriger werden-
den finanziellen Verhältnissen wird es 
eine Herausforderung, solche Beiträge 
der kulturellen Nachwuchs- und Basis
arbeit auf Dauer zu sichern. 

Marius Hahn ist Bürgermeister der 
Kreisstadt Limburg an der Lahn

In Aachen (Nordrhein-Westfalen) soll eine ehemalige Kaufhausimmobilie zu einem Bildungs- und Begegnungsort umgebaut werden
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Wir benötigen frische 
Ideen heute mehr 
denn je, um uns von 
destruktiven Routinen 
zu befreien, neue 
Wege zu finden und 
gemeinsam zu be-
gehen. Dazu braucht 
es Raum. Spielraum. 
Gedanklichen und 
finanziellen

Lüneburg
FLORIAN FORSTER

L üneburg birgt eine reiche Ge-
schichte und ein kulturelles 
Erbe, das es zu bewahren und 
zu schützen gilt. Eine beson-

dere Herausforderung liegt darin, his-
torische Gebäude, Denkmäler, Arte-
fakte und Traditionen zu erhalten. Da-
bei steht die angemessene personelle 
und materielle Ausstattung für die 
wissenschaftliche Erschließung des 
umfangreichen und historisch wert-
vollen Altbestands der Ratsbücherei 
im Fokus.

Es ist von höchster Bedeutung si-
cherzustellen, dass kulturelle Ver-
anstaltungen und Einrichtungen 
für alle zugänglich sind, unabhän-
gig von sozialem oder wirtschaftli-
chem Hintergrund. Dies erfordert 
Maßnahmen wie die Schaffung von 
Barrierefreiheit, die Förderung kul-
tureller Bildung und die Bereitstel-
lung erschwinglicher kultureller An-
gebote. Die Kulturverwaltung in Lü-
neburg hat gemeinsam mit der Po-
litik bereits Schritte unternommen, 
um eine langfristige institutionel-
le Basisförderung für Kulturvereine 
sicherzustellen.
Die finanzielle Absicherung der gro-
ßen kulturellen Einrichtungen in Lü-
neburg wie das Theater und die beiden 
Museen ist ebenfalls von entscheiden-
der Bedeutung für ihre langfristige 
Stabilität. Insbesondere ist das Land 
Niedersachsen gefordert, eine ange-
messene (Mit-)Finanzierung für die-
se bedeutenden kommunalen Kultur-
einrichtungen sicherzustellen.

Eine vergleichbare Unterstützung 
seitens des Landes fehlt auch im Be-
reich der Musikschulen. Hier bedarf es 
dringend einer Nachbesserung seitens 

des Landes, um sicherzustellen, dass 
Niedersachsen nicht weiterhin das 
Schlusslicht bei der Förderung von 
Musikschulen mit einem Landesan-
teil von lediglich 1,7 Prozent im Jahr 
2022 bleibt.

Die Integration digitaler Techno-
logien in kulturelle Aktivitäten und 
Einrichtungen birgt sowohl Chan-
cen als auch Herausforderungen. Dies 
kann die Digitalisierung von Archi-
ven und Bibliotheken, die Schaffung 
virtueller kultureller Erlebnisse oder 
die Nutzung von Social Media für kul-
turelle Zwecke umfassen. In Lüne-
burg sind insbesondere die Rats
bücherei, das Stadtarchiv, das Lite-
raturbüro und die Museen bereits gut 
für die Zukunft gerüstet.

Vor dem Hintergrund der zuneh-
menden Diversität in vielen Gemein-
den ist die Förderung der Integrati-
on verschiedener kultureller Gruppen 
ebenfalls eine wichtige Herausforde-
rung. Es ist besonders wichtig, bei der 
Gestaltung kultureller Programme 
und Veranstaltungen die Vielfalt der 
Bevölkerung anzusprechen, um den 
interkulturellen Dialog zu fördern – 
ein entscheidender Baustein für eine 
gelungene Integration.

Die größte Herausforderung liegt 
in der Finanzierung kultureller Ein-
richtungen und der Gewinnung von 
Fachpersonal, insbesondere in Zei-
ten knapper öffentlicher Mittel. Die 
Sicherstellung einer angemessenen 
Finanzierung und Ressourcenalloka-
tion für kulturelle Projekte ist jedoch 
entscheidend, um langfristige Nach-
haltigkeit und somit eine kulturelle 
Basisversorgung zu gewährleisten.

Florian Forster ist Stadtrat  
der Hansestadt Lüneburg

Magdeburg
REGINA STIELER-HINZ

W ir leben nun schon seit 
Jahren in herausfor-
dernden Zeiten und es 
scheint, Aufgaben und 

Verwerfungen mehren sich exponen-
ziell. Nicht nur aufgrund der multiplen 
Krisen mit ihren direkten und indirek-
ten Auswirkungen auf die kommuna-
le Kulturlandschaft, sondern vor al-
lem durch die Folgen des gesellschaft-
lichen Wandels in einer globalisierten 
Welt voller ungelöster Fragen.

Kultur war schon immer ein Ort der 
Verhandlung, der Innovation, des Per-
spektivwechsels. Doch den ehrlichen 
Diskurs zu führen, ist aufgrund einer 
ideologisierten Meinungsmache vol-
ler Denkverbote und gesellschaftlicher 
Disparitäten schwieriger denn je. Es gibt 
keine Richtlinienkompetenz zur Kul-
tur. Gedankliches Erneuerungspoten-
zial wird in unsicheren Zeiten argwöh-
nisch betrachtet, Konformismus sowie 
Populismus gewinnen oftmals die Ober-
hand und lassen kaum Luft für Neues. 
Dabei benötigen wir frische Ideen heu-
te mehr denn je, um uns von destrukti-
ven Routinen zu befreien, neue Wege 
zu finden und gemeinsam zu begehen. 
Doch dazu braucht es Raum. Spielraum. 
Gedanklichen und finanziellen.

Für die Schaffung gedanklicher Frei-
räume ist die Kommune prädestiniert, 
um Menschen zu beteiligen, sie zu hö-
ren und zu sehen. Denn Kulturpolitik 
wird konkret vor Ort. Doch weitere He
rausforderungen wie die Kostenexplo-
sion im konsumtiven und investiven 
Bereich bei gleichzeitig prekären Haus-
haltslagen erschweren die Initiierung 
neuer »freiwilliger« und visionärer Pro-
jekte. Der Fokus liegt auf dem Erhalt der 
kulturellen Infrastruktur. Nicht nur im 

baulichen Bereich. Durch den Wegfall 
ehrenamtlicher Strukturen, unter an-
derem aufgrund eines nicht gelunge-
nen Generationenwechsels, kommt es 
zu einem kaum steuerbaren Aufwuchs 
zusätzlicher neuer Aufgaben, die in 

Konkurrenz treten zu den sich stetig 
mehrenden Aufgaben der Kulturver-
waltung und nicht selten von dieser ei-
genständig kompensiert werden müs-
sen. Der Kampf um Ressourcen führt 
dazu, dass sich viele auf die Wahrung 
ihrer Eigeninteressen zurückziehen, an-
stelle das große Ganze zu sehen. 

Ein Lösungsansatz könnte eine zweck-
bestimmte »Kulturpauschale« sein, zur 
Verfügung gestellt durch den Bund, die 
Kommunen unabhängig von klammen 
Haushalten und eingrenzenden För-
derzwängen einsetzen können, die-
se Wege zusammen mit der Stadtge-
sellschaft zum Beispiel in einem Bürg-
erpanel zu finden. Mit zur Verfügung 
gestellten einem Euro pro Einwoh-
nerin und Einwohner könnten so die 
Kommunen basisdemokratisch diese 
Denkprozesse organisieren und frei 
von Zwängen mit Ideen und Projek-
ten experimentieren. Die Ergebnis-
se könnten so, als Sachbericht do-
kumentiert, als eine Art Grassroot-
Beratungsleistung in die Gestaltung 
der allgemeinen Kulturpolitik einflie-
ßen. Unabhängig von teilweise abge-
hobenen kulturpolitischen Diskussi-
onen, oftmals von Leuchtturmpolitik 
geprägten Förderkulissen oder über-
bordender Einflussnahme der Politik.

Damit wir gemeinsam das unbestrit-
tene Potenzial der Kultur als Kitt der 
Gesellschaft frisch, fröhlich und frei 
für die Gesellschaft mit klaren Ansa-
gen für ein gemeinsames Handeln neu 
entdecken.

Regina Stieler-Hinz ist Bürgermeisterin 
und Beigeordnete für Kultur, Schule, 
Sport der Landeshauptstadt Magdeburg

Marburg
THOMAS SPIES

Zwischen Freiraum und  
Nachhaltigkeit

Marburgs Kulturszene ist jung, dyna-
misch und frei. Das bedeutet für die kul-
turelle Grundversorgung vor allem För-
derung; das ist maßgeblich für das kul-
turpolitische Handeln. Einerseits führt 
dies zu einer bemerkenswerten Veran-
staltungsvielfalt, bürgerschaftlichem 
Engagement und kultureller Teilhabe; 
andererseits bringt es unerwünsch-
te Nebeneffekte mit sich: Wir erleben 
Selbstausbeutung durch unbezahlte Ar-
beit, fehlende soziale Absicherung und 
spontan wachsende Infrastrukturen. 

Nachhaltige Kultur

Das ist der Grund, warum die Univer
sitätsstadt Marburg in den kommenden 
Jahren eine Kulturentwicklung der Ver-
stetigung und Nachhaltigkeit zum Ziel 
hat: Ökologische, ökonomische und so-
ziale Ziele dienen als Richtschnur für 
das kulturpolitische Handeln. Nach und 
nach sollen zusammen mit dem Kul-
turbetrieb richtungsweisende, an den 
UN-Zielen für nachhaltige Entwicklung 
ausgerichtete Förderprogramme ent-
worfen werden.

Ökologisch

2019 wurde der Klimanotstand aus-
gerufen. Die rege Teilnahme an der 
Konferenz zur kulturellen Nachhal-
tigkeit hat 2023 gezeigt, wie wich-
tig in Marburg Klimaschutzmaßnah-
men sind. Beispielhaft sei der Kultur-
laden KFZ genannt, der von RENN.west 
für die Veranstaltungsreihe nachhal-
tig@KFZ 2023 ausgezeichnet wurde. 
Das soziokulturelle Zentrum beginnt 
gerade mit einer Klimabilanzierung, 
die vom Öko-Institut im Rahmen von 
Culture4Climate begleitet und von der 
Kulturpolitischen Gesellschaft als eines 
von 28 »Next Practice«-Beispielen ge-
führt wird. Die Universitätsstadt Mar-
burg wird solches Engagement in Zu-
kunft noch stärker unterstützen.

Ökonomisch

Auch die Infrastrukturen sollen bes-
ser abgesichert werden: Das Pilotpro-
jekt »Waggonhalle« lotet aus, welche 
Grundfinanzierung nötig ist, um im 
Kulturbetrieb auch in Krisen tarifge-
rechte Löhne und den Spielbetrieb zu 
sichern. Die Ergebnisse sollen beispiel-
haft für die institutionelle Förderung 
größerer freier Kulturbetriebe werden. 
Für Kulturschaffende und Soloselbst-
ständige der Kultur- und Kreativwirt-
schaft werden dazu Förderprogramme 
für Ausstellungshonorare, Arbeits
stipendien und Beratungsstrukturen 
weitergedacht.

Sozial

Teilhabe ist ein großes Ziel der Stadt. 
Am Aktionsplan zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention betei-
ligten sich viele Marburger. Auch Ge-
schlechtergerechtigkeit und Diversität 
bleiben im Fokus: Die Weiterentwick-
lung von Genderbudgeting soll etwa 
dafür sorgen, den Kulturhaushalt fair-
zu-teilen, und zum paritätischen Boo-
king anreizen.

Kultur- und Freiräume schaffen

Die besondere Topografie Marburgs er-
zwingt geradezu einen achtsamen Um-
gang mit den Räumen. In Zukunft muss 
anders über Raumnutzung nachgedacht 
werden: Vorhandenes wird durch Aus-
lastungen, Mehrfachnutzungen oder 
Leerstandbespielung effektiver genutzt; 
Neues muss erdacht werden: Ein Kul-
turraumentwicklungsplan soll in den 
nächsten Jahren helfen, zukunftsfähi-
ge Raumkonzepte für einen Theater-
neubau, ein Haus der Musik und die 
Gestaltung der Museumslandschaft 
zu schaffen. 

So bleibt Marburg bunt, vielseitig und 
kreativ!

Thomas Spies ist Oberbürgermeister 
und Kulturdezernent der  
Universitätsstadt MarburgDer Hochzeitsturm auf der Mathildenhöhe in der Wissenschaftsstadt Darmstadt, Hessen
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Neubrandenburg
SILVIO WITT

D ie Vier-Tore-Stadt Neubran-
denburg liegt auf halbem 
Wege zwischen Berlin und der 

Ostsee und ist die Kreisstadt des flä-
chenmäßig größten Landkreises der 
Bundesrepublik. Als drittgrößte Stadt 
Mecklenburg-Vorpommerns und auf-
grund ihrer zentralen Lage und Größe 
bildet sie das wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Zentrum im Osten un-
seres Bundeslandes. Neben der kultu-
rellen Grundversorgung hält das 1248 
am Fuße des malerischen Tollensesees 
gegründete Neubrandenburg mit Mu-
seen, Bibliothek, Theater und Orches-
ter ein vielfältiges Angebot vor: Kino, 
Tanzangebote, Konzerte, Literaturver-
eine und soziokulturelle Aktivitäten 
sind dafür nur einige Beispiele. Kul-
tur- und Kreativwirtschaft sind in Neu-
brandenburg elementare Bestandtei-
le der zielgerichteten Weiterentwick-
lung unseres urbanen Raumes. Die Er-
kenntnis, dass wirtschaftlicher Erfolg 
und damit einhergehend eine hohe 
Lebensqualität für die Einwohnerin-
nen und Einwohner die Grundlagen 
für eine nachhaltige, prosperierende 
Stadtentwicklung darstellen, schließt 
die Sicherung und Qualifizierung der 
sogenannten weichen Standortfakto-
ren, zu denen eine angemessene kultu-
relle Ausstattung gehört, mit ein. Trotz 
des großen Rückhalts in Verwaltung, 
Politik und Zivilgesellschaft können 
die wichtigsten kulturpolitischen He-
rausforderungen bis 2027 nicht nur 
auf einen Themenschwerpunkt he
runtergebrochen werden. Die Kultur-
verwaltung einer Stadt unserer Grö-
ßenordnung betrachtet immer den Ge-
samtkontext zwischen professionellen 
Angeboten innerhalb der städtischen 

Kultureinrichtungen, den geförderten 
freien Trägern, externen kommerzi-
ellen Anbietern und der freischaffen-
den Kulturszene. Schwerpunkte der Tä-
tigkeit bilden die Sicherung und der 
Ausbau eines breiten Kulturlebens mit 
ausgewogenen und barrierefreien An-
geboten unter Beachtung der gegebe-
nen finanziellen Rahmenbedingungen. 
Dabei sind Schlaglichter wie der demo-
grafische Wandel und der damit ver-
bundene Rückgang an qualifiziertem 
Personal für die Kulturarbeit und die 
zunehmende gesellschaftliche Verän-
derung hinsichtlich Medien- und Sozi-
alverhalten zu beachten. Gleichzeitig 
sind die Verminderung ungleicher Bil-
dungschancen und die Etablierung nie-
derschwelliger Zugänge zu Kulturan-
geboten zu befördern. Hier fungiert die 
Vier-Tore-Stadt als Vermittlerin, Unter-
stützerin und koordinierende Stelle für 
die Kreativwirtschaft.

Zukünftig wird es von besonde-
rer Bedeutung sein, sich noch stär-
ker für die lokale Szene hinsichtlich 
notwendiger Ko-Finanzierungen sei-
tens des Landes und des Bundes ein-
zusetzen. Ein Handlungsbedarf wird 
auch darin bestehen, Akteure zu ver-
netzen, neue Ideen gezielt zu unter-
stützen und selbst zu initiieren, um auf 
veränderte Bedarfe und offene Wün-
sche des Publikums einzugehen. Dies 
schließt schmerzhafte Aufgabenkri-
tik hinsichtlich abklingender Bedarfe 
nicht aus. Das fortlaufend breite Inte
resse der Gäste von nah und fern an 
unseren vielfältigen kulturellen An-
geboten stimmt dennoch optimis-
tisch, diesen Herausforderungen gut 
gewappnet begegnen zu können.

Silvio Witt ist Oberbürgermeister  
von Neubrandenburg

Oldenburg
JÜRGEN KROGMANN

D ie wichtigste Herausforde-
rung in den nächsten drei 
Jahren ist für die Stadt Ol-

denburg der Erhalt und die Wei-
terentwicklung unserer vielfälti-
gen kulturellen Infrastruktur sowie 
die Gewährleistung und Gestaltung 
von Vielfalt und Qualität der kultu-
rellen Angebote, um den chancen-
gleichen Zugang zu Kultur und Bil-
dung sicherzustellen und kulturelle 
Teilhabemöglichkeiten zu sichern. 
Dies vor dem Hintergrund der um-
fangreichen Aufgabenbereiche ei-
ner Kommunalverwaltung, den An-
forderungen aufgrund der Digitali-
sierung und Entwicklung der künst-
lichen Intelligenz sowie der sich 
verändernden gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und klimatischen  
Bedingungen. 
Als Oberbürgermeister und Kultur-
dezernent der Stadt Oldenburg ver-
stehe ich Kunst und Kultur als Refle-
xionsort und Impulsgeber für gesell-
schaftliche Entwicklungen mit einem 
großen Potenzial für eine lebens
werte, offene und gerechte Stadt
gesellschaft.

Die großen Schlagwörter aktuel-
ler kulturpolitischer Debatten und 
die damit verbundenen Themen wie 
Globalisierung, Digitalität, Individu-
alisierung, Diversität und demogra-
fischer Wandel sowie Nachhaltigkeit 
sind auch in Oldenburg relevant. 

Aus meiner Sicht bedeutet dies 
für die Stadt Oldenburg im Konkre-
ten, dass in den folgenden Jahren der 
Fokus darauf liegen muss, begrenzte 
Ressourcen zielgerichtet einzusetzen, 

um kulturelle Einrichtungen zu stär-
ken und Angebote zu ermöglichen. 
Kulturelle Angebote müssen so ge-
staltet sein, dass sie auf die Lebens-
wirklichkeiten der Einwohnerinnen 
und Einwohner treffen und diesen 
ermöglichen, aktiv daran teilzuhaben. 

Es ist erforderlich, eine Kulturstrate-
gie klug, im Sinne von pragmatisch 
und gleichzeitig zukunftsweisend, zu 
implementieren, um gesellschaftliche 
Diskussionen zu initiieren, zu beför-
dern und zu gestalten. 

Ich bin davon überzeugt, dass ein 
Thematisieren und Zur-Diskussion-
Stellen von Herausforderungen und 
aktuellen Themen uns resilient 
macht und darüber hinaus Kraft, Fan-
tasie und Freiheit gibt, um Zukunfts-
bilder gemeinsam zu entwickeln.

Jürgen Krogmann ist Oberbürger-
meister von Oldenburg

Die großen Schlag-
wörter aktueller  
kulturpolitischer De-
batten und die damit 
verbundenen Themen 
wie Globalisierung, 
Digitalität, Individu
alisierung, Diversität 
und demografischer 
Wandel sowie Nach-
haltigkeit sind auch 
in Oldenburg relevant

Münster
CORNELIA WILKENS

I n den nächsten Jahren steht die 
Gesellschaft und damit auch die 
Kulturpolitik vor vielen und 
vielfältigen Herausforderun-

gen; erwähnt seien der Fachkräfte-
mangel, der demografische Wandel 
oder der (zunehmende) Rechtsruck. 
Die Bewältigung des Kulturkampfes 
von rechts wird die Kulturinstitutio-
nen in besonderer Weise fordern. Die-
ser Kampf manifestiert sich in einer 
zunehmenden Polarisierung der Ge-
sellschaft und einer politischen Instru- 
mentalisierung von Kultur, die die kul-
turelle Vielfalt und die Freiheit der 
Kunst bedroht.

In den letzten Jahren haben rechts
populistische Bewegungen und Par-
teien in vielen Ländern an Einfluss ge-
wonnen. Mit ihrer konservativen und 
nationalistischen Agenda versuchen sie, 
die kulturelle Landschaft nach ihren 
Vorstellungen zu formen. Dies äußert 

sich in Forderungen nach einer »Leit-
kultur«, die oft auf homogene, traditi-
onelle Werte und Normen abzielt und 
eine Ablehnung von Diversität und kul-
tureller Pluralität impliziert. Eine der 
Haupttaktiken im Kulturkampf von 
rechts ist die Diskreditierung und Dif-
famierung von Künstlern und Künst-
lerinnen, Intellektuellen sowie Kul-
turinstitutionen, die als zu liberal oder 
links betrachtet werden. Dies geschieht 
durch gezielte Angriffe in den sozia-
len Medien, durch politische Druck-
ausübung und manchmal sogar durch 
Kürzungen öffentlicher Fördermittel. 
Solche Angriffe haben nicht nur direk-
te Auswirkungen auf Betroffene, son-
dern schaffen ein Klima der Selbstzen-
sur und der Einschränkung der künst-
lerischen Freiheit.

Die Herausforderung besteht da-
rin, die Unabhängigkeit und Vielfalt 
der Kultur zu verteidigen und (damit) 
gleichzeitig den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zu stärken. Dies erfor-
dert eine aktive Auseinandersetzung 
mit den Ideen und Argumenten der-
jenigen, die ein tradiertes Wertesys-
tem vorziehen, sowie eine klare Ver-
teidigung demokratischer Werte wie 
Meinungsfreiheit, Toleranz und kul-
turelle Offenheit.

Wichtig ist, dass die Zivilgesell-
schaft mit den Kulturschaffenden zu-
sammenarbeitet und solidarisch gegen 
den Kulturkampf von rechts eintritt. 
Nur durch gemeinsame Anstrengun-
gen und eine starke demokratische 
Mobilisierung können kulturelle Viel-
falt und die Freiheit der Kunst lang-
fristig gesichert und eine offene und 
pluralistische Gesellschaft bewahrt 
werden.

Kulturschaffende müssen sich bewusst 
sein, dass sie (auch) in einem politi-
schen Kontext agieren und bei ih-
rer Tätigkeit ihre Unabhängigkeit und 
Integrität verteidigen. Dies erfordert 

eine klare Positionierung gegen Dis-
kriminierung, Intoleranz und kultu-
relle Vereinnahmung sowie eine offe-
ne und transparente Kommunikation 
mit der Öffentlichkeit über ihre Arbeit 
und Werte.

Kulturpolitik und -förderung soll-
ten daher darauf abzielen, die Zugäng-
lichkeit von Kunst und Kultur für alle 
Bevölkerungsgruppen zu verbessern. 
Eine gezielte Förderung von Projekten 
und Initiativen soll die Vielfalt und 
Pluralität der Gesellschaft widerspie-
geln und eine Sensibilisierung für die 
Bedeutung von Kultur als Motor für 
sozialen Zusammenhalt und gesell-
schaftliche Integration bewirken.

Cornelia Wilkens ist Beigeordnete  
für Soziales und Kultur bei der Stadt 
Münster

Der Kulturkampf von 
rechts manifestiert 
sich in einer zuneh-
menden Polarisierung 
der Gesellschaft und 
einer politischen In
strumentalisierung 
von Kultur, die die kul-
turelle Vielfalt und  
die Freiheit der Kunst 
bedroht

Wichtig ist, dass die 
Zivilgesellschaft mit 
den Kulturschaffen-
den zusammenarbeitet 
und solidarisch gegen 
den Kulturkampf von 
rechts eintritt

Konzertkirche der Stadt Neubrandenburg in Mecklenburg-Vorpommern
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Dem Anspruch »Kultur 
für alle« begegnet 
Saarbrücken mit  
einer breiten Palette 
kostenfreier Angebote 
und einem umfassen-
den »Netzwerk kultu-
relle Bildung«

Mitten in der Stadt 
und in Sichtweite 
des früheren Stadt-
hafens wird in den 
kommenden vier 
Jahren ein architek-
tonischer Hingucker 
entstehen, der die 
Stadtsilhouette be-
eindruckend ergänzt

Stelzenläufer bei der »Langen Nacht der Kultur« in Bremerhaven, Bremen 
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Regensburg
WOLFGANG DERSCH

W ir leben in einer Ära des ra-
dikalen Wandels, die offen-
bart, wo die zukünftigen He-

rausforderungen für Kommunen nicht 
nur gesellschaftlich, sondern auch kul-
turpolitisch liegen: Digitalisierung und 
künstliche Intelligenz, Green Culture, 
faire Honorare, Globalisierung oder Mi-
gration lauten auch in Regensburg die 
Schlagworte in einer Welt komplexer 
Abhängigkeiten, die sich verschränken, 
überlagern und akzelerieren.

Darüber hinaus steht insbesondere 
hier in der UNESCO-Weltkulturerbe
stadt die Entwicklung und Ertüchti-
gung sanierungsbedürftiger Kultur-
immobilien im Vordergrund. Eine da-
von ist das Velodrom, die bislang größ-
te Spielstätte des Theater Regensburg 
mit rund 600 Plätzen, das jedoch aus 
sicherheitsrelevanten Gründen be-
reits 2021 geschlossen werden muss-
te. Gerade mit der Erhebung zum bay-
erischen Staatstheater zur Spielzeit 
2025/2026 benötigt das Fünf-Sparten-

Haus neben der Hauptbühne am Bis-
marckplatz einen zusätzlichen Auf-
führungsort für größere Produktionen. 
Bei den komplexen Abstimmungspro-
zessen, die mit dem Bauen im histo-
rischen Bestand verbunden sind, zäh-
len Denkmalschutz und Kostenstruktur 
zu den entscheidenden Protagonisten.

Auch das Historische Museum sieht 
sich mit diesen Schwierigkeiten kon-
frontiert, wenn es um die dringend er-
forderliche Instandsetzung des weitläu-
figen Gebäudekomplexes geht, die zu-
nächst eine inhaltliche Neuausrichtung 
des Hauses voraussetzt. Neben der zen-
tralen Frage der Finanzierung stellt die 
Implementierung von partizipativen 
Beteiligungsformaten in diesem integ-
rativen Prozess eine komplexe Aufgabe 
dar. Zudem wird die meistbesuchte Kul-
tureinrichtung der Stadt, das Besucher-
zentrum Welterbe, mit Blick auf den 
Donaulimes als zweiter UNESCO-Titel 
neu konzipiert und im Zuge dessen bau-
lich saniert. Und nicht zuletzt fehlt Re-
gensburg mit knapp 180.000 Einwoh-
nenden eine zeitgemäße Konzert- und 

Kunsthalle, die als kulturelles Leucht-
turmprojekt in den gesamten ostbaye-
rischen Raum ausstrahlt.

In Summe setzen allein die hier le-
diglich exemplarisch genannten Kul-
turbauten den ohnehin angespannten 
Haushalt unter Druck. Als wachsende 
Stadt muss Regensburg jedoch vielen 
Erfordernissen und Erwartungen einer 
zunehmend diversen Stadtgesellschaft 
gerecht werden, sodass die kommuna-
len Bauaufgaben verschiedener Funkti-
onalitäten und Nutzungen – von Kultur 
über Bildung bis hin zur Infrastruktur – 
angesichts begrenzter Ressourcen mit-
einander konkurrieren. Aber auch da
rüber hinaus wird sich die Kultur immer 
wieder als wichtiger Standortfaktor be-
weisen müssen, damit ihre freiwilligen 
Leistungen nicht nur zur Pflichtaufga-
be werden, sondern sich in einer jun-
gen dynamischen Stadt mit kreativem 
Potenzial entsprechend der Ansprüche 
und Bedarfe weiterentwickeln.

Wolfgang Dersch ist seit 2019 Kultur-
referent der Stadt Regensburg

Rostock
EVA-MARIA KRÖGER

O bwohl Rostock zu den 
kleineren Großstädten 
in Deutschland gehört, so 
werden hier doch zahlrei-

che kulturelle Ausrufezeichen gesetzt, 
die weit über die Stadtgrenzen hin-
aus und auch bis in den Ostseeraum 
strahlen.

Erst vor wenigen Tagen konnten wir 
den offiziellen Spatenstich für den 
Neubau unseres Volkstheaters feiern. 
Mitten in der Stadt und in Sichtwei-
te des früheren Stadthafens wird in 
den kommenden vier Jahren ein ar-
chitektonischer Hingucker entste-
hen, der die Stadtsilhouette beein-
druckend ergänzt. Acht Jahrzehnte 
nach der Zerstörung des repräsenta-
tiven Theaterbaus während des Zwei-
ten Weltkriegs hat die Zeit der Thea-
ter-Provisorien damit ein Ende und 
Rostock bekommt endlich wieder ein 
den Künsten angemessenes Gebäu-
de. Der Bau ist zugleich auch ein Ver-
sprechen, die Traditionen eines deut-
schen Stadttheaters mit vier Sparten 
in Rostock fortzuschreiben.

Kultur braucht unsere Unterstüt-
zung. Trotz schwieriger Haushalts-
lage wurden die Mittel für die ande-
ren Kulturbereiche in unserer Stadt 
aufgestockt, um ein breites und viel-
fältiges Angebot zu ermöglichen. So 
gibt es hier eine durchaus bunte freie 
Kulturszene, die auch in den unter-
schiedlichen Stadtteilen wichtige Ak-
zente setzt. Wir als Kommune sind 
dabei gefordert, Rahmenbedingun-
gen für ihre Sichtbarkeit zu gewähr-
leisten und Planungssicherheit zu 
ermöglichen.

Zu Rostock als Kulturstadt ge-
hören auch mehrere Museen mit 
kulturhistorischen und maritimen 
Schwerpunkten, eine renommierte 

Hochschule für Musik und Theater 
sowie zwei Musikschulen. Die Kunst-
halle Rostock, einziger Museums
neubau der DDR, wurde durch gro-
ßes Engagement aus der Stadtgesell-
schaft heraus Anfang der 2000er Jah-
re gerettet und erstrahlt heute nicht 
nur baulich in neuem Glanz. Und 
mit dem Archäologischen Landes-
museum wird am Rostocker Stadt-
hafen, nur wenige Hundert Meter 
vom künftigen Theater entfernt, ein 
ganz neues Museum entstehen, das 
die Zeugnisse der Ur- und Frühge-
schichte Mecklenburgs und Vorpom-
merns in Szene setzt. 

Kultur braucht Sicherheit. Um die 
kulturelle Entwicklung in der Stadt 
nachhaltig zu gewährleisten und zu 
gestalten, haben wir in diesem Jahr 
einen Beteiligungsprozess mit vie-
len Kulturschaffenden und zahlrei-
chen Vertreterinnen und Vertretern 
der Stadtgesellschaft begonnen. Ziel 
ist ein verbindlicher Kulturentwick-
lungsplan, der Planungssicherheit für 
Kulturprojekte bietet und eine aus-
kömmliche Kulturfinanzierung dau-
erhaft sichert.

Als Kommunalpolitik und als Stadt-
verwaltung sind wir gut beraten, auf 
die Signale der Menschen zu hö-
ren, die Kultur erst möglich machen. 
Denn Kultur ist Können und Kreati-
vität, Kultur braucht Freiheit und Un-
abhängigkeit. Wenn wir unsere Stadt 
als lebendigen Kulturraum weiter-
entwickeln wollen, dann geht das nur 
gemeinsam. Wir alle bestimmen den 
kulturvollfen Umgang in unserer Ge-
meinschaft! Ich bin sehr zuversicht-
lich, dass uns das auch in den kom-
menden Jahren gelingt! 

Eva-Maria Kröger ist seit Februar 
2023 Oberbürgermeisterin der Hanse- 
und Universitätsstadt Rostock

Saarbrücken 
SABINE DENGEL

D ie Landeshauptstadt Saar-
brücken steht in mancher 
Hinsicht vor ähnlichen kul-
turpolitischen Herausforde-

rungen wie vergleichbare andere Groß-
städte, wozu unter anderem der Fach-
kräftemangel sowie Preissteigerungen 
von bis zu 40 Prozent für Kulturveran-
staltungen gehören. Saarbrücken hat 
aber das Glück, dass sich Politik und 
Stadtverwaltung diesen Herausforde-
rungen gemeinsam und engagiert stel-
len, auch wenn das für eine Haushalts-
notstandskommune bedeutet, erheb-
liche Mehrsummen in die Zukunft der 
Saarbrücker Leuchttürme wie das Film-
festival Max Ophüls Preis investieren 
zu müssen. Zahlreiche andere Formate 
verschiedenster Träger mit Strahlkraft 
in die Region warten noch auf zukunfts-
fähige Finanzierungen. Dem Anspruch 

»Kultur für alle« gerecht zu werden, be-
gegnet Saarbrücken mit einer breiten 
Palette kostenfreier Angebote und ei-
nem alle Kultur- und Bildungsinstitu-
tionen umfassenden »Netzwerk kultu-
relle Bildung«, das durch enge Koope-
ration und kurze Wege manche Finanz-
lücke kompensiert. Trotz Anstiegs des 
Kulturhaushalts in den letzten drei Jah-
ren kann dringenden Notwendigkeiten 
wie z. B. einer auskömmlichen Förde-
rung der freien Szenen oder einer kli-
magerechten Sanierung historischer 
Kulturimmobilien nicht immer zufrie-
denstellend entsprochen werden. Zu-
kunftsorientierte Kulturpolitik in Saar-
brücken erzwingt das Setzen von Prio-
ritäten. Gelungen ist es beispielsweise, 
entscheidende Schritte in Richtung di-
gitaler Langzeitarchivierung der Doku-
mente des Stadtarchivs zu gehen und 
hochwertige digitale Rechercheange-
bote wie ein jüdisches Gedenkbuch zu 

erarbeiten. Daneben werden gemein-
sam mit Initiativen aus der Bevölke-
rung Erinnerungs- und Mahnmalpro-
jekte umgesetzt, die nicht nur einem 
hohen künstlerischen Anspruch genü-

gen, sondern auch dem Desiderat einer 
Beteiligung der Betroffenen folgen. Kul-
turpolitik in Saarbrücken ist dort be-
sonders erfolgreich, wo sie sich mit bil-
dungspolitischen Zielen verbinden und 

Modellprojekte umsetzen kann, wie das 
der »Bildungswerkstatt Kirchberg«, ei-
nem Quartiersbildungszentrum in ei-
nem Ankommensstadtteil. Dieses Zen-
trum ermöglicht es Bürgerinnen, Bür-
gern und Gruppen unterschiedlicher 
Communities, eigene transkulturelle 
Bildungsprojekte zu erproben. Höchstes 
Potenzial liegt in der Zusammenarbeit 
mit den verschiedenen Partnern in der 
Grande Region. Insbesondere deutsch-
französische Kultur- und Bildungspro-
jekte sind herausfordernd und zeich-
nen sich durch eine starke Verschieden-
heit von Strukturen und Denkweisen 
aus, bringen aber nicht selten nie Da-
gewesenes hervor. Unlängst finalisiert 
wurde eine mit dem Gemeindeverband 
Sarreguemines Confluences gemeinsam 
konzipierte bilinguale Crèche/Kinder-
krippe, die auf den Fundamenten zwei-
er frühkindlicher Bildungssysteme mit 
einem deutsch-französischen Team in 

puncto Pädagogik und Sprachförderung 
völlig neue Wege betritt. Ebenso geför-
dert mit Interreg-Mitteln fährt der Bi-
Bus, der vollelektrische Bücherbus der 
Stadtbibliothek und ihrer französischen 
Partner, die Grundschulen im Eurodist-
rikt SaarMoselle an. Die Intensivierung 
der deutsch-französischen Zusammen-
arbeit als eine der wichtigsten kultur-
politischen Herausforderungen hat für 
Saarbrücken eine europäische gesell-
schaftspolitische Dimension: Die Al-
ternativen, eine pulsierende Stadt in 
der Mitte Europas oder eine provinzi-
ell geprägte Stadt am Rande Deutsch-
lands zu sein, sind auch abhängig von 
Wahlausgängen in Europa, die demo-
kratische Akteure als künftige Koopera-
tionspartner an den Start bringen. 

Sabine Dengel ist Dezernentin für 
Bildung, Kultur und Jugend der Landes-
hauptstadt Saarbrücken

Um die kulturelle 
Entwicklung nach-
haltig zu gewährleis-
ten, haben wir einen 
Beteiligungsprozess 
mit vielen Kultur-
schaffenden und 
zahlreichen Vertrete-
rinnen und Vertretern 
der Stadtgesellschaft 
begonnen
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Opening-Night der Theatertage Rheinland-Pfalz 2024 im Theater Trier
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Es macht Sinn, sich 
zu vergegenwärti-
gen, wie klug die Vä-
ter und Mütter des 
Grundgesetzes in ge-
nau diesem Kontext 
und Klima ausgerech-
net die Kunstfreiheit 
als hohes Gut der 
neuen Gesellschaft 
im Grundgesetz ver-
ankert haben

Trier
MARKUS NÖHL

B unter, vielfältiger und diver-
ser: So entwickelt sich unsere 
Gesellschaft. Die zunehmen-
de Individualisierung unserer 

Gesellschaft, die globalisierte Welt und 
Migration, aber auch die politische Di-
versifizierung tragen dazu bei, dass sich 
unser Gemeinwesen immer dynamischer 
entwickelt. Das hat massive Auswirkun-
gen auf unsere Kulturinstitutionen und 
Kulturschaffenden. Denn so differenziert 
unsere Gesellschaft ist, so verschieden 
ist auch das Publikum. 

Die Geschwindigkeit der Veränderung 
schlägt somit direkt auf die Arbeitswei-
se der Kultur zurück. Selten war der Ver-
änderungsdruck so hoch, weiterhin die 
Breite der Gesellschaft zu erreichen. Und 
genau hiervon leitet sich auch die gesell-
schaftliche Relevanz der Kulturträger ab. 
Somit wird die Anpassung an das sich 
ändernde Publikum auch ein Auftrag, 
den Stellenwert in unserer Gesellschaft 
zu bewahren und unter Umständen so-
gar zu steigern. Denn Kunst und Kul-
tur können viel leisten: Identität spen-
den, Gemeinschaft herstellen, Werte 

vermitteln, Fragen aufwerfen. Doch für 
diesen Mehrwert müssen sie die Men-
schen erreichen. Was tun, sprach Zeus?

Zunächst einmal muss das Angebot 
differenziert werden. Kulturinstitutio-
nen müssen einen breiten Fächer von 
Angeboten bedienen. Klassische Ange-
bote müssen mit modernen, zeitgenös-
sischen Formen verbunden werden. Ex-
perimente gehören genauso dazu, wie 
bestehende Seh- und Hörgewohnhei-
ten zu bedienen. Insbesondere der kul-
turellen Bildung kommt wachsender 
Stellenwert zu. Nicht nur Kinder und 
Jugendliche müssen an die Kunst, Kul-
tur und ihre Institutionen herangeführt 
werden, auch Menschen, die bisher we-
nig Kontakt hatten, brauchen eine Be-
gleitung beim Abenteuer Kultur. Da-
bei zeichnet sich ab, dass insbesonde-
re dezentrale Angebote in der kultu-
rellen Bildung von Erfolg gekrönt sind. 
Die Kulturinstitutionen müssen raus-
gehen und vor Ort im Quartier mit den 
Menschen arbeiten.

Kooperationen kommt zunehmend 
mehr Bedeutung zu. Kultur braucht 
Bündnispartner in der Gesellschaft, um 
neue Zielgruppen anzusprechen. Einen 

Opernabend mit Bizets »Carmen« zu-
sammen mit dem Frauenhaus zu ge-
stalten, eine Podiumsdiskussion oder 
gemeinsame Stückbesprechungen an-
zubieten, eröffnet nicht nur neue Per
spektiven, sondern kann weitere Perso-
nengruppen ansprechen, die nun auch 
im Theater ihre Heimat finden. Um hier 
nur ein Beispiel zu nennen. Schulen, ge-
meinwesensorientierte Akteure, soziale 
Träger und Initiativen sind dabei zentra-
le Ansprechpartnerinnen und -partner.

Doch diese große Herausforderung 
ist nicht zum Nulltarif zu haben. Unsere 
Kulturschaffenden und -institutionen 
leisten bereits viel. Doch kulturelle Bil-
dungsprogramme, dezentrale Angebote 
und Kooperationen brauchen zusätzli-
che Ressourcen. 

Gelingt es, die Kulturinstitutionen 
zu öffnen, die Kulturschaffenden brei-
ter aufzustellen, kann die Kultur eine 
entscheidende Rolle übernehmen. In 
einer Welt, die immer unübersichtlicher 
wird, kann sie Orientierung geben. Das 
brauchen wir heute mehr als je zuvor.

Markus Nöhl ist Kulturdezernent  
der Stadt Trier

Würzburg
ACHIM KÖNNEKE

I mmer öfter sehe ich mich ge-
nötigt, in kulturpolitischen 
Debatten Theodor W. Adornos 
Credo aus dem Jahr 1951 aus-

zurufen: »Aufgabe von Kunst heute 
ist es, Chaos in die Ordnung zu brin-
gen.« Die allumfassende Instrumen-
talisierung und Gleichschaltung der 

Künste im Nationalsozialismus auf 
uneingeschränkt affirmative »Sys-
temrelevanz« war bei den meisten 
Deutschen kurz nach dem zweiten 
verlorenen Weltkrieg noch stark ver-
innerlicht. »Freiheitliche und libera-
le Demokratie« war nicht mehr als 
ein rudimentäres Projekt eines ex-
perimentellen Gesellschaft-Narrativs. 
Gerade mal im Konjunktiv wurde von 
Wenigen unser heutiges Verständnis 
einer offenen Gesellschaft in einem 
vereinten Europa imaginiert. 

Es macht Sinn, sich zu vergegen-
wärtigen, wie klug und weitsichtig 
die »Väter und Mütter des Grund-
gesetzes« in genau diesem Kontext 
und Klima ausgerechnet die »Kunst-
freiheit« als hohes Gut der neuen 
Gesellschaft im Grundgesetz veran-
kert haben: als unbedingten Schutz 
der Kunst vor staatlicher Bevormun-
dung, Lenkung und Zensur und zu-
gleich als Verpflichtung des Staates, 
diese Freiheit aktiv zu befördern und 
zu schützen.

Nach Jahren systematischer ideo-
logischer Vereinnahmungsversuche 
der Kultur seitens der ausgrenzenden 
AfD und anderer extremistischer Het-
zer haben sich die Toleranzgrenzen 
heute auch auf kommunaler Ebene 
deutlich verschoben. Das Gift wirkt! 
Mit viel »Ja, aber« werden hart erar-
beitete Freiheiten relativiert, wer-
den vom Kulturbereich wieder Vor-
bildcharakter, staatsnahe Haltungen 

und untadeliges Sozialverhalten von 
Kunstakteuren eingefordert und Mög-
lichkeitsräume der Kunst verengt. 
Achtsamkeit schlägt immer öfter in 
Angst um. Selbstzensur in Kultur
einrichtungen ist längst Alltag. Statt 
die wichtigen Freiheitsräume der 
Kunst auch für Verstörendes und Un-
bequemes vehement zu verteidigen, 
werden Künstlerinnen und Künstler 
und ihre Werke immer ängstlicher auf 
etwaige Irritationspotenziale durch-
leuchtet und im Zweifel in Quaran-
täne geschickt. Verkehrte Welt. All
umfassende Triggerwarnungen sind 
nur das satirische Sinnbild dieser frag-
würdigen Verschiebungen. 

Die Angst, angreifbar zu werden 
in einer immer weniger differen-
zierenden und immer weniger zum 
Diskurs fähigen polarisierten Ge-
sellschaft, zeugt von wenig Vertrau-
en in das, was unsere Kunst und un-
sere offene Gesellschaft aushalten 
können müsste: Perspektivenviel-
falt und Kontroverse. Demokratie lebt 
von Respekt, Streit und Diskurs. Ich 
wage zu bezweifeln, dass die aktu-
ellen Verirrungen mit ihren zuneh-
menden Haltungs-Verordnungen den 
Geist unseres Grundgesetzes noch 
überzeugend spiegeln. Aber wo bleibt 
der Aufschrei! 

Der Grad der Kunst-, Meinungs- und 
Pressefreiheit ist der Lackmustest 
der Verfasstheit unserer Demokra-
tie. Deren schleichende Vergiftung 
zu stoppen, wird leider eine zentra-
le auch kulturpolitische Herausfor-
derung bleiben.

Achim Könneke ist bis Juni 2024 
berufsmäßiger Stadtrat und Referent 
für Kultur und Tourismus der  
Stadt Würzburg, 1. Vorsitzender  
des Vereins »STADTKULTUR – 
Netzwerk Bayerischer Städte«

Zwickau
SEBASTIAN LASCH

W enn es die Stadt Zwickau in 
die Schlagzeilen der über-
regionalen Presse schafft, 

dann hat das leider selten einen positi-
ven Hintergrund. So auch im Juli 2023, 
als auf spiegel.de zu lesen war: »The-
ater Plauen-Zwickau wehrt sich gegen 
Genderverbot«. Vorangegangen war ein 
Antrag der AfD-Fraktion im Zwickauer 
Stadtrat, der den Unternehmen der Stadt 

− zu denen das Theater zählt − den Ge-
brauch geschlechtersensibler Sprache 
mit Binnen-I, Asterisken und Ähnlichem 
verbietet. Die Debatte im Stadtrat zu die-
sem Antrag, der sich explizit gegen eine 
entsprechende Praxis des Theaters rich-
tete, war geprägt von den tiefen iden-
titätspolitischen Gräben unserer Zeit. 
Schließlich fand sich eine breite Mehr-
heit für das sogenannte »Genderverbot«, 
die von rechtspopulistischen Kräften bis 
weit hinein in eine konservativ grundier-
te bürgerliche Mitte reichte. 

Dieser Sachverhalt wirft zugleich ein 
Schlaglicht auf die kulturpolitische Lage 
in Sachsen. Eine sehr heterogene Mehr-
heit sowohl der politischen Akteure als 

auch der Bürgerinnen und Bürger emp-
findet kulturelle Experimente und Pro-
vokationen oftmals als »geschmacklos«. 
Kunst hat in dieser Wahrnehmung der 
»Mehrheitsgesellschaft« zu gefallen und 
nicht »Minderheitenpositionen« zu be-
tonen. Diese politische Lage droht sich 
nach den Kommunalwahlen im Juni und 
der Landtagswahl im September noch 
zu verschärfen. Meinungsumfragen 
prognostizieren eine Mehrheit für eine 
rechts- und eine linkspopulistische Par-
tei und damit eine Minderheitenpositi-
on für die Parteien der demokratischen 
Mitte. In dieser politisch schwierigen 
Lage treten nun die Kostensteigerun-
gen insbesondere für das Personal so-
wie die Finanzierungslücken öffentlich 
geförderter Kultur in Sachsen auf die 
Agenda – dringender und drastischer als 
ohnehin schon. Es wird in den nächsten 
Monaten in Zwickau, in vielen anderen 
Städten und in Sachsen insgesamt über 
die öffentliche Finanzierung von Kultur 
zu diskutieren und zu entscheiden sein. 
Bei einigen politischen Akteuren ste-
hen die Zeichen dabei ganz klar auf das 
»Defunding« einer als missliebig wahr-
genommen Kunstszene. 

Die wichtigste kulturpolitische He
rausforderung der nächsten Jahre, über 
die hier zu schreiben ich eingeladen 
wurde, ist − so pathetisch es klingen 
mag − die Bewahrung der Kunstfreiheit. 

Es kann an dieser Stelle hilfreich 
sein, an den Leitsatz des Mephisto-
Urteils des Bundesverfassungsgerich-
tes aus dem Jahr 1971 zu erinnern: 
»Sinn und Aufgabe des Grundrechts 
aus Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG ist es vor 
allem, die auf der Eigengesetzlichkeit 
der Kunst beruhenden, von ästheti-
schen Rücksichten bestimmten Pro-
zesse, Verhaltensweisen und Entschei-
dungen von jeglicher Ingerenz öffent-
licher Gewalt freizuhalten.« 

Zu einer freiheitlichen Gesellschaft 
gehört eine freie Kunst. Beides steht 
in Zwickau und in Sachsen in diesem 
Jahr 2024 auf dem Spiel. 

Sebastian Lasch verantwortet als  
Bürgermeister für Finanzen und 
Ordnung in der Stadt Zwickau auch  
den Bereich Kultur. Zudem ist er Mit-
glied der Aufsichtsräte des Theaters 
Plauen-Zwickau, des Puppentheaters 
Zwickau und der Kultour Z. GmbH

Statt die wichtigen 
Freiheitsräume der 
Kunst vehement zu 
verteidigen, werden 
Künstlerinnen und 
Künstler und ihre 
Werke immer ängst-
licher auf etwaige 
Irritationspotenziale 
durchleuchtet und  
im Zweifel in Quaran-
täne geschickt 
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LAWROWS TRÄUME

Berlin: Der Streamingdienst Spotify 
versammelte die Musikbranche zum 
täglichen All Music Friday vor rund 
19 Gästen in die Berliner Borchardt-
Kneipe: Mit dem Event wolle Spotify 
über die Zukunft der Musikindustrie 
debattieren und neue Impulse setzen  
 – im Fokus standen dabei Themen 
wie Streamingvergütung, Playlisten 
oder die Wiederbelebung von Kata-
logtiteln. Fono-Oberlobbyist Traniel 
Drüsendieb lobte das TikTok-Vorge-
hen – bis auf eine kleine Ausnahme: 
»Die paar Peanuts, die noch an soge-
nannte Künstler (Interpreten, Kom-
ponisten) gehen, sollten der darben-
den Industrie auch noch für drin-
gend nötige Event-Zwecke zufließen. 
Prost.« Und trank aus seinem Halb-
liter-Cola-Glas einen satten Schluck 
Pinot Noir 1945 Romanée-Conti.

Magdeburg: Sachsen-Anhalts Staats-, 
Kultur- und Europaminister Rainer 
Robra (CDU) hält am 1. Mai im Land-
tag eine Regierungserklärung mit dem 
Titel »Sachsen-Anhalt wählt ein star-
kes Europa!«. Er richtet sich damit an 
die wahlberechtigten Menschen in 
Sachsen-Anhalt, die aufgerufen sind, 
am 9. Juni 2024 ihre Stimme bei der 
Europawahl abzugeben. Dazu Robra: 
»Als Boss in allen wichtigen Ressorts 

sage ich Euch: Wählt mich wieder, 
dann spart Ihr viel Geld. Wer mich 
nicht wählt, wird landesgesetzlich 
verpflichtet, im Dienste der Freund-
schaft zu Sachsen zehn sächsische 
Halloren, gefüllt mit Wasabi, plus 
zehn Portionen ›Kötel mit Lehm und 
Stroh‹ (frisch vom Feld) innerhalb ei-
ner Viertelstunde runterzuwürgen, 
geölt mithilfe eines Liters Pissko
sher Vodka.«

Istanbul: Ein 60 Kilo schwerer und 
tiefgefrorener Dönerspieß – eine sol-
che Fracht dürfte noch nie an Bord 
einer deutschen Präsidentenmaschi-
ne gewesen sein. Als Bundespräsi-
dent Frank-Walter Steinmeier mit ei-
nem Airbus A350 der Flugbereitschaft 
der Bundeswehr in Istanbul landete, 
brachte er genau das mit – und den 
dazugehörenden Imbissbudenbe-
sitzer. Beide wollen so in der Türkei 
für eine deutsche Spezialität wer-
ben und die von Freundschaft domi-
nierten Beziehungen verdeutlichen. 
Der Döner besteht zu hundert Pro-
zent aus echt westdeutschem Eulen
fleisch im Federmantel. Steinmeier: 
»Lasst uns Eulen nach Istanbul tra-
gen.« Das zugehörige Gedicht, im 
Ullstein-Verlag erschienen, stammt 
von Jan Böhmermann. tg

Kurz-Schluss
Wie ich einmal am realistischen Besuch eines mir 
gehörenden Planeten aufgrund leicht vermeidbarer 
menschlicher Schwächen scheiterte

THEO GEIßLER 

Die literarische Früherziehung beginnt 
in meinem Falle mit ungefähr drei Le-
bens-Jahren und endet frühestens mit 
dem ersten Teil des letzten Doppelwor-
tes. Früher Forscherdrang wird oft mit 
dem heutzutage zu Unrecht rein kapi-
talistisch konnotierten Koppel-Begriff 
»Neu-Gier« beschnitten. Das schränkt 
natürlich den Homo-sapiens-formenden,  
 -fördernden, -vorwärtstreibenden, so-
zusagen chromosomenbedingten Cha-
rakterzug unseres sicherlich an digitaler 
Abnutzung darbenden Menschseins ein. 

Langer Rede kurzer Sinn: Am Kran-
kenbett meiner von Windpocken, Keuch-
husten, Mumps und Masern reichlich ge-
säumten frühen Kindheit durfte ich ei-
nen Luxus erleben. Meine liebe Mutter 
(Gott hab sie selig) las mir immer aus ei-
nem dicken grünen Folianten »Grimms 
Märchen« vor. Rasch und trotz oder 
dank hoher Fieberschübe bemerkte ich, 
dass es immer dieselben etwas flachen 
Geschichten waren: »Hans im Glück«, 
»Dornröschen«, allenfalls die jedes Mal 
geretteten »Sieben Geißlein«, oft mit 
dem Hinweis, dass ja auch ich bald ge-
sund würde. Rasch merkte ich Schlingel, 
dass in diesem fetten Buch doch noch et-
was anderes zu finden sein müsse – und 
grabschte es mir in heimlichen Stunden. 
Da ich die drei genannten Storys schon 
bis zum Erbrechen auswendig kannte, 
fiel es mir dank etlicher Spezialbegabun-
gen nicht schwer, die dort verwandten 

Hieroglyphen in Buchstaben umzuden-
ken – und immer flotter lesen zu lernen. 
Abgründe taten sich auf, die (vermut-
lich) meine spätere engagierte Welt- und 
Voraussicht auf dystopische Ereignisse 
aller Art früh formten: »Fitchers Vogel«  
 – ein Hexenmeister, der sich als Bett-
ler tarnte und in bester Tatortmanier 
schöne junge Mädels raubte und in Be-
sitz nahm (kein Happy End, Erstveröf-
fentlichung 20. Dezember 1812!). Oder: 
»Märchen von dem Machandelbaum«: 
Ein reiches Ehepaar wünscht sich ein 
Kind, so weiß wie Schnee, so rot wie Blut. 
Beim Schälen eines Apfels schnitt sich 
die Möchtegern-Mutter in den Finger. 
Sie wird schwanger, stirbt bei der Ge-
burt und wird unterm Machandelbaum 
begraben. Dass das Kind vom Rumpel-
stilzchen gefressen wird, ist freilich eine 
meiner schon damals typischen Fanta-
sie-Fortsetzungen.

Wenige Jahre später entdeckte ich 
am Gmunder Bahnhofs-Kiosk, Inha-
berin Frau Nickelbauer, sehr nett, im 
Rahmen des Bierholens für meinen Va-
ter, die Science-Fiction-Heftchen-Rei-
he »Terra«. Durfte reinschmökern und 
blieb gefesselt. Ich war um drei »Terra-
Hefte« (Koryphäen-Autoren K. H. Scheer, 
Jesko von Puttkamer) reicher. Mein Va-
ter bemerkte den Verlust einer Flasche 
(von acht) des Tegernseer »Gambrinus-
Bockes« nicht mehr. Mir eröffnete sich 
allerdings der Weltraum, später lite-
rarisch (Isaac Asimov), cineastisch 
(Kubricks 2001: Odyssee im Weltraum) 

oder TV-Serien-süchtig: (Raumpatrouil-
le Orion, Bügeleisen-Raumschiff, Vivi 
Bach), perfekter schon »Star Trek« – 
Lieutenant Uhura – wunderbar, u.s.w.…

Wie das Leben so spielt, befreun-
dete ich mich Jahrzehnte später (auch 
aus gewissen professionellen Gründen) 
mit einem etwas exzentrischen Kultur-
funktionär, der einerseits die Schleim-
pilz-Fotografie als Hobby hatte, ande-
rerseits wie ich die Weltraumforschung. 
Heimlich hatte er sich auf dem Berliner 
Teufelsberg ein super Radio-Teleskop 
mit Verbindung zum Webb-Satelliten-
Fernrohr eingerichtet, was in mir als 
Weltraumexperte von Kindesbeinen an, 
selbstverständlich gewisse Neidgefühle 
hervorrief. Nach Wochen harter Instruk-
tion durfte ich das Wundergerät nutzen. 
Mein Astro-Mäzen ging derweil auf die 
Schleimpilz-Pirsch. 

Dass die Profi-Astronomen mit su-
per Hightech vermutlich in schwarzen 
Löchern nach widerstandsfähigen wei-
ßen Greisen suchten, kam mir zupass. 
Bekanntlich verzwergten quantitätsfi-
xierte Himmelsschnüffler unserer Son-
ne den wunderhübschen »Pluto« zum 
Kleinplaneten. Da waren’s nur noch 
acht. Ich hingegen hatte schon vor et-
licher Zeit mit meinem »Kosmos-Star-
finder« eine wunderbare winzige Ano-
malität weit jenseits der Neptun-Bahn 
entdeckt und konnte nun dokumen-
tieren, dass in zirka anderthalbfacher 
Lichtjahr-Entfernung ein etwa erdgro-
ßer neunter Planet in recht unregel-
mäßiger Bahn unsere Sonne umkreiste. 
Die Schöpfung ist eben unberechenbar. 

Beim Schweizer Office für extrater-
restrischen Geländekauf Bärenbuckel & 
Co. KG meldete ich meinen Fund und 
meine Ansprüche an – und ließ sie 
gleich nach bolivianischem Recht ver-
briefen. Was nun? Schließlich möchte 
man anfassen, was man erworben hat. 

Also zoomte ich ein wenig mit meinem 
alten Spezi Elon Musk. Ich hatte ihm 
seinerzeit die hoch geheime Antriebs-
technik der Walther-U-Boote von Ge-
neral und Reichspräsident Karl Dönitz 
günstig als Konstruktions-Grundlage 
für seine Teslas verschaffen können. 
Gegen fünfzig Prozent der Planetenflä-
che und einer Kompensation von acht-
zig Prozent an »X« für mich versprach er 
mir jede Hilfe. Da traf es sich gut, dass 
die von Musk gemeinsam mit Trump 
und Putin geplante Unterfütterung 
des nordkoreanischen Halbinselteils 
zwecks Terraformings der Mondrücksei-
te mittels hochpotenten Ionen-Trieb-
werken noch nicht ganz fertiggestellt 
war. Flugs wurden nach dem Walther-
Prinzip die Ionen-Triebwerke gebün-
delt und in den Elon-Star-Chopper 
»Rusty Daniels« eingepflegt. Höchst-
geschwindigkeit ab Mond 98 Prozent 
Light-Speed. Besatzung: Elon, ich und 
als Pilot*in: Lieutenant Uhura, ein(e?) 
Spitzen-KI. 

Elon ließ mich mit ionisiert-aufge-
brezeltem Space-Chopper in Usedom 
abholen. Wir wurden, um Fliehkräfte in 
jeder Hinsicht zu reduzieren, in einer der 
bayerischen Schweinssülze nicht un-
ähnlichen Masse versenkt und bekamen 
Virtual Glasses mit Musik-Clips über-
gestülpt. Alles lief bestens, wir durch-
querten gerade den Asteroidengürtel 
zwischen Erde und Mars fast lichtge-
schwind. Da plärrte und flimmerte der 

absolut dekadenteste und blödeste Hit-
paraden-Kotzbrocken namens »Friesen-
jung« als Virtual Projection mit einem 
blauen windmühlenförmigen Blond-
Blödi an der Seite des sehr alten weißen 
Mannes Otto Waalkes vor Aug und Ohr. 
Ich ahnte nichts Gutes und musste mich 
erstmal in meine Sülz-Wanne erbrechen. 
Abbrechen tat auch die Projektion. An 
die Stelle des Klang-Schrotts trat – im-
mer tiefer werdend – die Stimme von 
Pilot*in Uhura. Sie rappte »Hänschen 
klein, ging allein… (tiefer, langsamer:) 
Ännschen tlein, kink… (sehr tief, sehr 
langsam:) Ännschen ein Männschän…

Ich wollte aus der Sülze hüpfen, aber 
zwei alte Wolga-Kotflügel-Montage-
Roboter drückten mich immer tiefer in 
die Tunke. Das Lied, die Melodie kam 
mir noch irgendwie bekannt vor …
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